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Einleitung. 


Zu  allen  Zeiten  hat  die  Stadt  Waren  von  auswärts 
bezogen.  Nicht  nur  der  auf  dem  Markte  seine  Waren  ver¬ 
kaufende  fremde  Händler  durchbricht  den  in  der  mittel¬ 
alterlichen  Stadtwirtschaft  herrschenden  Grundsatz  des  direkten 
Austausches,  daß  möglichst  alles  aus  erster  Hand  gekauft 
werden  müsse,  sondern  auch  die  innerhalb  der  Stadt  wirkende 
Kraft,  der  ansässige  Kleinhändler.  Damit  hat  sich  zwischen 
Produzent  und  Konsument  ein  dauerndes  Zwischenglied 
geschoben.  Bei  einer  folgerichtigen  Durchführung  der  mittel¬ 
alterlichen  Wirtschaftstheorie  hätte  es  eigentlich  einen  solchen 
Zwischenhändler  garnicht  gehen  dürfen1),  zumal,  wenn  man 
bedenkt,  daß  dieser  oft  auch  seinerseits  seine  Waren  wieder 
von  einem  Zwischenhändler  bezog,  nämlich  von  dem  fremden 
Kaufmann,  der  den  städtischen  Markt  besuchte. 

Die  Kleinhändler  Kiels  sind  die  Gewandschneider,  die 
Krämer  und  die  Höker.  Bei  der  Allgemeinheit  des  Ströhens 
nach  zunftmäßiger  Organisation2)  ist  es  nicht  verwunderlich, 
daß  auch  sie  sich  zu  Zünften  zusammenschlossen.3)  Für 


*)  Ähnlich  Schmoller,  Straßburger  Tücher-  und  Weberzunft.  S.  4G2. 

*)  Artikel  »Zunft«  im  W.  d.  V. 

3)  Mäscher  nennt  (S.  340)  die  Krämerzünfte  »Ausgeburt  der  Zunft¬ 
sucht«,  und  zwar  deshalb,  weil  deren  Genossen  Handel,  aber  kein  Ge¬ 
werbe  betrieben.« 


2 


die  ältere  Zeit  erhalten  wir  ans  unseren  Stadtquellen  keinen 
Aufschluß.  Die  älteste  Erwähnung  der  zunftmäßigen  Or¬ 
ganisation  der  Kieler  Kleinhändler  stammt  aus  dem  Jahre  1470. 
Das  Denkelbok  bestimmt,  welche  Leistungen  für  Kriegszwecke 
die  einzelnen  Ämter  übernehmen  sollen.  An  zweiter  Stelle 
werden  da  auch  die  Krämer  genannt.1)  Sie  haben  2  Panzer, 
2  Armbrüste  und  2  eiserne  Hauben  mit  allem  Zubehör  zu 
liefern.  Offenbar  aber  haben  sie  diese  Leistung  nicht  allein 
zu  tragen,  sondern  zusammen  mit  den  Goldschmieden  und 
Kannengießern.  Aus  dem  Jahre  1472  haben  wir  eine  Auf¬ 
zählung  aller  Kieler  Ämter  zwecks  Feststellung  der  Reihen¬ 
folge,  in  der  die  Zünfte  bei  der  Fronleichnamsprozession 
gehen  sollten.2)  Aus  ihr  ersieht  man  zunächst  den  Grad 
der  Vornehmheit  der  einzelnen  Ämter.  Nur  Knochenhauer 
und  Schützen  sind  vornehmere  Ämter  als  die  Krämer.  Ver¬ 
gleicht  man  dann  diese  Liste  von  1472  mit  der  von  1470, 
so  findet  man,  daß  1470  nur  16  Gewerbe  erwähnt  sind, 
1472  aber  19  Ämter.  1 1  Gewerbe  kommen  in  beiden  Listen 
vor,  auch  die  Krämer.  Aber  die  1470  mit  ihnen  zusammen¬ 
genannten  Goldschmiede  und  Kannengießer  sind  in  der  Reihe 
von  1472  ausgelassen.  Wenn  sie  mit  den  Krämern  gemeinsam 
ein  »zusammengesetztes  Amt«  gebildet  haben,  daun  ist  diese 
Erscheinung  erklärt.  Diese  Vermutung  läßt  sich  durch  folgendes 
stützen.  In  der  Liste  von  1470  findet  sich  noch  ein  zweiter 
Fall,  in  dem  mehreren  Gewerben  die  gleiche  Leistung  zu¬ 
erkannt  wird,  das  sind  »de  tymmerlude,  murlude  unde  bo- 
dekers«.3)  Auch  diese  3  Gewerbe  sind  1472  nur  unter  dem 
Namen  der  »tymmerlude«  als  Amt  vertreten.4)  Bei  der  1525 


1)  Mitt.  XXIV,  S.  26. 

2)  Mitt.  XXIV,  S.  25  f. 

8)  Mitt.  XXIV,  S.  27 . 

4)  1470  1472 

ty  mm  er  lüde  ^ 

murlude  >  tymmerlude. 

bodekers  J 

kremere  \ 

goltsinede  >  kremere. 

kannengeters  J 
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erfolgten  Neuordnung  der  Kieler  Ämter  wurden  vom  Rate 
8  Ämter  anerkannt,  deren  Älterleute  die  neue  Ordnung 
unterschrieben.  Das  einst  zusammengesetzte  Amt  der  Zimmer¬ 
leute,  Maurer  und  Böttcher  ist  völlig  aufgelöst.  Aus  dem 
zweiten  zusammengesetzten  Amte  der  Krämer,  Goldschmiede, 
Kannengießer  sind  die  Krämer  ausgestoßen,  sie  haben  ihr 
Zunftrecht  eingebüßt;  dagegen  bilden  Goldschmiede  und  Kan¬ 
nengießer  auch  weiterhin  ein  gemeinsames  Amt.1)  Daraus  geht 
also  hervor,  daß  die  Krämer  in  der  ältesten  uns  vorliegenden 
Überlieferung,  im  15.  Jh.  kein  einfaches  selbständiges  Amt, 
sondern  mit  Goldschmieden  und  Kannengießern  zusammen 
ein  Amt  bilden.2)  Anscheinend  waren  sie  zu  schwach  an 
Zahl.  Dieser  Zustand  dauerte  bis  1525.  Damals  wurde 
die  Krämerei  völlig  »frei«,  d.  h.  sie  wurde  vom  Zunft¬ 
zwange  befreit,  Krämer  konnte  sein  wer  wollte,  es  herrschte 
freier  Wettbewerb.3)  Ein  Eingriff  des  Landesherrn  in  die 
städtische  Wirtschaftspolitik  war  die  Veranlassung  dazu,  daß 
der  Rat  eine  Neuordnung  der  Ämter  unternahm.  Aus 
welchen  Gründen  der  Rat  gerade  die  Krämerei  freigab,  ist 
nicht  mit  Sicherheit  zu  ermitteln.  In  dem  Befehle  des 
Königs  Friedrich  an  den  Rat  befindet  sich  der  Satz : 
»dat  gy  dermaten  in  de  dinge  sehen  willen,  de  armot  so 


')  Mitt.  XXIV,  S.  31. 

ampt  der  schomaker: 

H.  Schulte  Jürgen  Kruse 
usw.,  aber: 

goltsmede  kannegyter: 

Marcus  Berendes  Peter  Kannegitter. 

Auch  heißt  es  ausdrücklich:  »Ock  schalen  de  kremere  in  keyn 
ampt  mede  seyn.«  Mitt.  XXIV,  S.  29. 

2)  Auch  in  anderen  Städten  war  die  Kramerzunft  keine  rein  kauf¬ 
männische.  In  Hildesheim  z.  B.  umfaßte  sie  auch  Harnischmacher, 
Riemenschneider  und  Handschuhmacher  (W.  Tuckermann,  das  Gewerbe 
der  Stadt  H.  bis  zur  Mitte  des  15.  Jhs.  Hiss.  Tübingen  1906);  in  Fulda 
bildeten  die  Krämer  mit  Pergamentmachern,  Kürschnern  und  Sattlern 
ein  Amt.  (Homann,  das  Zunftwesen  der  Stadt  Fulda.  Diss.  Münster 
1909.  S.  7.) 

3)  »kramwerck  to  brukende  schall  eynem  y deren  fry  wesen.« 

Mitt.  XXIV,  S.  29. 


1 


4 


gar  harde  nicht  beswert  werde,  de  ampter  afftodonde  odder 
tome  wenigesten  de  swaren  Unkosten,  de  se  dageliches 
darinne  vornemen,  gemetiget  werde.«  Vielleicht  wollte  der 
Rat  durch  Freigabe  der  Kramerei  eine  freie  Konkurrenz 
schaffen,  um  dadurch  eine  Preisermäßigung  zum  Besten  der 
ärmeren  Einwohner  zu  bewirken.  Möglich  ist  auch,  daß 
gerade  die  Krämer  ihre  ärmeren  Amtsgenossen  dadurch  in 
Unkosten  stürzten,  daß  sie  durch  großen  Aufwand  bei  Ge¬ 
lagen,  öffentlichen  Festen  und  dgl.  sich  vor  den  anderen 
Bürgern  und  Ämtern  hervorzutun  trachteten.1)  Vielleicht 
wirkten  beide  Gründe  zusammen. 

Welche  Entwicklung  die  Krämerei  und  insonderheit 
die  zunftmäßige  Organisation  der  Kramer  Kiels  im  weiteren 
Verlauf  des  Jhs.  genommen  hat,  vermögen  wir  nicht  zu 
sagen.  Weder  die  Stadtbücher  noch  andere  Quellen  geben 
uns  darüber  Aufschluß.  Eine  in  niederdeutscher  Sprache 
abgefaßte  Krämerordnung,  welche  Fr.  Volbehr  als  die  älteste 
Satzung  der  Kieler  Kramerzunft  anspricht,  darf  für  Kiel 
nicht  in  Anspruch  genommen  werden.2)  Bis  zur  Neu- 


x)  Auch  von  dem  Aufwand  durch  übermäßigen  Kleiderluxus  ist 
im  Befehl  des  Königs  die  Rede.  Mitt.  XXIV,  S.  28. 

*)  Z.  f.  s.  h.  G.  XI,  S.  365  f.  Das  schön  und  sauber  geschriebene 
Pergament  wurde  der  Gesellschaft  für  Kieler  Stadtgeschichte  von  einem 
Privatmanne  geschenkt  und  gelangte  später  ins  Kieler  Stadtarchiv.  Eine 
Signatur  enthält  die  Urkunde  nicht.  Der  Name  Kiel  ist  in  der  Urkunde 
nicht  erwähnt,  auch  ein  Datum  fehlt.  Sprache  und  Schrift  beweisen, 
daß  sie  aus  der  2.  Hälfte  des  16.  Jhs.  stammt.  Da  1525  das  Krameramt 
aufgelöst  wurde,  wir  aber  sonst  aus  dem  16.  Jh.  keine  andere  Nachricht 
von  einem  Krameramte  haben,  dürfen  wir  die  Ordnung  nicht  mit  Sicher¬ 
heit  als  für  Kiel  gültig  betrachten.  Der  Inhalt  stimmt  auffallend  mit  einer 
Lübecker  Rolle  des  14.  Jhs.  überein,  und  zwar  fast  wörtlich.  Es  ist  wohl 
zweifellos,  daß  die  lübische  Satzung  die  Vorlage  war.  [Die  lüb.  Rolle 
bei  Wehrmann  S.  272  f.]  Die  einzige  Abweichung  —  wenn  man  von  den 
Unterschieden  in  der  Rechtschreibung,  die  sich  aus  der  verschiedenen  Ent¬ 
stehungszeit  erklären,  absieht  —  besteht  darin,  daß  das  jüngere  Pergament 
nicht  das  Verbot  des  Feilbietens  und  Verkaufs  von  Waren  in  Kirchen, 
auf  Kirchhöfen  und  in  den  Straßen  enthält.  Diese  Abweichung  im  In¬ 
halt  ist  auch  das  einzige,  auf  das  man  sich  stützen  kann,  wenn  man 
das  Pergament  als  kielisch  bezeichnet.  Für  Kiel  galt  jenes  Verbot  in- 
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gründung  des  Krameramtes  im  Jahre  1635  hören  wir  von 
den  Kieler  Kramern  nichts.  Dann  erscheinen  diese  mit 
den  Gewandschneidern  vereint.  Welche  Stellung  diese 
Kleinhändler  von  Tuchen  in  älterer  Zeit  in  Kiel  einnahmen, 
läßt  sich  nicht  feststellen.  Ein  Amt  haben  sie  1470  nicht 
gebildet.1)  Das  einzige,  was  wir  von  dem  Gewandschnitt 
wissen,  ist  uns  durch  eine  Bursprake  aus  dem  Anfang  des 
15.  Jhs.  überliefert.2)  Diese  knüpft  die  Ausübung  des  Ge¬ 
wandschnittes  an  die  Erlaubnis  der  »wantsworen«,  die  keine 
Zunftbeamten  sein  brauchen,  sondern  auch  Ratsbeamte 
sein  können. 

Die  dritte  Gruppe  der  Kleinhändler  Kiels  sind  die 
Höker.  Sie  bildeten  Ende  des  15.  Jhs.  ein  Amt.  Groß 


folge  Platzmangels  tatsächlich  nicht,  (vgl.  »Marktwesen.«)  Da  das  aber 
der  einzige  Grund  ist,  den  man  beibringen  kann,  so  beweist  das  nichts. 
Das  Fehlen  des  Stadtnamens  könnte  man  schließlich  noch  dadurch  er¬ 
klären,  daß  der  Stadtname  auch  nicht  in  der  Vorlage  erwähnt  ist;  über¬ 
zeugend  ist  das  natürlich  durchaus  nicht.  Das  Pergament  hat  die  Form 
eines  in  der  Mitte  gefalzten  Blattes.  Ob  das  Pergament  andererseits  aus 
Lübeck  stammt,  muß  ebenfalls  dahingestellt  bleiben;  ich  möchte  es  ver¬ 
neinen.  Denn  die  lübischen  Kramer  baten  1580  und  1585  ihren  Rat  um 
eine  Änderung  ihrer  alten  Rolle,  weil  einmal  Waren  darin  genannt  seien, 
die  man  nicht  mehr  führe  (Wehrmann  S.  22),  Ausdrücke,  die  man  nicht  ver¬ 
stehe,  und  auch  die  Schrift  nicht  lesbar  sei  (»etlich  wort  olldt,  dwarsch, 
oder  von  wegen  Olldtheit  der  schrifft  nicht  lessaftich.«  Liib.  Sta. 
A.  Krämer  Vol.  A1  Fase.1)  Das  trifft  für  das  jüngere  Pergament,  das  in 
dieser  Zeit  entstand,  nicht  zu,  alle  alten  Waren  sind  auch  wieder  ge¬ 
nannt,  die  Schrift  ist  sehr  schön.  Die  neuen  Entwürfe  der  lübischen 
Krämer  sind  anders.  (Liib.  Sta.  A.)  Ein  handschriftlicher  Vergleich 
führt  zu  keinem  Ergebnis.  Erwähnt  sei  noch,  daß  der  Grund,  auf  den 
Volbehr  sich  stützt,  wenn  er  behauptet,  »daß  die  vorliegende  Handschrift 
die  spätere  Abschrift  eines  älteren  Originals  ist«,  hinfällig  ist,  da  der 
Schreibfehler  im  2.  Worte  (Dorch  mit  willen  —  statt:  nutwillen!)  den 
Volbehr  zum  Beweise  anführt,  sich  als  ein  Lese-  oder  Druckfehler  bei 
Wehrmann  erweist,  auf  den  Volbehr  sich  bezieht,  anstatt  die  von  Wehr¬ 
mann  benutzte  Handschrift  zu  Rate  zu  ziehen,  die  eine  solche  unver¬ 
ständliche  Schreibart  ebensowenig  enthält  wie  das  strittige  Pergament. 

0  vgl.  Liste  der  Ämter  von  1470  und  1472.  Mitt.  XXIV,  S.  25 f. 

2)  »Ok  schal  nement  want  sniden  sunder  volbord  der  wantsworen 
by  iij  marken  sulvers  vnde  jeweliken  sworen  by  x  Schillingen.«  Z.  f.  s. 
h.  G.  Bd.  X.  S.  332. 
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und  wohlhabend  kann  es  nicht  gewesen  sein.  Seine  Mit¬ 
glieder  haben  nur  eine  sehr  geringe  Kriegsleistung  aufzu¬ 
bringen,  nämlich  nur  »1  panser  1  hot  1  armborst  myd  der 
thobehoringe.«1)  Auch  im  Jahre  1525  blieb  das  Amt  der 
Höker  bestehen.2)  Im  weiteren  Verlauf  des  16.  Jhs.  ist  nichts 
mehr  von  den  Hökern  berichtet.  Als  Amt  sind  sie  nach 
der  Aufhebung  der  Gewerbefreiheit  Anfang  des  17.  Jhs.  nicht 
wieder  organisiert  worden. 

Am  21.  August  1615  hob  Herzog  Johann  Adolf  von 
Holstein-Gottorp  für  seinen  Anteil  die  Ämter  und  Zünfte 
auf,  nach  dem  Beispiel  des  Königs  Christian  IV.,  der 
am  19.  Juli  1613  alle  Zünfte  und  Innungen  in  Dänemark 
und  am  14.  Juni  1615  auch  im  königlichen  Anteil  der 
Herzogtümer  aufgehoben  hatte.  Die  Mißbräuche  des  Zunft¬ 
wesens  waren  schon  damals  so  stark  hervorgetreten,  daß  der 
Herzog  zum  Wohle  der  ärmeren  Untertanen  zu  diesem 
Mittel  griff.3)  Eine  namentliche  Erwähnung  von  der  Auf¬ 
lösung  der  Ämter  der  Krämer,  Gewandschneider  und 
Höker  findet  sich  in  dem  Erlaß  nicht.4)  Für  die  Mitglieder 
der  aufgelösten  Ämter  hatte  die  Gewerbefreiheit  natürlich 
starke  Nachteile,  da  sie  früher  eine  Monopolstellung  einge¬ 
nommen  hatten,  die  jetzt  durch  freie  Konkurrenz  durch¬ 
brochen  wurde.  Herzog  Friedrich  III.  sah  sich  infolge  seiner 
Schulden  genötigt,  der  Stadt  Kiel  die  Aufhebung  der  von 
seinem  Vorgänger  eingeführten  Gewerbefreiheit  zu  versprechen. 
(Erlaß  vom  17.  September  1624). 5)  Nach  und  nach  entstanden 
die  alten  Ämter  wieder,  im  Jahre  1635  auch  das  Amt  der 
Krämer  und  Gewandschneider.  Ob  die  Gewandschneider 
sich  erst  jetzt  mit  den  Krämern  vereinten,  oder  ob  sie  schon 
früher  zu  ihnen  gerechnet  wurden,  muß  dahingestellt  bleiben. 
Auf  die  verschiedenen  Theorieen  von  der  Entstehung  der 
Zünfte  braucht  hier  nicht  eingegaugen  zu  werden,  da  einmal 


x)  Mitt.  XXIV,  S.  27.  vgl.  auch  Liste  von  1470  (S.  25). 

2)  Mitt.  XXIY,  S.  29,  31.  s)  Mitt.  VII,  S.  33  ff. 

4)  »Sammlungen  zur  näheren  Kunde  des  Vaterlandes"  hrsg.  v. 

N.  Falck,  Bd.  III.  Altona  1825. 

5)  Volbehr,  Mitt.  VII,  S.  36. 
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diese  Einrichtung  von  anderen  Städten  auf  Kiel  übertragen 
ist,  zum  andern  auch  die  Entstehung  des  Krämeramts  im 
Jahre  1635  sich  als  eine  Reaktion  gegen  die  aufgetretenen 
Folgen  der  Gewerbefreiheit  erklärt.  In  der  Einleitung  des 
neuen  Artikelsbriefes  ist  dieser  Grund  ausdrücklich  angegeben. 
Es  heißt  da:  »..welcher  gestalt  nunmehr  eine  geraume 
Zeit  hero  große  ohnleidentliche  Mißbräuche  in  dieser 
Stadt  sich  ereignet,  in  deine  ein  Jedtweder  ohne  Unter¬ 
schied  sich  niedergelassen,  das  Bürgerrecht  gewonnen  und 
seinem  eigenen  Belieben  nach  die  Gewandtschneider-  und 
Kramer-Handlung  angefangen,  da  sich  dann  zu  vielmahlen 
befunden,  daß  theils  dieselben  die  Handlung  ganz  nicht  gelernet, 
theils  ihre  Lehr-Jahre  nicht  ausgehalten,  theils  dieser  Stadt 
von  undenklichen  Jahren  hero  eingeführten  Statuten  und 
löblichen  Gebräuchen  schnurgleich  zuwidere  Frembde  und 
Außländische  in  Societet  und  Maschoppey  gezogen,  theils 
Außheimische  auch  ihre  eigene  Handlung  solchergestalt  durch 
ihre  Dienere  allhie  angestellet  und  damit  den  anderen,  so 
die  Land-  und  Stadt-Bürde  tragen  müssen,  ihre  Nahrung 
merklich  geschmälert,  verringert  und  entzogen«  werde. 

Auch  im  königlichen  Anteil  hat  die  Gewerbefreiheit 
nicht  allzulange  gedauert.  In  Glückstadt  wurde  im  Jahre  1696 
eine  Kramerkompagnie  errichtet,  oder  genauer:  zwei 
Kompagnien,  ein  Kraut- Krameramt  und  davon  getrennt 
eine  »Seidenkrämer-  und  Tuchhändlerkompagnie.«  Sie  erhielt 
am  26.  Mai  1696  die  königliche  Bestätigung,1)  während  das 
»Kraut- Krameramt«  diese  schon  am  29.  Februar  1696  er¬ 
halten  hatte.2) 

1701  wurde  auch  in  Rendsburg  eine  Kompagnie  der 
»Seiden-,  Laken-  und  Gewürzkrämer«  errichtet  und  ihnen 
ein  aus  19  Artikeln  bestehender  Artikelsbrief  am  26.  August 
1701  erteilt.3) 


9  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A  III,  1844. 

2)  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  B  XVI,  2,  Nr.  136.  Auch 
im  Siegel  unterscheiden  sich  beide.  Kr.  A  VIII,  105  und  186. 

3)  Bestätigt  später  30.  Apr.  1731,  24.  Apr.  1747,  11.  Mai  1767, 
5.  Mai  1817,  26.  Aug.  1857.  Akten  des  Rendsburger  Kramer-Archivs, 
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Itzehoe  folgte  1730,  von  Christian  VI.  den  4.  Februar 
1732  bestätigt;1)  und  in  Schleswig  entstand  die  jüngste 
Krämerkompagnie  unserer  Provinz  im  Jahre  1734. 2) 

Inwieweit  diese  Krämerkompagnien  in  Glückstadt, 
Rendsburg,  Itzehoe  und  Schleswig  auf  ältere  Ämter  zurück¬ 
gehen,  muß  hier  eine  offene  Frage  bleiben.  Eine  Beein¬ 
flussung  der  Kieler  Artikel  durch  sie  ist  jedenfalls  ausge- 
geschlossen,  eher  kann  man  von  einer  Einwirkung  der  Kieler 
auf  die  anderen  reden;  die  Bestimmungen  sind  dem  Sinne 
nach  überall  gleich.  Aufgehoben  wurden  diese  Krämer¬ 
zünfte  erst  durch  die  Einführung  der  Gewerbefreiheit  1869. 
Der  Name  »Kompagnie«,  den  diese  kaufmännischen  Ge¬ 
nossenschaften  sich  gerne  beilegen,  wird  deshalb  gewählt, 
um  sich  äußerlich  von  den  Handwerkszünften  zu  unter¬ 
scheiden  und  nicht  mit  ihnen  verwechselt  zu  werden.  Die 
Seiden-  und  Tuchhändler  in  Glückstadt  schreiben  1704,  daß 
sie,  da  der  König  ihnen  das  »Prädikat  einer  Kramerkom¬ 
pagnie«  erteilt  habe,  sie  deshalb  »consequenter  kein  Amt 
können  noch  mögen  genennet  werden.«3)  Die  Kieler  Klein¬ 
händler  haben  sich  dagegen  unzählige  Male  selbst  ein  Amt 
oder  eine  Zunft  genannt.  Für  vornehmer  als  die  Verbände 
der  Handwerker  hielten  auch  sie  sich.  Daß  die  Kieler 
Kramerkompagnie  auch  tatsächlich  eine  Zunft  war,  geht  aus 
ihrer  Organisation  hervor,  die  sich  von  der  der  Handwerker¬ 
zünfte  nicht  unterscheidet.4) 


*)  Wiederbestätigt  11.  Mai  1767,  29.  Apr.  1817,  26.  Aug.  1857. 
Akten  des  Magistrats  der  Stadt  Itzehoe. 

2)  Wiederbestätigt  1735, 1747,  1767,  1854.  Königliches  Staatsarchiv 
Schleswig  C  XIX,  3.  Nr.  247.  Auch  in  Sonderburg  gab  es  noch  1835 
ein  Krameramt,  vgl.  Sclilesw.-Holst.  Blätter  für  1835  hrg.  v.  Heiberg 

1.  Bd. 

3)  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  B  XVI,  2.  Nr.  134. 

Die  Komp,  der  Seiden-  und  Tuchhändler  in  Glückstadt  galt  für 
vornehmer  als  das  Krautkrameramt,  vgl.  Ämterliste  v.  1743.  B  XVI, 

2.  Nr.  136,  ebenso  in  älterer  Zeit  die  Gewandschneider  in  Hameln. 
Keutgen,  Ämter  und  Zünfte  S.  215. 

4)  Ebenso  erklärt  der  Kieler  Magistrat  1862,  daß  die  Komp,  eine 
Aolle  Zunft  sei.  Stadtarchiv  Kiel  818.  Auch  in  königl.  Erlassen  wird 
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I  Die  Kramerkompagnic  und  ihre 
Aufsichtsbehörden. 

1.  Kramer  und  Rat. 

In  der  Zeit  vom  14.  bis  zum  16.  Jh.  war  die  Macht 
des  Kieler  Rates  fast  unbeschränkt. *)  Der  Rat  überwachte 
fast  alle  Lebensäußerungen  seiner  Bürger.*  2)  Über  die  Zünfte 
führte  er  die  unbedingte  Aufsicht.  Nur  der  Rat  konnte  eine 
Zunft  gründen,  nicht  die  Bürger  selbst. 3)  Zur  Durchführung 
des  Zunftzwanges  mußte  er  als  die  städtische  Obrigkeit  seine 
Genehmigung  geben.  Auch  später,  als  der  landesherrliche 
Einfluß  wieder  vorherrschend  geworden  war,  blieb  der  Rat 
für  alle  Zunftangelegenheiten  die  Instanz,  au  die  man  sich 
zunächst  wenden  mußte,  und  an  die  sich  auch  der  Landes¬ 
herr  hielt.  Als  1525  König  Friedrich  dem  Kieler  Rat  seine 
Unzufriedenheit  darüber  aussprach,  daß  die  Ämter  zu  große 
Aufwendungen  machten  und  ihre  Mitglieder  in  hohe  Un¬ 
kosten  stürzten,  forderte  er  vom  Rate,  diese  Kosten  einzu¬ 
schränken  oder  die  Zünfte  aufzuheben.  Der  Rat  kam  diesem 
Befehle  nach.4)  Welche  Ämter  von  dieser  Maßregel  getroffen 
werden  sollen,  wird  ganz  in  das  Belieben  des  Rates  gestellt. 
Dieser  hob  damals  das  Amt  der  Krämer  auf,  oder  besser 
ausgedrückt,  er  schloß  die  Krämer  aus  dem  zusammen¬ 
gesetzten  Amte,  das  sie  bis  dahin  mit  den  Goldschmieden 
und  Kannengießern  gebildet  hatten,  aus.5)  Wie  sich  die  Ent¬ 
wicklung  der  Kramer  im  weiteren  Verlauf  des  16.  Jhs.  voll¬ 
zog,  ist  infolge  der  lückenhaften  Überlieferung  nicht  fest- 


sie  geradezu  »Zunft«  genannt,  z.  B.  Chron.  Slg.  1780  S.  57.  Sy.  Slg.  d. 
Vdg.  Bd.  VI,  S.  90,  91.  Also  auch  die  Regierung  setzt  sie  den  Hand¬ 
werkszünften  gleich.  Diese  Frage  ist  deshalb  von  praktischer  Bedeutung, 
weil  dadurch  entschieden  wird,  daß  die  Bestimmungen  für  Zünfte  auch 
für  Krämerkompagnien  gelten. 

’)  Mitt.  XXV,  S.  37  f. 

2)  Mitt.  XXIX,  S.  32  f. 

3)  Mitt.  XXIX,  S.  42. 

4)  Mitt.  XXIV,  S.  28  f.  Mitt.  XXIX,  S.  43. 

5)  vgl.  Einleitung.  Denkelbok  S.  29. 


10 


zustellen.1)  Bei  der  Neugründung  des  Amtes  1635  erscheinen 
die  Gewandschneider  mit  den  Kramern  vereint.  Ob  dies 
auch  bei  dem  alten  Amte  der  Fall  war,  muß  ebenfalls  eine 
offene  Frage  bleiben.1) 

Um  ihre  wirtschaftlichen  Interessen  gemeinsam  besser 
wahren  zu  können,  kamen  Gewandschneider  und  Kramer 
zusammen  und  wandten  sich  zunächst  an  den  Rat  mit  der 
Bitte,  ihnen  eine  Amtsgerechtigkeit  zu  erteilen,  indem  sie 
zugleich  über  die  Mißstände  klagten,  welche  eingerissen 
seien,  da  jeder,  dem  es  gefalle,  sich  in  der  Stadt  niederlasse 
und  nach  seinem  eigenen  Belieben  den  Gewandschnitt  und 
die  Krämerei  betreibe.2)  Der  Rat  ließ  sich  bewegen,  zu  der 
alten  städtischen  Wirtschaftspolitik  zurückzukehren.3)  Um 
das  Wohl  seiner  Bürger  zu  heben  und  die  Mißbräuche  ab¬ 
zuschaffen,  stimmte  er  dem  Verlangen  der  Gewandschneider 
und  Krämer  zu  und  bewilligte  ihnen  »die  Gerechtigkeit  eines 
Collegii  oder  einer  Compagnie«.4)  Ausdrücklich  behielt  sich 
der  Rat  das  Recht  vor,  die  ihnen  am  12.  Mai  1635  erteilten 
Satzungen  »zu  mindern,  zu  mehren,  zu  ändern,  zu  verbessern, 
auch  nach  Gelegenheit,  dafern  angeregte  Compagnie  sich  der 
Gebühr  nach  nicht  verhalten  und  dazu  rechtmäßigen  Anlaß 
geben  würde,  gänzlich  aufzuheben.5)  Da  jedoch  der  Rat  im 
17.  Jh.  in  Handels-  und  Gewerbeangelegenheiten  den  polizei¬ 
lichen  Ordnungen  des  Landesherrn  unterworfen  war,  so  er¬ 
scheint  dieser  Vorbehalt  der  Änderung  und  der  Aufhebung 
mehr  als  eine  beibehaltene  aber  überlebte  Rechtsformel  als 
ein  tatsächliches  Recht;  jede  Änderung  auch  durch  die 


*)  "Wenn  das  strittige  Pergament  für  Kiel  zu  beanspruchen  wäre, 
dann  hätte  sich  die  Verbindung  der  Krämer  und  Gewandschneider  schon 
im  16.  Jh.  vollzogen. 

2)  Rolle  von  1635.  Vgl.  Anhang,  auch  Kr.  A.  I. 

8)  »Auf  vorhergehends  fleißiges  Antrieb«  habe  der  Rat  ihnen  die 
Artikel  bewilligt.  Kr.  A.  I;  sowie  auch  in  der  Rolle:  »auf  ihr  instän¬ 
diges  Anhalten.« 

4)  Kr.  A.  I. 

5)  Auch  in  Lübeck  behielt  sich  der  Rat  das  Recht  der  Änderung 
vor.  Wehrmann  S.  161,  235,  376  u.  a.  1380  gab  der  Rat  den  Krämern 
sogar  eine  Ordnung  »up  en  vorsokent  to  twenjaren.«  Wehrmann  S.  275. 
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Stadtbehörde  unterlag  der  landesherrlichen  Bestätigung.  Der 
Rat  blieb  aber  die  Aufsichtsbehörde  des  Amtes.  Er  war  dein 
Landesherrn  verantwortlich  für  alle  Amtsangelegenheiten, 
ihm  war  vom  Landesherrn  das  Aufsichtsrecht  übertragen.  *)*  2) 
Deshalb  mußten  die  Vorsteher  des  Amtes,  die  Alterleute, 
dem  Rate  ihren  Amtseid  ablegen,  worauf  der  Rat  sie  öffent¬ 
lich  den  Bürgern  als  die  rechtmäßigen  Amtsvertreter  vor¬ 
stellte.3)  Der  Rat  ließ  die  Privilegien  der  Kompagnie  öffent¬ 
lich  verlesen,  damit  jeder  Bürger  sich  nach  ihren  Be¬ 
stimmungen  richte  und  sich  nicht  durch  Unkenntnis  ent¬ 
schuldige.4)  Um  den  Einfluß  des  Rates  unbedingt  sicher  zu 
stellen,  wurde,  wie  es  auch  bei  anderen  Ämtern  allgemeiner 
Brauch  war,  dem  Rate  das  Recht  eingeräumt,  aus  seiner 
Mitte  zwei  Beisitzer  zu  ernennen,  die  bei  allen  wichtigen 
Amtshandlungen  zugegen  sein  mußten.5)  In  dieser  Einrichtung 
der  Beisitzer,  Morgensprachsherren  oder  Patrone,  hatte  der 
Rat  das  Mittel  in  der  Hand,  die  Ausführung  rechtswidriger 
Zunftbeschlüsse  zu  verhindern  und  das  Gemeinwohl  zu  ver¬ 
treten.  Die  Beisitzer  mußten  an  allen  Versammlungen  teil¬ 
nehmen.6)  Pflicht  der  Morgensprachsherren  war  es,  im  Ver¬ 
ein  mit  den  Älterleuten  für  die  Erledigung  der  Streitigkeiten 
unter  den  Mitgliedern  zu  sorgen,  7)  auf  ordnungsgemäßen 
Verlauf  der  Versammlung  zu  halten,8)  kurz,  alle  Mißbräuche 
zu  verhindern;  dafür  bezogen  sie  bestimmte  Gebühren.  Bei 
der  Einschreibung  der  Lehrjungen  erhielten  sie  1  Rthl.,  bei 
Neuaufnahme  eines  Mitgliedes  2  Rthl.;  ebenso  sollten  sie 


*)  In  allen  Bestätigungen. 

2)  Bis  zum  1.  Sept.  1867  hatte  Kiel  eigene  Gerichtsbarkeit,  der 
auch  die  Handelssachen  unterstanden.  Der  Instanzenweg  ging  dann 
vom  Niedergericht  an  das  Oberdikasterium  zu  Glückstadt,  von  da  ans 
Oberappellationsgericht  in  Kiel.  Mitt.  XVI,  S.  1  f. 

3)  vgl.  Hauptteil  II. 

4)  z.  B.  Kr.  A.  I,  114  und  142,  Kr.  A  IV,  93. 

5)  Artikel  1.  vgl.  auch  Gierke  I,  931  und  Mitt.  XXIX,  S.  44. 

6)  Das  entspricht  jedenfalls  den  Bestimmungen  der  Artikel  15, 
18,  19,  21,  23. 

7)  Artikel  15,  18,  19,  23. 

8)  Artikel  18. 
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bei  unentschuldigteil)  Fehlen  von  Mitgliedern  in  Versamm¬ 
lungen  1  Rhtl.  erhalten.1)  Jedoch  waren  die  Ratsvertreter 
durchaus  nicht  bei  allen  Versammlungen  zugegen.  Manch¬ 
mal  ließen  sie  sich  »wegen  anderweitiges«  entschuldigen.2) 
Mag  das  noch  hingehen,  so  ist  ihnen  zu  anderer  Zeit  der 
Vorwurf  der  Pflichtverletzung  nicht  zu  ersparen:  von 
1786  —  94  war  kein  Beisitzer  jemals  hei  einer  Amtshandlung 
zugegen.  3)  Natürlich  hatte  auch  die  Kompagnie  davon  einen 
Nachteil,  weil  die  Beisitzer  ja  auch  ihre  Interessen  wahr¬ 
nahmen.  Sie  beschloß  deshalb  1794,  die  Morgensprachsherren 
»nach  altem  Herkommen«  wieder  einzuführen,  damit  die 
Rechte  des  Amtes  künftig  besser  geschützt  werden  könnten.4) 
Zwar  behaupteten  die  Alterleute,  nicht  zu  wissen,  weshalb  die 
Beisitzer  solange  nicht  zugegen  waren, 5)  doch  darf  man  den 
Grund  des  Fernbleibens  der  Morgensprachsherren  vielleicht 
in  einem  wenig  höflichen  Schreiben  des  Amtes  an  den 
Bürgermeister  im  Jahre  1785  sehen.6)  Die  Beseitigung 
dieser  Entfremdung  fand  dann  mit  einem  Feste,  hei  dem 
die  Beisitzer  feierlichst  wieder  eingeführt  wurden,  ihren  Ab¬ 
schluß.  In  der  2.  Hcälfte  des  18.  Jhs.  trat  auch  ein  Um¬ 
schwung  in  dem  Verhalten  der  Stadtbehörde  zu  dem  Kramer¬ 
amte  ein.  Bis  dahin  hatten  Bürgermeister  und  Rat  fast 


x)  vgl.  unten.  —  Art.  4,  21.  —  Nach  solchen  Strafgeldern  hießen 
sie  in  Lübeck  auch  »weddeherren«  oder  »witherren«  in  Bremen.  Frens- 
dorff,  Hans.  Gesell,  bl.  Bd.  13,  S.  16.  —  ln  Rendsburg  hießen  sie  »Cammer¬ 
herren«  (Art.  2  der  Rendsburger  Komp.). 

8)  Kr.  A.  I. 

3)  Kr.  A.  I,  II.  Kr.  A.  IV. 

4)  Kr.  A  II.  Zugegen  sein  solle  die  Morgensprache  1)  bei 
Wahl  der  Älterleute,  2)  bei  Aufnahme  neuer  Mitglieder,  3)  bei  Prozeß¬ 
sachen,  4)  bei  Streitigkeiten.  Alles  das  bestimmen  schon  die  Artikel. 

5)  Kr.  A.  IV,  202. 

6)  Kr.  A.  IV,  196  .  .  ,  »befremdet  es  die  Kompagnie  sehr,  daß  der 
itzige  Bürgermeister  als  Mit-Morgensprache  unserer  Kompagnie  sich  erkläret, 
daß  unser  Gesuch  nicht  zu  differieren  sei,  da  doch  der  vorige  Bürger¬ 
meister  nach  unserer  Gerechtsame  dieses  besser  einsah  und  nach  seiner 
Überzeugung  sich  sogleich  bewogen  fand,  sogleich  ein  gedrucktes  Placat 
öffentlich  von  der  Kanzel  verlesen  zu  lassen  und  in  allen  Wirtshäusern 
zu  verteilen.« 


13 


stets  die  Partei  der  Krämer  ergriffen,  seiner  »besten  Bürger«, 
wie  er  sich  bisweilen  ausdrückte,  zu  deren  Gunsten  er  ein¬ 
seitige  Beschlüsse  erließ.1)  Diese  Stellungnahme  des  Rates 
darf  man  vielleicht  zum  großen  Teil  darauf  zurückführen, 
daß  die  Kieler  Gewandschneider-  und  Kramerzunft  durch 
Zunftgenossen,  die  Mitglieder  des  Rates  waren,  ihre  Interessen 
unmittelbar  vertreten  konnte. 

Diese  unmittelbare  Interessenvertretung  war  um  so 
wirkungsvoller,  als  der  Rat  noch  im  17.  Jh.  das  Recht  der 
Kooptation  und  der  freien  Bürgermeisterwahl  aus  der  Mitte 
des  Ratskollegiums  besaß.2)  Schon  im  16.  Jh.  finden  wir 
Krämer  im  Kieler  Patriziat.  Der  Bürgermeister  Ameling 
von  Lengerke,  der  durch  seine  Erlebnisse  mit  dem  Junker 
Penz  und  dem  Adel  eine  gewisse  Berühmtheit  erlangt  hat, 
ist  ein  Kramer.3)  Auch  sein  Amtsgenosse,  der  Bürgermeister 
Marx  Möller,  hatte  einen  Handel  mit  Kram  waren,  Heringen 
und  auch  Tuchen.4)  Die  Erneuerung  des  Krameramtes  im 
Jahre  1635  ist  wohl  dadurch  gefördert  worden,  daß  von  den 
8  Ratsmitgliedern  2  Kramer  waren,  nämlich  Heinrich  Holste5) 
und  Hans  Möller.6) 

Unter  den  Gründungsmitgliedern  des  Amtes  befindet  sich 
auch  Johan  von  Lengerke  und  Claus  Prenke;  beide  wurden 
später  Ratsmitglieder7).  1649  und  1650  waren  von  8  Rats- 


*)  »...was  Bürgermeister  und  Rat  in  einseitigem  favorem  der 
Kramerkompagnie  geltend  zu  machen  gesucht«  schreibt  der  Herzog  1750. 
(Kr.  A.  Y,  244 f );  ebenso  schon  1735  (Kr.  A.  IV,  37). 

2)  Trautmann,  Mitt.  XXV,  S.  37. 

3)  A.  v.  Lengerke  hatte  sein  Haus  in  der  Holstenstraße  (Mitt.  III/IV, 
S.  141.  XVIII,  110),  auf  dem  Markte  hatte  er  eine  Krambude  (Mitt. 
XVIII,  130,  53  f.),  auch  handelte  er  mit  Holz  (Mitt.  XVIII,  156.  —  Sein 
Erlebnis  mit  Junker  Penz  Mitt.  XVIII,  136). 

4)  Mitt  XVIII,  S.  108. 

5)  H.  Holste,  Mitglied  der  Komp.  (Kr.  A.  I.)  Senator  von  1627—48, 
Consul  bis  1654.  (Mitt.  XXIV,  S.  167  ff  ). 

6)  H.  Möller,  Mitglied  der  Komp.  (Kr.  A.  I.)  Senator  von  1634—54, 
Consul  von  1655  —  1663.  (Mitt  XXIV,  S.  169  f .). 

7)  Joh.  v.  Lengerken  war  ein  Großneffe  des  Ameling  (Schwarze- 
Fehse  S.  48),  1648 — 63  war  er  Senator  (Mitt.  XXIV,  S.  172  f .),  1664 — 80 
Consul  (Mitt.  XXIV,  S.  176  -79).  Mitgl.  (Kr.  A.  I.)—  Claus  Prenke,  Senator 
1648-  66  (Mitt.  XXIV,  S.  172  ff.).  Mitglied  der  Komp.  (Kr.  A.  I.). 
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mitgliedern  nicht  weniger  als  4  auch  Mitglieder  der  Kramer¬ 
kompagnie1).  1703  wurde  der  Kramer  Joh.  Matthias  Gude 
Senator2),  1695—1707  saß  das  Mitglied  der  Kompagnie  Hans 
Müller  ebenfalls  als  Senator  im  Rat.3)  Die  Kieler  Klein¬ 
händler  waren  also  vollständig  ratsfähig,  sie  gehörten  zum 
Kieler  Patriziat.  Daher  wehrte  sich  die  Kompagnie,  indem 
sie  sich  darauf  berief,  daß  sie  »ex  civibus  primae  classis« 
bestehe,  1681  und  1683  mit  Erfolg  gegen  Aufnahme  von 
Handwerkern4).  Von  diesen  wollten  sie  scharf  geschieden 
sein,  selbst  die  Trauertracht  der  Frauen  ließen  sie  1781 
deshalb  ändern5). 

Auch  im  18.  Jli.  hat  die  Kompagnie  einige  Mitglieder 
in  der  Stadtvertretung  gesehen6).  Da  aber  die  Autonomie 
des  Rates  damals  schon  durch  die  Bürgerschaft,  vor  allem  I 


x)  Nämlich  Hinr.  Holste,  H.  Möller,  Joh.  v.  Lengerken,  CI.  Prenke. 
(Mitt.  XXIV,  172  f.).  Von  1651  —  54  waren  von  9  Ratsmitgl.  4  Kramer; 
von  1655—63  von  8:3  Kramer;  1664  von  7  :3  Kramer;  1665 — 66  von 
7:2  Kramer;  1667 — 68  von  8:2;  1669  —  72  von  7:2;  (Mitt.  XXIV  S. 
173  f.).  1634 — 47  von  8:  2.  (Mitt.  XXIV,  1 69  f .)• 

2)  Mitglied  (Kr.  A.  I),  Senator  (Mitt.  XXIV,  S.  184). 

3)  Mitgl.  (Kr.  A.  I),  Senator  (Mitt.  XXIV,  182  f.). 

4)  Kr.  A.  V,  15  nnd  30. 

6)  Kr.  A.  X,  60  f.  Ihre  Franen  trauerten  bisher  »mit  dem  niedrigsten 
Tagelöhner  alle  nach  einer  Farbe  mit  weißen  Kopf  zeugen.«  Die  »distinc- 
tion«,  die  sie  vor  den  Handwerkern  zu  haben  glauben,  solle  sich  auch 
auf  die  Ehefrauen  erstrecken.  Der  kleine  Unterschied  in  der  Tracht  wie 
sie  jetzt  sei,  sei  sehr  unbedeutend  und  nicht  sichtbar.  Durch  lange 
Schreiben  und  Trinkgelder  erreichte  die  Komp,  dann  auch,  daß  ihr  Wunsch 
oder  vielleicht  richtiger,  der  ihrer  Frauen  erfüllt  wurde,  hinfort  durften  ihre 
Frauen  »gleich  den  Ehefrauen  der  Bedienten«  (des  Hofes)  mit  schwarzem 
Kopfzeug  trauern. 

6)  pav.  Albr.  Löhn  XVI  er  1742—50,  1750 — 75  Senator  (Kr.  A.  I, 
Mitt.  VII,  S.  20). 

P.  Fr.  Rölirs,  XVIer  1742  — 56.  1756  —  71  Senator.  (Kr.  A  I.  Mitt. 
VII,  20;. 

Ber.  Jak.  Tamsen,  XVIer  1745—71,  Senator  1771  —  97.  (Kr.  A.  I, 
Mitt.  VII,  20). 

B.  Fr.  Tamsen,  Senator  1798  —  1817.  (Kr.  A.  I,  Mitt.  VII,  21). 

Joh.  Schweffel,  Senator  1775—92.  (Kr.  A.  I  und  Mitt.  VII,  20). 

H.  Chr.  Thomsen,  Senator  1803—27  (Kr.  A.  II,  Mitt.  VII,  20). 

H.  Chr.  G.  Müller,  Senator  1827—38.  (Kr.  A.  II,  Mitt.  VII,  21). 
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aber  durch  den  Landesherrn  beseitigt  ist1),  so  ist  dieser 
Vertretung  nicht  die  gleiche  Bedeutung  zuzumessen,  die  ihr 
noch  im  17.  Jh.  zukommt.  Jedoch  bleibt  das  Verhalten  der 
Stadtbehörde  in  der  1.  Hälfte  des  18.  Jhs.  noch  das  gleiche. 
Sie  sucht,  wenn  irgend  möglich,  die  Kramerinteressen  zu  ver¬ 
treten.  Solche  einseitige  Stellungnahme  führt  1735  dazu, 
daß  der  Herzog  Carl  Friedrich  dem  Magistrat  verbietet,  sich 
künftig  in  Handlungssachen  zu  mischen,  sondern  deren  Erledi¬ 
gung  völlig  dem  hochfürstlichen  Commere  Collegio  zu  über¬ 
lassen.2)  Erst  in  der  2.  Hälfte  des  18.  Jhs.  tritt  ein  Umschwung 
ein.  Noch  1750  versuchte  der  Rat  die  alten  Privilegien  der 
Kompagnie,  die  schon  damals  vom  Landesherrn  stark  durch¬ 
löchert  worden  waren,  wieder  in  ihrem  alten  Umfange  her¬ 
zustellen,  ein  Versuch,  der  am  Landesherrn  scheiterte3). 
1776  aber  ergreift  der  Rat  energisch  die  Seite  der  Gegner 
der  Kompagnie4).  Fortan  vertritt  auch  er  eine  größere 
Freiheit  im  Handel.  Der  Ausschlaggebende  war  aber  nicht 
mehr  der  Rat,  sondern  der  Landesherr. 

Für  die  Mühe,  welche  die  Stadtverwaltung  als  Obrig¬ 
keit  von  der  Ordnung  der  Zunftangelegenheiten  hat,  fallen 
2  Rthl.  der  Aufnahmegebühren  von  neuen  Mitgliedern  an 
die  Stadtkämmerei  (Art.  8)5).  In  der  älteren  Zeit,  als  die 
Zünfte  noch  zugleich  militärische  Verbände  waren,  hatten 
die  Kramer  zusammen  mit  den  Goldschmieden  und  Kannen¬ 
gießern  2  Armbrüste,  2  Panzer  und  2  Hauben  mit  allem 


*)  Trautmann,  Mitt.  XXV,  S.  75  ff. 

2)  Rescript  v.  24.  Oct.  Prot.  Publ.  Civ.  Kil. 

s)  Stadtarchiv  Kiel  1744.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXI, 
950.  Vgl.  unten. 

4)  .  .  .  .  »daß  diejenigen,  welche  außer  der  Komp,  handeln,  ihren 
Handel  vergrößern,  ausbreiten  und  Geld  verdienen,  mehr  für  als  wider 
sie  rede,  und  eben  dies  ein  Grund  für  die  Kramerkomp,  mehr  sein  sollte, 
sich  von  Ungelernten  hierin  nicht  übertreffen  zu  lassen«  usw.  Stadtarchiv 
Kiel  2418. 

5)  Von  einem  jährlichen  »Rekognitionszins«  wie  etwa  früher  bei 
den  Drechslern  (Mitt.  XXIX,  S.  44)  ist  bei  der  Kompagnie  nicht  die  Rede. 
In  Schleswig  zahlte  die  Komp,  jedoch  an  Bürgermeister  und  Rat  jährlich 
4  Rthl.  (Artikel  36  der  Rolle  v.  1734). 
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Zubehör  dem  Rate  zur  Verfügung  zu  stellen1).  Davon  ist 
im  17.  Jh.  bei  der  Neugründung  des  Kieler  Krameramtes 
keine  Rede  mehr.  Dagegen  erhielt  sich  eine  andere  Leistung 
für  die  Sicherheit  der  Stadt,  nämlich  die  Verpflichtung  eines 
jeden  neuen  Mitglieds,  beim  Eintritt  in  die  Zunft  dieser 
einen  ledernen  Eimer  zu  geben,  der  im  Hause  eines  Alter¬ 
manns  aufbewahrt  wurde,  damit  man  bei  Ausbruch  einer 
Feuersbrunst  das  nötige  Gerät  zur  Verfügung  hatte.2) 


2.  Landesherr  und  Kramerami. 

Wenngleich  bei  der  Gründung  der  Kramerkomp,  im 
Jahre  1635  die  Bestätigung  der  neuen  Artikel  durch  den 
Landesherrn  schon  erforderlich  ist,  so  bedeutet  dies  doch 
zunächst  noch  keine  Änderung  in  der  Wirtschaftspolitik. 
Dieselben  Fürsten,  die  die  städtische  Selbstherrschaft  be¬ 
seitigen,  knüpfen  doch  unmittelbar  an  die  alte  städtische 
Wirtschaftspolitik  an3).  Auch  die  Zunftverfassung  bleibt 
fürs  erste  erhalten.  Die  Zunftgesetzgebung  bildet  einen 
wichtigen  Teil  der  Landesgesetzgebung.  Der  Herzog  Fried¬ 
rich  erteilt  am  7.  Juli  1635  den  von  den  Kieler  Kramern 
entworfenen  Artikeln4)  seine  Genehmigung.  Stellt  er  sich 
damit  auch  auf  den  gleichen  Standpunkt  wie  der  Kieler 
Rat,  so  folgt  er  doch  keineswegs  blind  seinem  Beispiel;  schon 
findet  keine  kritiklose  Genehmigung  der  Innungssatzung 
statt;  vielmehr  ist  sich  der  Herzog  über  die  Gefahren,  die 
aus  dieser  Kompagnie  dem  Gesamtwohl  erwachsen  können, 
klar,  und  schon  die  Genehmigung  erfolgt  nur  »mit  diesem 
ausdrücklichen  reservat  und  Vorbehalt,  daß  die  Supplikanten 
sich  dieses  privilegii  mit  Steuer-  und  Übersetzung  der  Waren 


1)  Mitt.  XXIV,  S.  26. 

2)  Artikel  20. 

3)  (t.  Adler,  Über  die  Epochen  der  deutschen  Handwerkerpolitik. 
19051  S.  26.  G.  v.  Below,  Untergang  der  mittelalterlichen  Stadtwirtschaft 
in  Conrads  Jahrb.  3.  Folge  Bd.  21  S.  462. 

4)  Kr.  A.  I. 
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nicht  mißbrauchen«1).  Da  der  absolute  Füist  alle  Privilegien 
aus  seinem  Willen  ableitet,  so  behält  er  sich  natürlich  das 
Recht  vor,  die  Satzungen  zu  ändern,  einzuschränken  oder 
aufzuheben.  Alle  Bestätigungen  enthalten  diese  sogenannte 
»Revokationsklausel«  :  »Wie  Wir  Unß  dann  auch  ohne  das 
ausdrücklich  Vorbehalten,  diese  ordinante  zu  declariren,  zu 
ändern,  oder  nach  Befindung  des  Mißbrauches,  oder  sonsten, 
Unserm  Ermessen  nach  gar  aufzuheben,  zurückzunehmen 
und  abzuschaffen.«2)  Allgemein  gültige  Verordnungen  hoben 
auch  die  Bestimmungen  der  Artikel  auf.3)  Da  die  Geltung 
der  Zunftsatzung  in  das  Recht  aller  Bürger  eingriff,  und 
sich  nicht  auf  den  Kreis  der  Genossenschaft  beschränkte, 
so  ist  es  nur  natürlich,  daß  sie  erst  durch  die  herzogliche 
Bestätigung  ihre  Rechtsgültigkeit  erhielt4).  Das  ist  mehrfach 
ausgesprochen  worden5).  Von  Zeit  zu  Zeit,  besonders  an¬ 
läßlich  eines  Regierungswechsels,  bedurften  die  erteilten 
Privilegien  einer  neuen  Bestätigung.  Die  Regierung  erließ 
den  Befehl,  alle  Privilegien  bei  Strafe  ihres  Verlustes  zur 
Bestätigung  einzusenden6).  Zehnmal  wurden  die  Artikel 
während  des  Bestehens  des  Amtes  bestätigt7).  Daß  der 


b  Ähnliches  auch  später  wieder  eingeschärft,  z.  B.  1735.  Königliches 
Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXI,  950.  —  In  Brandenburg  fand  dagegen 
unter  dem  Großen  Kurfürsten  durch  die  Lehnskanzlei  eine  kritiklose 
Genehmigung  statt.  Below,  Conrads  Jahrb.  3.  Folge,  Bd.  21,  S.  451. 

2)  Kr.  A.  IV,  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

3)  Vgl.  unten.  Hauptteil  II  und  III. 

4)  Vgl.  Gierke  I,  380.  In  Brandenburg  wurde  schon  seit  1480  neben 
der  Genehmigung  des  Rats  auch  die  des  Fürsten  eingeholt.  Schmoller, 
Jahrb.  f.  G.  VIII,  S.  26. 

5)  Kr.  A.  IV,  267,  Stadtarchiv  Kiel  2418  (Patent  v.  1852),  Chron. 
Slg.  1826  Nr.  56,  Kr.  A.  IV,  274  (Patent  v.  1750),  Kr.  A.  IV. 

6)  Sulche  Patente  mit  der  Aufforderung :  Kr.  A.  IV,  Stadtarchiv 
Kiel  5900,  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXI,  139. 

7)  Bestätigungen  der  Artikel:  Kr.  A.  IV,  Stadtarchiv  Kiel  2418, 
Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XX,  2867. 

1.  am  7.  Juli  1635  durch  Friedrich  III., 

2.  am  16.  Nov.  1665  durch  Christ.  Albrecht, 

3.  am  2.  Jan.  1696  durch  Friedrich  IV., 

4.  am  11.  Nov.  1727  durch  Karl  Friedrich, 


2 
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Herzog  anfangs  noch  die  alte  Wirtschaftspolitik  fortsetzte, 
beweist  auch  die  Verleihung  des  Bannmeilenrechtes  an  die 
Kompagnie,  das  ihr  sogar  auf  ihre  Bitte  hin  auf  den  Um¬ 
kreis  von  zwei  Meilen  ausgedehnt  wurde1).  Damit  ist  die  alte 
Bevorzugung  der  Stadt  auf  Kosten  des  platten  Landes  wieder 
ausgesprochen.2).  Waren  die  Privilegien  der  Kompagnie  eine 
Zeitlang  nicht  bestätigt  worden,  so  wurden  sie  auch  nicht 
von  den  Konkurrenten  der  zünftigen  Krämer  beachtet;  dann 
handelte  jeder,  der  wollte3).  Es  wäre  freilich  auch  unrichtig, 
aus  den  10  mal  erfolgten  Bestätigungen  zu  schließen,  daß 
die  Privilegien  der  Kompagnie  von  1635—1857  keine  Ver¬ 
änderung  erfahren  hätten.  Mehrfach  hat  der  Landesherr 
von  seinem  ihm  zustehenden  Änderungsrecht  Gebrauch  ge¬ 
macht.  Wir  haben  es  in  dieser  Zeit  keineswegs  mit  einem 
sich  gleichbleibenden  Zustande,  sondern  mit  einer  Ent¬ 
wicklungsreihe  zu  tun. 

Selbst  im  18  Jh.  erhielt  die  Kompagnie  noch  ein  wert¬ 
volles  Vorrecht  vom  Herzog.  Am  10.  Nov.  1735  erteilte  Karl 
Friedrich  den  Mitgliedern  des  Kieler  Krameramtes  das 
Privileg,  von  den  fürstlichen  Licenten  nur  */*  des  festge¬ 
setzten  Satzes  für  die  eingeführten  Waren  zu  bezahlen,  vom 
4.  Teil  der  Abgabe  waren  sie  befreit.4)  Dies  Vorrecht  wurde 
1774  von  Christian  VII.  bestätigt.5)  Dadurch  wurde  den 


6.  am  25.  Mai  1740  durch  Adolf  Friedrich  in  Vormundschaft  für 
Carl  Peter  Ulrich, 

6.  am  15.  Oct.  1753  durch  Paul  Petrowitz, 

7.  am  19.  Juni  1765  durch  Friedrich  August  in  Vormundschaft  des 
russ.  Kaisers. 

8.  am  14.  März  1774  durch  Christian  VII., 

9.  am  4.  Aug.  1819  durch  Friedrich  VI., 

10.  am  26.  Aug’.  1857  durch  Friedrich  VII. 

0  Vgl.  Anhang.  Im  Kommissionalschluß  von  1695  war  der  Stadt 
Kiel  das  Bannrecht  nur  auf  eine  Meile  gewährt.  Mitt.  XXVI,  S.  686.  — 
vgl.  auch  Hauptteil  III. 

2)  Vgl.  auch  Below,  Untergang  der  mittelalterl.  Stadtwirtschaft  in 
Conrads  Jahrb.  3.  Folge  Bd.  22  S.  462—73.  Adler,  a.  a.  0.  S.  27. 

3)  Kr.  A.  IV.  Stadtarchiv  Kiel  2418.  Stadtarchiv  Kiel  1760. 

4)  Kr.  A.  IV,  45. 

5)  Kr.  A.  IV,  273. 


19 


unzünftigen  Krämern  die  Konkurrenz  erschwert.  Ursprüng¬ 
lich  galt  dies  Privileg  der  »Vi-Licentfreiheit«  für  alle  Waren, 
die  die  Mitglieder  überhaupt  einführten.  Aber  schon  1743 
wurde  es  ihnen  auf  diejenigen  Waren  beschränkt,  mit  denen 
sie  tatsächlich  handelten;  jetzt  galt  diese  Zollfreiheit  nicht 
mehr  »für  alles  Indistincte,  was  sie  selber  consumieren«1), 
sondern  nur  für  Tuch-  und  Kramwaren2).  So  wichtig  diese 
Befreiung  von  einem  Teil  der  Licenten  anderen  Konkurrenten, 
die  diese  Vergünstigung  nicht  genossen,  gegenüber  auch 
sein  mochte,  so  verliert  sie  doch  von  ihrer  Bedeutung,  wenn 
man  bedenkt,  daß  es  in  diesem  Punkte  auch  noch  andere 
privilegierte  Personen  in  Kiel  gab,  Adlige,  Professoren,  Pre¬ 
diger  und  Studenten3).  Der  Adel  genoß  völlige  Zollfreiheit, 
die  auch  wohl  auf  Pächter  adliger  Höfe  überging.  Da  nun 
die  adligen  Bedienten  die  Waren  besorgten,  ist  der  Vorwurf, 
den  die  Kompagnie  erhob,  daß  auch  für  Nichtadelige  manches 
zollfrei  eingeführt  würde,  vielleicht  nicht  unberechtigt4).  Mit 
der  neuen  Zollverordnung  vom  8.  Juli  1803  wurden  die  alten 
Licenten  aufgehoben.  Da  die  Kompagnie  sich  in  der  Reihe 
der  Zollprivilegierten  nicht  befand,  so  wurde  sie  darum  beim 
König  vorstellig5 6).  Bis  1806  aber  mußten  die  Mitglieder  für 
ihre  Waren  den  ganzen  Einfuhrzoll  entrichten,  da  ein  König¬ 
licher  Bescheid  immer  noch  nicht  erfolgt  war.  Diesen  erhielt 
das  Amt  1806.  Danach  wurde  den  in  der  Kompagnie  Vereinten 
der  8.  Teil  des  Einfuhrzolles0)  für  die  zu  ihrem  Handel  oder 


1)  Kr.  A.  IV,  19. 

2)  Als  1763  J.  D.  Benisch,  Kramer  und  Mitglied  des  Amtes,  zum 

Weinhandel  überging,  verlor  er  seine  ihm  vorher  zustehende  Licentfreiheit, 
weil  der  Weinhandel  nicht  zu  den  besonderen  Privilegien  der  Kompagnie 
gehörte.  Kr.  A.  IV,  139. 

3)  Kr.  A.  IV,  204  ff. 

4)  Kr.  A.  IV,  205. 

5j  Kr.  A.  IV,  221.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  V,  303. 

6)  Das  kam  ungefähr  der  früheren  Ermäßigung  gleich.  (Bericht  des 
Zollbeamten  in  Kiel).  1797  zahlten  die  Mitglieder  an  Licenten  3000  Rthl., 
ohne  die  Vergütung  des  4.  Teiles  hätten  sie  4000  Rthl.  zahlen  müssen. 
Nichtmitglieder  der  Komp,  zahlten  im  selben  Jahre  2917  Ktlil.  Licenten. 
Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  V,  303. 
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zu  ihrem  sonstigen  Gebrauche  eingehenden  Waren  erlassen1). 
Diese  Bevorzugung  galt  jedoch  nur  für  diejenigen  Mit¬ 
glieder,  welche  sich  1806  in  der  Kompagnie  befanden; 
mit  ihrem  Tode  erlosch  dies  Privileg1).  Damit  fand  diese 
Ausnahmestellung  der  Kompagnie  ihr  Ende. 

Die  Übernahme  der  Leitung  und  Ordnung  des  ge¬ 
samten  Handels-  und  Gewerbewesens  durch  den  Landes¬ 
herrn,  machte  es  diesem  zur  Pflicht,  ebenso  auf  das  Wohl 
seiner  Untertanen  bedacht  zu  sein,  wie  der  Rat  es  früher 
auf  das  Wohlergehen  seiner  Bürger  gewesen  war.  Maße 
und  Gewichte  regelte  jetzt  der  Landesherr.2)  Die  Hindernisse, 
die  sich  einer  freien  Entfaltung  des  Handels  entgegensetzten, 
bestanden  vor  allem  in  den  Zollschranken  und  den  schlechten 
Verkehrsverhältnissen.  Vergebens  bemühte  sich  die  Kom¬ 
pagnie  in  den  einengenden  Zolleinrichtungen  eine  Besserung 
zu  erzielen;3)  hier  wirklich  Neues  und  Gutes  zu  schaffen, 
blieb1  einer  anderen  Zeit  Vorbehalten. 

Auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  jedoch  hat  es 
die  Regierung  an  Besserungen  nicht  fehlen  lassen.  Um  den 
Transithandel  zu  heben,  erließ  das  Geheime  Regieruugs- 
Conseil  im  Jahre  1744  die  Anregung  zur  Pdrrichtung  einer 
»ordentlichen  Fuhrrolle«.  Im  Vereine  mit  dem  Amtmann 
von  Bordesholm,  dem  Grafen  von  Dernath  sollte  die  Kom¬ 
pagnie  die  nötigen  Schritte  unternehmen.4)  Lange  konnte 
man  keine  Einigung  erzielen,  weil  die  Fuhrleute  zu  hohe 
Forderungen  stellten.  Durch  das  tatkräftige  Eingreifen  des 
Grafen  kam  aber  schließlich  doch  eine  bindende  Abmachung 
zustande.  Darin  verpflichteten  sich  die  Fuhrleute,  daß  sie, 


0  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  Y,  303.  Kr.  A.  IY. 

2)  (Mit.  XXVI,  S.  722).  Landesherrliche  Preistaxen  für  Gewürz 
und  Tuchwaren  scheinen  nicht  bestanden  zu  haben,  auch  solche  für 
Viktualien  gäbe  es  nicht  und  habe  es  nicht  gegeben,  berichtete  1762  der 
Magistrat.  Stadtarchiv  Kiel  716.  —  Für  Fleisch  und  Brot  waren  Preis¬ 
vorschriften  vorhanden. 

8)  Kr.  A.  IV,  Kr.  A.  IX,  Stadtarchiv  Kiel  2418.  Im  19.  Jh.  be¬ 
finden  sich  viele  Mitglieder  der  Komp,  im  Handels-  und  Industrie-Verein, 
der  in  den  40er  Jahren  lebhaft  für  Freihandel  eiutritt.  Kr.  A.  V,  430  f. 

4)  Kr.  A.  I,  167  f. 
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wenn  es  nötig  wäre,  täglich  20  Wagen  stellen  wollten,  um 
die  Waren  unversehrt  von  Kiel  nach  Hamburg  und  von 
Hamburg  nach  Kiel  zu  befördern.  Die  Kieler  Kaufleute 
verpflichteten  sich  dagegen,  nur  den  in  der  Fuhrrolle  ver¬ 
einten  Fuhrleuten  Frachten  zu  übergeben.  Der  Fuhrlohn 
wurde  auf  44  ß  für  das  Schiffspfund  festgesetzt;  den  Fracht¬ 
führern  stand  es  frei,  die  Frachten  zu  wiegen;  ein  Bote  der 
Kaufleute  sollte  den  Hausleuten  rechtzeitig  ansagen.1)  Die 
Kosten  dieser  Fuhrrolle  beliefen  sich  auf  500  Sie  wurden 
von  der  Kompagnie  getragen.  Graf  von  Dernath  erhielt 
290 1.2) 

Aber  die  Kieler  Kaufleute  hielten  sich  nicht  an  diesen 
Fuhrkontrakt,  sondern  benutzten  auch  andere  Wagen.  Das 
Geheime  Regierungs-Conseil  sah  sich  genötigt,  dagegen  einzu¬ 
schreiten.3)  Im  Jahre  1767  kam  dann  wiederum  durch  Be¬ 
mühung  der  Regierung  eine  neue  Fuhrrolle  zustande,  die 
für  die  Fuhrleute  wesentlich  günstigere  Bedingungen  ent¬ 
hielt.4)  Auch  später  fanden  Erneuerungen  statt.5)  Durch  die 
Kiel-Altonaer  Eisenbahn  wich  diese  Art  der  Frachtbeförderung 
einer  besseren.  In  den  Zusammenhang  mit  der  Fuhrrolle 
gehört  auch  die  Einrichtung  des  Russischen  Paketbootes. 
Die  Anregung,  eine  regelmäßige  Schiffsverbindung  zwischen 
Kiel  und  Petersburg  einzurichten,  ging  von  der  Kompagnie 
aus,  noch  genauer:  vom  Altermann  David  Albrecht  Löhn,  am 
6.  Febr.  1762. 6)  Es  war  eine  Verlegung  von  Lübeck  nach 
Kiel.7)  Das  Paketboot  sollte  sowohl  dem  Personeu-,  wie 
auch  dem  Frachtverkehr  dienen.  Die  Kieler  Kaufleute 
erhofften  davon  einmal  eine  ihnen  nützliche  Hebung  des 


0  Die  Fahrrolle  Kr.  A.  IX,  S.  14  —  17. 

2)  Kr.  A.  XIII,  S.  96. 

3)  1747.  Kr.  A.  IX,  2  ff. 

4)  Kr.  A.  IX,  28-37. 

3)  Fuhrrolle  von  1787  in  den  Provinzialberichten  1788  II  S.  263. 
Die  Rolle  von  1795  in  der  Cliron.  Slg.  1795  Nr.  24. 

6)  Kr.  A.  IV,  S.  109.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXII, 

353. 

7)  Kr.  A.  IV.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXII,  353. 
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Transithandels,  andererseits  glaubten  sie  auch,  an  dem  Reise¬ 
verkehr  etwas  zu  verdienen.  Diese  Hoffnungen  erfüllten  sich 
jedoch  nicht.1)  Die  dänische  Regierung  richtete  dann  1780 
auch  zwischen  Kopenhagen  und  Kiel  eine  solche  Schiffs¬ 
verbindung  ein,  wöchentlich  fuhr  ein  Schiff  von  Kiel  und 
von  Kopenhagen  ab.2)  Da  aber  der  Transithandel  nur  von 
wenigen  Mitgliedern  der  Kompagnie  getrieben  wurde,  er 
auch  nicht  den  Inhalt  der  besonderen  Privilegien  des  Kramer¬ 
amtes  ausmachte,  so  möge  es  mit  der  Erwähnung  der  Fuhrrolle 
und  des  Paketbootes,  die  beide  der  Zusammenwirkung  des 
Amtes  und  der  Regierung  ihr  Dasein  verdankten,  genug  sein. 

Im  18.  Jh.  wurde  das  Verhalten  der  Regierung  zur 
Kompagnie  von  neuen  Ideen  geleitet.  Hatte  der  Landesherr 
anfangs,  besonders  im  17.  Jh.  nur  die  städtische  Politik 
fortgesetzt,  der  Kompagnie  1735  sogar  noch  das  Privileg  der 
Befreiung  von  einem  Teile  der  Licentabgabe  erteilt,  so  richtete 
sich  das  Bestreben  des  Landesherrn  und  seine  polizeilichen 
Maßregeln  auf  zwei  bestimmte  Ziele,  die  im  Laufe  des  18.  Jhs. 
immer  schärfer  hervortraten:  auf  die  Beschränkung  der 
Zunftgerichtsbarkeit  und  der  Gewerbepolizei  des  Amtes  einer¬ 
seits  und  auf  die  Gestattung  gewerblicher  Betriebe  außerhalb 
der  Kompagnie  andrerseits.  Schon  1735  hatte  die  Kompagnie 
eine  geharnischte  Ermahnung  bekommen,  ihre  Privilegien 
nicht  »auf  ein  Monopolium  zu  extendieren«  und  sich  nicht 
das  Recht  anzumaßen,  fremde  Kaufleute  und  Kieler  Bürger 
vor  ihr  Gericht  zu  rufen  und  gar  zu  bestrafen.3)  Der 
Schwerpunkt  dieser  Entwickelung  fiel  in  die  zweite  Hälfte  des 
18  Jhs.  Besonders  die  dänische  Regierung  zeichnete  sich 
durch  eine  zielbewußte  Politik  in  diesem  Sinne  aus.  Gleich 
bei  der  ersten  Bestätigung  der  Privilegien  des  Krameramtes 
durch  den  dänischen  König  Christian  VII.  am  14.  März  1774, 
wurde  der  Kompagnie  befohlen,  in  allen  Streitsachen, 
bei  denen  es  sich  um  Auslegung  der  Privilegien  handle,  auf 


*)  Kr.  A.  IV,  147  f.  Kr.  A.  154  f. 

2)  Chron.  Slg.  1780  Nr.  20,  Taschenbuch  für  die  Einwohner  Kiels 
1799  S.  64  f. 

3)  Kr.  A.  IV,  39.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXI,  950- 
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einen  ordentlichen  Rechtsgang  oder  Prozeß  zi i  verzichten 
und  sich  der  Entscheidung  des  General-Landes-  und  Oekonomie- 
Verbesserungs-Direktoriums  zu  unterwerfen.1) 

Die  eingerissenen  Zunftmißbräuche,  die  auch  bei  der 
Kieler  Kramerkompagnie  aufgetreten  waren,  da  das  Amt 
im  egoistischen  Streben  danach  trachtete,  das  ihm  zustehende 
Recht  des  Kleinhandels  »auf  ein  Monopolium  zu  extendieren«, 
zwangen  den  Landesherrn,  der  das  Interesse  aller  Untertanen 
wahrzunehmen  trachtete,  zum  Einschreiten.  Die  Maßnahmen, 
welche  das  Deutsche  Reich  dagegen  an  wenden  wollte,  blieben 
auf  dem  Papier;  verwirklicht  wurden  sie  erst  durch  die 
Tätigkeit  der  Landesherren.2)  Das  gilt  auch  von  dem  be¬ 
rühmten  Reichsschluß  von  1 73 1 . 3)  Leitete  sich  noch  bis  ins 
18.  Jh.  das  Recht  zum  ladenmäßigen  Kleinhandel  in  Kiel 
von  der  Zugehörigkeit  zur  Kramerkompagnie  ab,  der  dieses 
Recht  als  ein  Privileg  verliehen  war,  so  trat  infolge  der 
Bemühungen  der  Herzoge  und  der  Könige  von  Dänemark, 
merkantilistische  Ideen  zu  verwirklichen,  hierin  .  die  große 
Reform  ein.  Sie  wurde  für  den  ehemals  Großfürstlichen  Anteil 
durch  die  Übertragung  von  Maßregeln,  die  im  stets  König¬ 
lichen  Anteil  schon  länger  verwirklicht  waren,  durchgeführt. 
Sie  stellt  sich  dar  als  eine  Ersetzung  des  Genossenschafts¬ 
rechts  durch  das  Staatsrecht.  Um  den  Absatz  inländischer 
Industrieprodukte  zu  fördern,  machte  der  Landesherr  1777 
das  Recht  des  öffentlichen  Kleinverkaufs  von  Tuchwaren 
von  der  Erlangung  einer  staatlichen  Konzession  abhängig, 
durch  die  der  Kleinhändler  sich  zugleich  verpflichtete,  für 
eine  bestimmte  Summe  inländische  Fabrikerzeugnisse  zu 
übernehmen.4)  Jetzt  entschied  nicht  mehr  die  Zugehörigkeit 
zur  Kompagnie  über  die  Berechtigung  zum  Tuchhandel, 
sondern  die  staatliche  Konzession.  Um  aber  allen  so  kon¬ 
zessionierten  Händlern  auch  die  Teilnahme  an  den  Vorteilen 
des  Amtes  zu  ermöglichen,  durchbrach  der  Herzog  die 


')  Kr.  A.  IV,  S.  273. 

2)  Vgl.  Adler,  a.  a.  0.  S.  34. 

3)  Ortloff,  Corpus  Juris  Opificiarii.  —  vgl.  Hauptteil  II. 

4)  Vgl.  Hauptteil  III. 
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wichtigste  sich  ihnen  entgegenstellende  Schranke:  Er  ent¬ 
band  auf  Ansuchen  jeden  von  der  Verpflichtung,  der 
Kompagnie  die  von  ihr  geforderten  zunftmäßigen  Lehr-  und 
Gesellenjahre  nachzuweisen.1)  Damit  waren  die  Privilegien 
schon  derart  beschnitten,  daß  sich  bereits  im  Jahre  1808  in  der 
Kompagnie  selbst  Stimmen  erhoben,  welche  von  einer  Ein¬ 
sendung  der  Artikel  zur  Bestätigung  nicht  smehr  wissen  wollten, 
weil  sie  doch  zwecklos  wäre.2)  Wenngleich  der  dänische 
König  sich  selbst  1857  noch  nicht  zu  einer  völligen  Auf¬ 
hebung  des  Amtes  entschloß,  so  wurde  doch,  auch  andrerseits 
einer  1841  von  der  Kompagnie  entworfenen  neuen  Satzung 
nicht  die  Genehmigung  zu  teil.3)  Eine  Anregung  der  Schles¬ 
wig-Holsteinischen  Regierung  auf  Gottorf  wegen  gänzlicher  Be¬ 
seitigung  der  Kramerkompagnien  in  Kiel,  Itzehoe,  Glückstadt 
und  Rendsburg  blieb  unbeachtet.4)  Auch  der  Entwurf  zu  einer 
allgemeinen  Gewerbeordnung  empfahl  den  Provinzialständen 
ebenfalls  die  Aufhebung  der  Kramerkompagnien  und  be¬ 
gründete  das  vor  allem  damit,  daß  den  Bestimmungen  der 
Krämeramtsrollen  mehr  das  Bestreben  zu  Grunde  liege,  den 
Mitgliedern  der  Zunft  und  ihren  Angehörigen  Ausschließungs¬ 
rechte  oder  doch  Vorzüge  zuzuwenden,  anstatt  die  Heran¬ 
bildung  eines  tüchtigen  Handelsstandes  zu  sichern.  Da  sich 
jedoch  der  Magistrat,  durch  die  Morgensprache  beeinflußt, 
im  Sinne  der  Kompagnie  äußerte,  so  erfolgte  1857  die  Be¬ 
stätigung  der  Artikel  zum  letzten  Male.4)  Einen  praktischen 
Wert  hatte  sie  allerdings  nicht  mehr,  da  die  Regierung 
jedem,  der  es  wünschte,  eine  Konzession  zum  Handelsbetrieb 
erteilte  oder  ihn  von  der  Beibringung  eines  zunftmäßigen 
Lehrbriefes  befreite.  Von  einem  Zunftzwang  war  keine  Rede 
mehr.5) 


')  Vgl.  Hauptteil  II. 

2)  »Da  unsere  Gerechtsame  durch  so  viele  inconvenieutien  und  so 
sehr  eiugerissene  Mißbräuche  gekränkt  worden  ist.«  Kr.  A.  II,  74. 

*)  1852  wurde  dieser  Entwurf  unbestätigt  zurückgesandt.  Kr.  A.  II, 
Kr.  A.  IV. 

4)  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

5)  Die  Behörden,  welchen  der  Herzog  die  Regelung  der  Handels¬ 
und  Gewerbeangelegenheiteu  übertrug,  waren  von  1727  —1773  das  »Ge- 
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IL  Die  Organisation  der  Kramerkonipagnie. 

1.  Die  Vollgenossen. 

a.  Vorrecht  der  Genossen. 

Tn  der  Kieler  Kramerkompagnie  waren  die  in  Kiel 
ansässigen  Gewandschneider  und  Gewürzhändler  vereint. 
Nur  sie  hatten  in  Kiel  als  Mitglieder  der  Kramerzunft  das 
Recht,  einen  Kleinhandel  im  offenen  Ladengeschäfte  zu 
betreiben.1)  Im  18.  Jh.  erfuhr  dies  Privileg  manche  Ein- 
schänkung.2)  Nur  der  Kleinhandel  unterlag  dem  Zunft¬ 
zwange;  der  Großhandel  war  jedem  Bürger  frei.3)  Auch 
Kompagniegenossen  trieben  solchen  Großhandel  in  »Spedition 
und  Commission«  für  fremde  Kaufleute.4)  Der  Großhandel 


heime  Regierungs-Conseil«  in  Kiel,  von  1728  -30  besonders  das  »Commerz- 
Collegium«,  wichtiger  dann  das  »General  -  Landes-  und  Ökonomie -Ver¬ 
besserungs-Direktorium«  seit  1766,  das  selbst  nach  der  Verbindung  Hol¬ 
steins  mit  Dänemark  im  Jahre  1773  bestehen  blieb,  deren  Geschäfte  jedoch 
allmählich  an  die  Deutsche  Kanzlei  in  Kopenhagen  übergingen.  Die 
Stadt  Kiel  unterstand  dem  Departement  der  Statthalterschaft,  seit  1834 
einer  Provinzialregierung.  1852  wurden  alle  Handels-  und  Gewerbe- 
angelegenlieiten  dem  Ministerium  für  die  Herzogtümer  Holstein  und 
Lauenburg  übertragen.  Am  23.  Dez.  1863  erfolgte  alsdann  die  Übernahme 
der  Verwaltung  durch  die  Bundeskommissäre.  (Mitt.  II,  S.  27  f.  Mitt.  XXV, 
S.  76  ff.)  Hatte  jemand  ein  Gesuch  an  den  König  eingereicht,  so  war  der 
Geschäftsgang  folgendermaßen :  Die  Deutsche  Kanzlei  sandte  das  Gesuch 
dem  Kieler  Magistrat,  dieser  forderte  den  Bericht  der  Kompagnie  und  gab 
dann  sein  Gutachten  ab,  bis  die  Deutsche  Kanzlei  schließlich  auf  Grund 
der  eingezogenen  Berichte  den  endgültigen  Bescheid  erteilte.  Kr.  A. 
Stadtarchiv  Kiel. 

J)  Kr.  A.  I,  Kr.  A.  VI,  Stadtarchiv  Kiel  2418  u.  a.  m. 

2)  Vgl.  Hauptteil  III. 

8)  Kr.  A.  IV,  180.  Stadtarchiv  Kiel  2418.  Über  die  große  Hoch¬ 
schätzung  des  Kleinhändlers  im  Mittelalter  vgl.  Below,  Großhändler  und 
Kleinhändler,  Conrads  Jalirb.  3.  Folge,  Bd.  20  S.  4  f.  (»Der  Kleinhandel  er¬ 
scheint  als  Vorrecht.  Der  Großhandel  steht  jedem  frei;  viele  aber  werden  auf 
ihn  beschränkt.«  Below,  Conrads  Jalirb .  3.  Folge  Bd.  20  S.  6). 

4)  Kr.  A.  IV.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 
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mit  solchen  Waren,  die  nur  der  Kompagnie  zustanden,  wurde 
1754  auf  die  Mitglieder  beschränkt,  ohne  daß  sich  aber  die 
anderen  Großhändler  daran  kehrten.1)  Die  Gewandschneider 
besaßen  das  ausschließliche  Vorrecht,  Tuch  im  Ausschnitt 
zu  verkaufen ;  während  die  Krämer  im  Kleinverkauf  von 
Ge  würz  waren  und  Kram  waren  ihr  besonderes  Privileg  be¬ 
saßen.  Der  Name  »Gewandschneider«  verschwand  schon 
im  17.  Jh.  und  machte  der  Bezeichnung  »Gewandhändler« 
Platz,  der  im  18.  Jh.  meist  »Ellenwarenhändler«  genannt  und 
im  19.  Jh.  infolge  der  Umwandlung  des  Gewerbebetriebes  zum 
»Manufakturwarenhändler«  umgewandelt  wurde.2)  Die  Krämer 
oder  Gewürzhändler,  wie  sie  nach  der  ihnen  besonders  zu¬ 
kommenden  Warengattung  genannt  wurden,  legten  sich  im 
19.  Jh.  die  noch  heute  übliche  Bezeichnung  »Kolonialwaren¬ 
händler«  bei.2)  1735  wurde  den  Kompagniegenossen  vom 
Herzog  erlaubt,  auch  mit  anderen,  nicht  zur  Krämerei  ge¬ 
hörenden  Waren  zu  handeln.3)  Infolgedessen  wurden  sie 
bisweilen  Konkurrenten  der  Kieler  Handwerker,  jedoch 
verbot  ihnen  der  Magistrat  1828  mit  Schmiedewaren4)  und 
1852  mit  Böttcherarbeiten5)  zu  handeln.  Neben  der  Gewürz¬ 
handlung  hatten  seit  dem  18.  Jh.  auch  einzelne  Mitglieder 
einen  Geschäftsbetrieb  mit  Eisen,  Holz,  Brettern,  Stein¬ 
kohlen,  sowie  auch  mit  Steingut,  Glas,  Porzellan.6)  Im 
18.  Jh.  und  mehr  noch  im  19.  beschäftigten  sich  einige 
Mitglieder  auch  mit  dem  Vertrieb  von  sogenannten  »Galan¬ 
teriewaren« ;  derjenige  Kaufmann,  der  diese  im  offenen 
Laden  verkaufen  wollte,  sollte  die  Mitgliedschaft  des  Kramer- 


’)  Stadtarchiv  Kiel  2418.  vgl.  Hauptteil  III. 

2)  Kr.  A.  I,  II,  III,  IV.  Stadtarchiv  Kiel  816,  4091  u.  a. 

3)  Kr.  A.  IV,  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXI,  950. 

*)  Stadtarchiv  Kiel  1641. 

5)  Stadtarchiv  Kiel  849.  In  Lübeck  ähnliche  Streitigkeiten  in 
älterer  Zeit:  Wehrmann  S  290. 

6)  Kr.  A.  V.  Stadtarchiv  Kiel  477.  Stadtarchiv  Kiel  816.  —  Hie 
Kramerkomp,  von  Schleswig  nahm  auf  »alle  Seiden-,  Laken  ,  Galanterie-, 
Gewürz-,  Leinen-,  Spitzen-,  Wein-,  Flachs-,  Holz-  und  Eisenhändler « 
Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  B.  XIX,  3  Nr.  247. 
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amtes  besitzen1),  doch  drang  diese  Forderung  der  Kompagnie 
nicht  durch.2)  Eine  ähnliche  Stellung  nahm  der  Handel 
mit  Tabak  ein.  »Tobakhandel  en  gros«  war  jedem  erlaubt, 
auch  ohne  offenen  Laden  durfte  jeder  Kieler  Tabak  feil¬ 
bieten;  aber  den  Verkauf  im  offenen  Laden  beanspruchten 
die  Kompagniegenossen  als  ein  nur  ihnen  zustehendes 
Vorrecht;3)  andrerseits  suchten  1740  die  Tobakspinner 
zu  bewirken,  daß  den  Kramern  aller  Tabakhandel  ver¬ 
boten  würde.4)  Von  1778  bis  1786  war  zum  Tabaks 
handel  [die  Einholung  einer  staatlichen  Konzession  er¬ 
forderlich,5)  die  1778  an  3  Kieler  Tabakfabrikanten  und 
an  36  Tabakhändler,  größtenteils  Mitglieder  der  Kom¬ 
pagnie,  erteilt  wurde.6)  Stets  aber  blieb  der  Tuchhandel 
einerseits  und  der  Kramhandel  andrerseits  im  offenen  Laden 
das  eigentliche  Geschäft  der  Kompaguiemitglieder.  Wie 
die  Geschäfte  der  Genossen  sich  zahlenmäßig  auf  diese  beiden 
Hauptgebiete  verteilten,  ist  für  die  ältere  Zeit  leider  nicht 
aus  den  Akten  zu  ersehen.  Seit  1777  lassen  sich  genaue 
Zahlen  angeben.  Die  Krämer  waren  stets  den  Tuchhändlern 
an  Zahl  überlegen.7) 


J)  Stadtarchiv  Kiel  1749.  Gegenstände  des  Galanteriewarenhandels 
sind  Tabaksdosen,  Stockknöpfe,  Schalen,  Schnallen,  Scheren,  Messer, 
Schreibsachen,  Schmuckgegenstände  u.  a.  Vgl.  Mäscher,  Gewerbewesen 
S.  415. 

2)  Eisenhandel  und  Gaianteriehandel  wurde  von  der  Stadt  nicht 
zum  Kramhandel  gerechnet.  Stadtarchiv  Kiel  1748.  —  Um  das  Recht  zu 
haben,  einen  offenen  Laden  unangetastet  besitzen  zu  dürfen,  waren  im 
19.  Jh.  sogar  die  Besitzer  einer  Druckerei,  Färberei,  Crawattenfabrik  und 
Schirmfabrik  Mitglieder  der  Kompagnie.  Kr.  A.  II,  191. 

8)  Kr.  A.  V,  40  ff.  Stadtarchiv  Kiel  301.  Das  1.  Gesuch  eines 
Tobakspinners  um  Erlaubnis  zur  Haltung  eines  »offenen  Tobakladens« 
stammt  aus  dem  Jahre  1G99.  Eine  Entscheidung  fehlt  leider.  Stadtarchiv 
Kiel  301. 

4)  Kr.  A.  V,  209  ff.  Stadtarchiv  Kiel  11548. 

5)  Stadtarchiv  Kiel  302.  dir.  Slg.  1786  Nr.  47. 

6)  Stadtarchiv  Kiel  300. 

7)  Stadtarchiv  Kiel  477. 
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1777. 

20  Mitgl.  :  3  Tuchhäudler,  10  Kramhändler, 

6  Keine  Handlung, 

1  Weinhändler. 

1783. 

27  Mitgl. :  5  Tuchhändler,  15  Kramhändler, 

7  keine  Handlung. 

1792. 

25  Mitgl.:  4  Tuchhändler,  12  Kramhändler, 

9  ohne  Handlung. 

1800. 

33  Mitgl. :  10  Tuchhändler,  10  Kramhändler, 

I  Tabakfabrikant,  1  Eisen-  und  Kohlenhändler, 

II  ohne  Handlung. 

1810. 

30  Mitgl.  | 
mit  Laden  J 

1  1 1  Tuchhändler,  18  Gewürzhändler, 

[  1  Tobakfabrikant. 

1820. 

34  Mitgl.  ] 
mit  Laden  J 

I  9  Tuchhändler,  21  Kramer,  2  Tabak- 
1  händler,  1  Galanteriewarenhändler, 

1  l  Eisenhändler. 

1830. 

41  Mitgl.  ) 
mit  Laden  j 

1  1 2  Tuchhändler,  23  Kramer,  2  Tabak - 

1  händler,  4  Galanteriewarenhändler. 

1840. 

58  Mitgl.  ] 
mit  Laden 

!  18  Tuchhändler,  31  Kramer, 

1  9  Galanteriewarenhändler. 

b)  Die  Aufnahme. 

Da  durch  jeden  Neueintretenden  den  älteren  Mitgliedern 
der  Kompagnie  eine  Konkurrenz  erwuchs,  weil  der  Neu- 
aufgenommene  durch  seine  Mitgliedschaft  ebenfalls  an  dem 
Monopol  des  Kleinhandels  teilnahm,  so  lag  es  im  Geschäfts¬ 
interesse  der  Mitglieder,  die  Zahl  der  Amtsgenossen  zu  be¬ 
schränken.  Weil  die  Landesherrschaft  zu  einsichtig  war, 
als  daß  sie  diesem  Streben  durch  Anerkennung  der  Kramer¬ 
kompagnie  als  eines  geschlossenen  Amtes  die  rechtliche 
Grundlage  hätte  geben  können,  so  suchten  die  Kieler  Kramer 
ihr  Ziel  auf  indirektem  Wege  zu  erreichen.  Die  Mitglieder 
betrachteten  ihre  Zugehörigkeit  zum  Amt  als  ein  Mittel  zur 
Ausnutzung  des  Privilegs.  Stets  hatten  die  Zünfte  danach 
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getrachtet,  bei  Aufnahme  neuer  Mitglieder  selbst  die  Be¬ 
dingungen  zu  stellen.  Durch  seine  Vertreter,  die  Beisitzer, 
suchte  der  Kieler  Rat  sich  beim  Krameramt  ebenso  wie  bei 
den  Handwerkerämtern,  seinen  Einfluß  zu  sichern. 


Daß  der  Aufzunehmende  Kieler  Bürger  sein  mußte,  ist 
eine  Forderung,  die  nicht  weiter  verwunderlich  ist.  Sie  galt 
in  allen  Städten.1)  Wer  in  der  Stadt  ein  Gewerbe  betreiben 
wollte,  ganz  gleich  welcher  Art,  mußte  das  Bürgerrecht  ge¬ 
winnen.  Diese  Forderung  wurde  ebensosehr  vom  Rate  wie 
von  der  Zunft  erhoben.2)  Während  die  Kieler  Handwerker¬ 
zünfte  darin  etwas  nachlässiger  waren,  hat  die  Kramerkom¬ 
pagnie  stets  auf  genaue  Befolgung  dieser  Vorschrift  gesehen.3) 
Durch  die  Forderung  des  Bürgereides  wollte  man  die  Auf¬ 
nahme  von  Fremden,  die  sich  nur  vorübergehend  in  der 
Stadt  aufhielten,  ausschließen.  Das  spricht  der  Artikel  3 
der  Kieler  Kramerrolle  von  1635  aus,  deutlicher  noch  der 


9  Su  z.  B.  auch  bei  der  Komp,  der  Seidenkrämer  und  Tuchhändler 
in  Glückstadt.  Artikelsbrief  von  1696  §  1  ;  Rendsburger  Artikel  von  1701 
im  §  1  ;  Artikel  6  der  Schleswiger  Privilegien  von  1734. 

2)  In  der  letzten  Kieler  Bursprake  von  1640  erließ  der  Rat  den 
Befehl,  daß  alle  die  Leute,  »de  ere  hanteringe  unde  neringe  driven  unde  doch 
kene  börgere  sin«,  in  festgesetzter  Frist  bei  3  Mark  Stiafe  den  Bürger 
eid  leisten  und  Bürger  werden  sollten.  Mitt.  XXY/XXYI  S.  621. 

3)  Es  kam  nämlich  mehrfach  vor,  daß  Handwerker,  die  Meister 
geworden  waren,  »das  Bürgerrecht  gar  nicht  gesucht  und  ihr  Handwerk, 
ohne  die  Lasten  der  Stadt  mitzutragen,  fortgesetzt  haben«.  Is'och  1808 
schärften  Bürgermeister  und  Rat  daher  allen  Ämtern  ein,  nur  solchen 
die  Amtsmeisterschaft  zu  erteilen,  die  durch  Bescheinigung  des  Stadt¬ 
schreibers  bewiesen  haben,  daß  sie  die  mit  der  Gewinnung  des  Bürger¬ 
rechts  verbundenen  Kosten  an  die  Stadtkämmerei  bezahlt  haben.  Kr 
A.  IV,  S.  229.  —  Chron.  Slg.  1775,  15.  Juli.  Wer  in  Kiel  das  Uaarfrisieren 
betreibt,  soll  auch  das  Bürgerrecht  gewinnen. 
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§  1  der  Satzungen  des  Glückstädter,  Itzehoer  und  Rends¬ 
burgs  r  Kraraeramtes1). 

Ein  wirksames  Mittel  zur  Erschwerung  des  Eintritts 
schul;  sich  die  Kompagnie  in  der  eigenmächtigen  und  will¬ 
kürlichen  Bestimmung  der  Eintrittsgebühren.  Trotzdem  der 
Artikel  8  der  Rolle  diese  auf  100  *(f  festsetzte  (außerdem  noch 
2  an  die  Stadtkämmerei)'2),  hatte  die  Kompagnie  doch  bis 
1780  die  Bestimmung  über  ihre  Höhe  völlig  in  der  Hand. 
Von  einem  anerkannten  Recht  kann  keine  Rede  sein,  viel¬ 
mehr  müssen  wir  diese  Handlungsweise  als  eine  widerrecht¬ 
liche  Anmaßung  und  falsche  Auslegung  ihrer  Artikel  ver¬ 
urteilen.  Wie  willkürlich  das  Amt  die  Höhe  des  »Einkaufs« 
festsetzte,  möge  folgende  Übersicht  zeigen. 

1680  zahlte  Bart  Kentzler  -  450  ^  (Kr.  A.  I), 

1690  »  Oldenburg  —  400  #  (Kr.  A.  XII), 

1696  »  Fr.  Rohrs  —  300  ft, 

1696  »  Dav.  Pfeiffer  —  300  \  (Kr.  A.  XII), 

1696  »  Mich.  Scriver  —  300 

1697  »  Matth.  Petersen  —  450  ]f, 

1722  »  G.  H.  Hohenholtz  —  400 

1736  »  H.  Conrad t  —  240  ^,3) 

1765  »  Detl.  Jakob  —  210  ^  (I.  170), 

1765  >-  Detl.  Creutzfeldt  —  150 

1765  »  Gotfr.  Hempe.1  —  180 

Manchem  kleinen  Kaufmann  fiel  es  schwer,  solch  ein 
hohes  Eintrittsgeld  zu  zahlen.  Wir  linden  daher  eine  ganze 


1)  So  §  1  der  Rendsburger  Artikel :  . . .  »und  die  beständig  alliier 
sich  niederzusetzen  gemeinet  sind,  die  aber  von  einem  Ort  zum  andern 
vagieren  und  an  andern  Örtern  ihren  rechten  Sitz  und  Wohnung  haben, 
sollen  ohne  in  freyen  öffentlichen  Jahrmärkten  nicht  gelitten  noch  ge¬ 
duldet  werden.«  Akten  des  Rendsburger  Kramer archivs. 

2)  Die  Artikel  der  Glückstädter  Tuchhändlerkomp,  von  1606  for¬ 
dern  30  Rthl.  Eintrittsgebühren  (15  dem  Amt  und  15  der  Stadt),  das 
Gleiche  Artikel  3  der  Rendsburger  Artikel  von  1701;  die  Itzehoer  aber 
20  Rthl.  dem  Amte  und  10  den  Morgensprachsherren  (Art.  2  ,  das  Glück¬ 
städter  Krameramt  verlangte  nur  10  Rthl.  für  die  Amtskasse  (Art.  0), 
die  Schleswiger  Komp,  dagegen  wieder  50  Mark  Crt. 

a)  240  y  ist  eine  besonders  häufige  Zahlung. 
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Reihe  von  Fällen,  in  denen  erst  ein  Teil  der  Gebühren  an¬ 
gezahlt  und  die  Restschuld  der  Kompagnie  verzinst  wurde.1) 
Andrerseits  begnügte  inan  sich  bisweilen  mit  Gewährung 
einer  drei-  oder  viermaligen  Ratenzahlung.2)  Die  Schuldver¬ 
schreibung  enthielt  noch  mehrfach  die  alte  Formel :  »bei 
Leistung  Einlagers  und  Verpfändung  seiner  Hab  und  Güter.«3) 
Natürlich  gewährte  man  nicht  jedem  einen  Kredit.4) 

Bei  solchen  willkürlichen  Forderungen  blieben  die  Be¬ 
schwerden  der  dadurch  Getroffenen  nicht  aus.  In  einzelnen 
Fällen  griffen  Bürgermeister  und  Rat  auch  wohl  zu  Gunsten 
der  Bittsteller  ein,5)  besonders  wenn  ihnen  vom  Geheimen 
Regierungs  -  Conseil  eine  entsprechende  Anweisung  zu  teil 
wurde.6)  Immerhin  wurde  so  einige  Male  eine  Ermäßigung 
um  30  y  (10  Rthl.)  herbeigeführt.  Kräftiger  und  merklicher 
griff  aber  der  Herzog  persönlich  ein.  Er  bestimmte  bisweilen 
eine  um  90  niedrigere  Gebühr  als  die  vom  Amte  angesetzte7) 


0  1737  stellt  z.  B.  Becker  eine  Schuldverschreibung  aus  über 
2e0  $,  die  er  jährlich  mit  5  °/o  verzinst  (Kr.  A.  I,  78)..  1740  zahlt  Geliter 
40$  an,  den  Rest  =  200  $  verzinst  er  ebenfalls  zu  5%  (Kr.  A.  1,79). 
Genau  so  H.  Flolir.  Peter  Bötjtr  zahlt  1740  an  100$,  die  übrigen  200$ 
verzinst  er  auch  zu  5  %.  (Kr.  I,  84). 

2)  1688  erlaubt  man  Willi.  Lehmann,  seine  300$  in  3  Terminen 
zu  zahlen.  Kr.  A.  I,  14.  —  1675  wird  dem  D.  Borchwide  (Borde wich 
auch  genannt)  bewilligt,  seine  Antrittsgelder  an  4  bestimmten  Terminen 
zu  zahlen. 

3)  Z.  B.  1690  Kr.  A.  I,  17-  1689  Kr.  A.  I,  16.  1693  Kr.  A.  1,23. 

4)  Stadtarchiv  Kiel  1752. 

5)  Joh.  Chr.  Schwieger  beschwerte  sich  1758  wegen  der  »innormen 
und  unbilligen  Forderung«  von  240  $  bei  Bürgermeister  und  Rat.  Auf 
Fürsprache  des  Bürgermeisters  ermäßigte  die  Komp,  dann  ihre  Forderung 
auf  210$,  die  Schw.  auch  zahlte,  trotzdem  er  anfangs  nur  90—120  $  zu 
zahlen  bereit  war 

6)  Vgl.  Kr.  A.  VII.  Durch  Auftrag  des  Geh.  Reg..Conseils  Er¬ 
mäßigung  um  10  Rthl.,  eine  Summe,  die  aber  Bürgermeister  und  Kom¬ 
pagnie  festsetzten. 

7;  So  ermäßigte  der  Herzog  z.  B.  1745  die  Gebühr  von  80  Rthl. 
auf  50  Rthl.  und  zwar  für  2  Bürger.  Kr.  A.  V,  213  ff.  und  König¬ 
liches  Staatsarchiv  Schleswig  A  XXI,  950.  —  Für  einen  Freikramer  (J. 
Meyer)  setzte  der  Herzog  (Christ.  Albr.)  1661  sogar  die  Gebühr  auf 
120$  (=40  Rthl.)  herab.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A  XX, 
2867. 
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und  befahl,  die  Betreffenden  unweigerlich  aufzunehmen. 
Mochte  es  dem  Landesherrn  auch  nicht  unangenehm  sein, 
den  selbstsüchtigen  Kramern  gegenüber  zu  Zeiten,  da 
es  besonders  angebracht  erschien,  von  seiner  polizeilichen 
Machtfülle  Gebrauch  zu  machen,  so  hatte  doch  die  Kompagnie 
bis  zum  Jahre  1780  tatsächlich  die  Bestimmung  der  Eintritts¬ 
gebühren  in  Händen. 

Durch  mehrfache  Beschwerde  des  Kieler  Bürgers  Friedr. 
Heiur.  Bastian  forderte  das  Kgl.  Gen. -Landes-  und  Oeconomie- 
Verbesserungsdirectorium  zu  Kiel  unterm  20.  Jan.  1780  Be¬ 
richt  vom  Kieler  Magistrat,  ob  die  Höhe  und  die  Bestimmung 
der  Gebühren  auf  einer  landesherrlichen  Verfügung  beruhe 
usw.1)  Der  Magistrat  kam  dieser  Aufforderung  nach,  gab 
aber  die  Gebühren  niedriger  an  als  sie  oft  waren2)  und 
ergriff  offen  die  Partei  der  Kompagnie  ;3)  gleichzeitig  suchte 
die  Stadt  sich  die  Aufsicht  über  das  Amt  und  die  Entscheidung 
in  solchen  Streitigkeiten  vorzubehalteu,  indem  sie  erklärte, 
daß  solche  Streitfälle  von  der  Morgensprache  »als  der  ordent¬ 
lichen  Amtsobrigkeit«  entschieden  würden :  wer  sich  be¬ 
nachteiligt  fühle,  könne  sich  au  die  höhere  Instanz  wenden. 
Doch  die  Regierung  war  jetzt  entschlossen,  allen  Streitig¬ 
keiten  für  immer  einen  Riegel  vorzuschieben  ;  sie  setzte  die 
Aufnahmegebühr  »ein  für  alle  mal  auf  die  Summe  von 
30  Rthl.«  fest,4)  und  zwar  »mit  Inbegriff  der  der  Morgen- 


0  Stadtarchiv  Kiel  1760. 

2)  Die  Höchstangabe  ist  70  Rthl.  -f  10  Rthl.,  also  240%:.  Vgl.  die 
oben  gegebene  Übersicht. 

s)  »Keineswegs  unbillig«  nennt  der  Bericht  die  Forderung  der 
Kompagnie. 

4)  Stadtarchiv  Kiel  1760  S.  20;  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig 
A  XVIII,  4267 ;  Stadtarchiv  Kiel  2418  und  Chron.  Slg.  1780  Nr.  30. 

»Da  sich  neulich  bei  Gelegenheit  des  Ansuchens  des  Krämers 
Friedr.  Heinr.  Bastian  um  Aufnahme  in  .die  dortige  Krainer-Komp.  er¬ 
geben,  daß  gedachte  Komp,  die  Receptions  Gebühren  von  40  bis  80  Rthl. 
(vgl.  dazu  oben)  willkürlich  bestimmt,  hiedurch  aber  die  billig  zu  er¬ 
leichternde  Aufnahme  angehender  oft  ganz  unbemittelter  Krämer  sehr 
erschwert,  so  haben  Se.  Königl  Maj.  in  Betracht,  daß  die  Ausgaben 
dieser  mit  keinen  Schulden  belästigten  Zunft  größtenteils  blos  zufällig 
und  selten  erheblich  sind,  mittelst  eines  unterm  24.  des  v.  Monats  au 
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spräche,  der  Stadtkämmerei,  der  Nikolaikirche  und  den 
Älterleuten  beikommenden  10  Rthl.«  Damit  trat  anstelle  der 
Willkür  eine  feste  Ordnung.  —  Den  Nachweis  eines  be¬ 
stimmten  Vermögens  verlangte  die  Kramerkompagnie  nicht.1) 

Alle  Zünfte  betrachteten  die  Familien  der  Zunftgenossen 
als  ihre  Angehörigen.2)  Am  Tode  eines  Mitgliedes  bewies 
man  die  Anteilnahme  dadurch,  daß  alle  Genossen  schwarz 
gekleidet  gingen,  solange  die  Leiche  über  der  Erde  stand3). 
Die  Söhne  zünftiger  Kramer  sah  man  schon  durch  die 
Geburt  als  zu  Mitgliedern  bestimmt  an.  Auch  erklärte  der 
Vater  wohl  ausdrücklich,  daß  der  Sohn,  sobald  er  Bürger 
werden  könne,  in  das  Amt  eintreten  solle.4)  Für  die  Familien¬ 
angehörigen  der  Mitglieder  trat  auf  allen  Gebieten  eine  weit¬ 
gehende  Begünstigung  ein.  Man  rechnete  mit  der  Erblich¬ 
keit  des  Geschäftes  und  stellte  die  Nachkommen  in  jeder 
Weise  günstiger  als  Fremde.  Den  Witwen  verstorbener 
Mitglieder  gestattete  man  die  Weiterführung  des  Geschäftes.5) 
Meistersöhne  genossen  das  Vorrecht,  niedrigere  Aufnahme¬ 
gebühren  zu  zahlen,  nämlich  nur  40  Rthl.6)  Für  die  Kramer- 


mich  abgelassenen  Rescripts  beregte  Receptions-Gebühren  ein  für  allemal 
auf  die  Summe  von  30  Rthl.  und  zwar  mit  Inbegriff  der  der  Morgen¬ 
sprache,  der  Stadt-Kämmerei,  der  Nikolai-Kirche  und  den  Älterleuten 
beikommenden  10  Rthl.  festzusetzen  sich  bewogen  gefunden.  Es  wird 
daher  dem  Magistrat  zu  Kiel  hiemit  auf  getragen,  obgedachte  Königl. 
Resolution  der  dortigen  Kramer-Kompagnie  in  meinem  Namen  gehörig  be 
kannt  zu  machen,  ihr  die  genaue  Befolgung  derselben  anzubefehlen  und  ihr 
zugleich  anzudeuten,  den  anfangs  gedachten  Fr.  H.  Bastian  gegen  Er 
legung  eben  erwähnter  Summe  nunmehro  unweigerlich  aufzunehmen« 
usw.  Gottorff,  d.  5.  Juny  1780.  Carl  Pr.  v.  Hessen. 

0  Lübische  Rolle  v.  1380:  »he  schall  liebben  unvorborghet  XX 
mark  lubesch«  Wehrm.  S.  275,  274. 

2)  Gierke  I,  370. 

8)  Kr.  A.  I. 

4)  z.  B.  Kr.  A.  I,  S.  123. 

5)  Artikel  22.  —  Glückstädter  Tuchhändleramt  v.  1696  (Artikel  4), 
Rendsburger  Kompagnie  v.  1701  (Artikel  9),  Sclileswiger  Kompagnie  v. 
1734  (Artikel  9),  das  Itzehoer  Krameramt  (Artikel  5). 

6)  Also  immer  noch  mehr  als  die  Artikel  von  1635  bestimmten. 
Beispiele,  wo  Neueintretende  »in  Ansehung,  daß  sie  Kramers  Söhne«  nur 
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töchter  übernahm  die  Kompagnie  die  Rolle  eines  Heiratsver¬ 
mittlers,  indem  fremde  Kramer  ursprünglich  nur  aufge¬ 
nommen  werden  konnten,  wenn  sie  eine  solche  heirateten.* 1) 
Der  »Kramerstochtermann«  hatte  als  Familienmitglied  dann 
ebenfalls  nur  40  Rthl.  zu  zahlen.  Die  folgerichtige  Weiter¬ 
bildung  solcher  Grundsätze  mußte  den  Gedanken  erzeugen, 
fremden  Kramern,  die  schon  verheiratet  waren,  die  Auf¬ 
nahme  überhaupt  zu  versagen.2)  Da  aber  das  Amt  sehr 
wohl  wußte,  daß  eine  solche  schroffe  Forderung  den  Zorn 
des  Landesherrn  erregt  und  wahrscheinlich  eine  Beschnei¬ 
dung  der  Privilegien  zur  Folge  gehabt  hätte,  so  begnügte 
es  sich  damit,  daß  es  von  fremden  und  schon  verheirateten 
Kramern  auf  Grund  dieser  Bestimmung  der  Artikel  eine 
entsprechend  höhere  Aufnahmegebühr  erpreßte.3)  Noch  1758 
berief  sich  die  Kompagnie  auf  diesen  dritten  Artikel,  for¬ 
derte  deshalb  von  einem  80  Rthl.  und  betonte,  daß  eigent¬ 
lich  ein  Fremder  nur  dann  zugelassen  werden  sollte,  wenn 
er  sich  mit  eines  Gewandschneiders-  oder  Kramers  Tochter 
verheirate.  Verweigern  konnte  man  allerdings  Verheirateten 
die  Aufnahme  nicht,  insofern  war  diese  Bestimmung  aller¬ 
dings  kein  Hindernis;  das  Loskaufen  von  ihr  muß  man  aber 
jedenfalls  als  Mißbrauch  bezeichnen. 

Ein  noch  ungesunderer  Zustand  war  es,  wenn  man  auf 


40  Rthl.  zahlen:  Kr.  A.  I,  S.  28,  34,  67,  72,  150  nsw.  In  den  Glück¬ 
städter  Ämtern  zahlte  er  gar  nichts  (Artikel  5  oder  9),  ebenso  nichts  in 
Rendsburg  (Artikel  9)  Itzehoe  (Artikel  6)  und  Schleswig  (Artikel  7). 

1)  Als  ungültig  schon  1671  vom  Herzog  bezeichnet.  Aufgehoben 
wird  Artikel  3  erst  hei  der  Bestätigung  von  1819;  er  war  praktisch  damals 
schon  längst  hinfällig  geworden.  Die  Glückstädter,  Rendsburger,  Itzehoer 
und  Schleswiger  Kramerkompagnien  haben  diesen  »Zunftmißbrauch« 
schon  nicht  mehr  als  Bestimmung  in  ihren  Artikeln. 

2)  Der  Reichsschluß  von  1731  verbot  diesen  Mißbrauch  §  XIII,  6. 
Ortloff,  S.  24. 

a)  So  forderte  die  Kompagnie  1661  von  J.  Meyer,  wreil  er  keine 
Kramerstochter  geheiratet  hatte,  da  er  schon  verheiratet  war  —  dreimal  (!) 
so  viel  Eintrittsgeld  als  von  den  anderen.  Auf  seine  Beschwerde  hin 
bestimmte  der  Herzog  die  mäßige  Gebühr  von  40  Rthlrn.  Königliches 
Staatsarchiv  Schleswig  A  XX  No.  2867. 


die  Heirat  einer  Kramerwitwe  dieselbe  Belohnung  aussetzte 
wie  auf  die  Heirat  von  Kramertöchtern.1) 

Die  Verfügung  von  1780  beseitigte  mittelbar  auch  die 
Bevorzugung  der  Familienangehörigen.  Diese  hatten  bisher 
40  Rthl.  gezahlt,  jetzt  war  aber  die  Aufnahmegebühr  für 
Fremde  auf  30  Rthl.  herabgesetzt.  Schon  auf  der  nächsten 
Versammlung  nach  Empfang  »dieses  merkwürdigen  Reskripts« 
wurde  diese  Bevorzugung  der  Familie  beseitigt,  in  Zukunft 
hatte  jeder  ausnahmslos  30  Rthl.  zu  erlegen,  nicht  mehr 
und  auch  nicht  weniger.2) 

Dieses  Einkaufsgeld  stellte  keineswegs  die  sämtlichen 
Unkosten  des  neuen  Mitgliedes  dar.  Zu  zahlen  waren  außer¬ 
dem  den  beiden  Beisitzern  4  Rthl.  (jedem  2  Rthl.),  den  beiden 
Älterleuten  2  Rthl.  (jedem  1  Rthl.),  der  St.  Nikolaikircke 
wegen  des  Kramerkirchenstuhls  2  Rthl.  und  der  Stadtkämmerei 
ebenfalls  noch  2  Rthl.  Erst  1780  wurden  diese  10  Rthl.  mit 
in  die  30  Rthl.  Aufnahmegebühren  hineingezogen.  Auch 
war  jeder  verpflichtet,  dem  Amte  einen  neuen  Noteimer  zu 
stellen,  dessen  Kosten  zu  2  )f  angesetzt  wurden. 

Schließlich  erwuchsen  dem  neuen  Mitgliede  noch  weitere 
Unkosten  durch  die  Verpflichtung,  einen  Autrittsschmaus 
zu  geben.  Von  einer  rechtlichen  Verpflichtung  kann  auch 
hier  keine  Rede  sein  ;  tatsächlich  aber  wurde  mit  jedem  ein 
solcher  »verakkordiert«.  Er  wurde  meist  auf  8  Rthl.  angesetzt. 


1 )  Mehrfach  heirateten  Fremde  eines  Kramers  Witwe  und  erwarben 
somit  die  Mitgliedschaft  der  Kompagnie.  Plötscliau  heiratete  1765  Witwe 
Löhn  und  zahlte  also  nur  40  Rthl.  (Kr.  A  I,  174);  1689  heiratete  Fr. 
M.  Kröger  eine  Witwe  (Kr.  AI,  15)  und  zahlte  nach  dem  Beispiel 
zweier  andrer,  die  sich  schon  vorher  auf  diese  Weise  in  den  Besitz  eines 
Geschäftes  gesetzt  hatten,  auch  nur  40  Rthl.,  1709  heiratete  H.  W.  Bolte 
eine  Witwe  (Kr.  A  I,  67),  1744  P.  Becker  die  Witwe  Stahl.  Wie  groß 
bisweilen  der  Altersunterschied  zwischen  beiden  Teilen  war,  läßt  sich 
leider  nicht  ermitteln,  da  auch  das  Trauregister  der  Nikolaikirche  keine 
Altersangaben  enthält. 

2)  Rer  Reichsschluß  v.  1731  rechnete  das  Eingestehen  von  Vorrechten 
an  Meistersöhne  zu  den  Mißbräuchen.  §  XIII,  7.  Ortloff,  Corpus  Juris 
Opificiarii.  S.  24. 
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Willkür  herrschte  auch  hier.1)  Da  die  Kompagnie  vor  1780 
die  Aufnahmebedingungen  eigenmächtig  bestimmte,  so  waren 
bisweilen  die  Kosten  für  den  Schmaus  mit  unter  den  Ein¬ 
trittsgeldern  begriffen.  Auch  gaben  wohl  mehrere  Mitglieder 
gemeinsam  ein  Antrittsessen.2) 

Die  Beseitigung  dieser  Auswüchse  ging  nicht  von  der 
Stadt  aus,  sondern  vom  Landesherrn.  Schon  der  Reichs¬ 
schluß  von  1731  verlangte  im  §  VII  ihre  Abschaffung.3) 
Dadurch,  daß  der  Landesherr  der  Kompagnie  anbefahl,  den 
Eintretenden  »mit  keinen  weiteren  Unkosten  zu  beschweren« 
und  1780  alle  Gebühren  festsetzte,  solche  für  den  Antritts¬ 
schmaus  aber  nicht  mit  anführte,  hörte  dieser  Zwang  auf. 

Trafen  diese  hohen  Forderungen  diejenigen,  die  weniger 
wohlhabend  waren,  besonders  schwer,  so  gab  es  noch  eine 
andere  Art  von  Aufnahmebedingung,  der  sich  ursprünglich 
auch  der  Reichere  nicht  entziehen  konnte,  zunächst  eine 
Bedingung,  die  beim  ersten  Blick  sogar  eine  gewisse  höhere 
Berechtigung  zu  haben  scheint:  das  Verlangen  nach  Bei¬ 
bringung  eines  zunft-  und  innungsmäßigen  Lehrbriefes. 

Selbstverständlich  war  es  im  Interesse  einer  gesunden 
Entwicklung  des  Kaufmannsstandes  nötig,  daß  die  Zunft  — 
der  Staat  kümmerte  sich  ja  nicht  darum  —  den  Nachweis 
einer  bestimmten  Lehrzeit  verlangte.  Weil  man  aber  diese 
an  sich  gute  und  berechtigte  Forderung  bewußt  in  die  Höhe 
trieb,  nur  um  möglichst  vielen  die  Aufnahme  unmöglich 
zu  machen  oder  wenigstens  sehr  zu  erschweren,  wurde  auch 
dies  zu  einem  Mißbrauch,  den  das  Amt  mit  seiner  Macht 
trieb,  der  noch  dadurch  um  so  schärfer  als  ein  solcher 
hervortritt,  daß  auch  hier  wieder  jene  beliebte  Bevorzugung 
der  Familienangehörigen  um  sich  griff,  und  andererseits 
auch  dadurch,  daß  zwar  das  Mindestmaß,  nicht  aber  das 


*)  So  zahlte  H.  W.  Bolte  1709  für  den  Schmauß  16  ftthl. !  Kr. 
A  I,  47.  —  1689  zahlte  A.  Oldenburg’  13  Rthl.  16  ß  »worauf  man  es 
moderiret«.  Kr.  AI,  16. 

2)  So  z.  B.  1698,  5  neue  Mitglieder  gaben  gemeinsam  ein  Autritts- 

essen. 

8)  Ortloff,  Corpus  Juris  Opifkiarii  S.  16. 
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Höchstmaß  der  Lehrzeit  festgesetzt  war,1)  so  daß  der  Lehr¬ 
ling  der  Ausbeutung  und  Ausnutzung  seines  Lehrherrn 
preisgegeben  war.  Die  Kompagnie  verlangte  6  Jahre  Lehr» 
zeit,  außerdem  noch  vierjährigen  Dienst  als  Handlungs- 
gehülfe.  Demjenigen  aber,  der  eines  Mitgliedes  Tochter 
oder  Witwe  heiratete,  konnten  die  4  Gesellenjahre  den  Um¬ 
ständen  entsprechend  ermäßigt  werden,  natürlich  vom  Amte. 
Weil  nun  mancher  nur  deshalb  nicht  zunftmäßig  gelernt 
hatte,  weil  es  in  dem  Orte,  aus  dem  er  kam,  kein  Kramer¬ 
amt  gab,  so  war  mancher  Tüchtige  und  Fähige  von  vorn¬ 
herein  ausgeschlossen.  Man  wollte  eben  auch,  daß  selbst 
der  nicht  aus  Kiel  Stammende,  falls  er  später  Mitglied  der 
Kompagnie  zu  werden  gedachte,  wenigstens  in  Kiel  gelernt 
hatte;  daher  bevorzugte  man  einen  solchen  auch  etwas  in 
den  Aufnahmegebühren2)  vor  denen,  die  dem  Amt  völlig 
fremd  waren.  Der  Landesherr  zerbrach  auch  diese  Schranke. 
Vereinzelt  erzwang  er  schon  im  17.  Jh.  die  Aufnahme  eines 
Kramers,  der  keinen  Lehrbrief  aufweisen  konnte,3)  obgleich 
das  Amt  sehr  störrisch  war  und  sich  sogar  offen  gegen  die 
anfangs  als  »Wunsch«  gefaßte  Forderung  des  Herzogs  auf¬ 
lehnte.  Tatkräftiger  als  die  Kieler  Herzoge  griffen  die 
dänischen  Könige  ein.  Erst  seit  1779  kann  man  in  diesem 
Punkte  von  einem  zielbewußten  Eingreifen  des  Landesherrn 
reden.  Bis  1826  noch  im  lebhaften  Kampfe  mit  der  Kom¬ 
pagnie,  deren  Älterleute  durch  umfangreiche  Schriftstücke 
ihre  Sonderrechte  aufrecht  zu  halten  suchten,4)  wurde  durch 


9  Eine  Prüfung  gab  es  nicht,  so  daß  man  aus  einer  längeren  Lehr¬ 
zeit  nicht  auf  eine  geringere  Fähigkeit  schließen  darf,  wenigstens  nicht 
im  allgemeinen.  Vgl.  das  »Lehrlingswesen.« 

2)  Ein  solcher  zahlte  50 — 60  Rtlil.  (150—180  $);  vgl.  oben  die 
Zahlungen  andrer. 

3)  Stadtarchiv  Kiel  1760.  Da  die  Kramer  sich  trotz  der  »Zu-Ge- 
müte-Führung,  so  gar  widerwärtig  bezeiget,  und  aus  einem  hierfür  ge¬ 
suchten  praetext,  gedachten  P.  M.  in  das  Amt  gutwillig  zu  nehmen  be¬ 
harrlich  sich  verweigert«  u.  s.  w.  »so  wären  wir  wohl  befugt,  wegen  solcher 
Wiedersetzung  die  Kramer  Zunft  gar  niederzulegen,  wollen  doch  noch 
diesmal  es  dabei  bewenden  lassen.«  (1671). 

4)  Stadtarchiv  Kiel  1760;  Kr.  A  VII. 
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eine  immer  häufigere  Erteilung  von  solchen  staatlichen  »Dis¬ 
pensationen«  die  Mitgliedschaft  und  die  aus  ihr  entspringende 
Berechtigung  zum  Kleinhandel  tatsächlich  in  eine  obrigkeit¬ 
lich  verliehene  Konzession  zum  Gewerbebetrieb  umge¬ 
wandelt.1) 

Außerordentlich  heftig  sträubte  sich  das  Amt  1681 
gegen  eine  ihm  zugemutete  Aufnahme  eines  Schusters  und 
1683  gegen  die  eines  Schneiders,  weil  es  »eine  merkliche 
Gonfusion  in  den  hiesigen  Ämtern  und  unter  den  Hand¬ 
werkern  gebähren  würde,  wenn  ein  Schneider,  Schuster  und 
dgl.  in  unsere  Kramerkompagnie,  welche  ex  civibus  primae 
classis  besteht  (!),  sollte  mit  eingesetzet  werden.«  Der  Herzog 
entschied  auch  zu  Gunsten  der  Kompagnie.2)  So  konnte  sich 
also  auf  diesem  Wege  kein  Handwerker  weitere  Handelsbe¬ 
fugnisse  erwerben;  wie  aber  darin  im  18.  Jh.  ein  Umschwung 
eintrat,  wfird  unten  gezeigt  werden.3)  Ausgeschlossen  von 
der  Aufnahme  in  die  Kompagnie  waren  die  Juden.4)  Einen 
zum  Christentum  übergetretenen  Juden,  für  den  der  König 
Pate  war,  mußten  die  Kieler  Kramer  jedoch  trotz  hart¬ 
näckigen  Widerstandes  1787  in  ihre  Reihe  aufnehmen.5) 
Gegen  die  Aufnahme  von  Bekennern  der  mosaischen  Religion 
sträubte  sich  die  Kompagnie  mit  Erfolg.6) 


*)  Vgl.  die  Übersicht  im  Anhang. 

2)  Kr.  A  Y,  15.  Kr.  A  V,  30.  —  In  Preußen  wurde  durch  die  all¬ 
gemeine  Handlungs-Ordnung  v.  1 6. Dez.  1 7 60  festgesetzt,  daß  kein  Handwerker 
in  eine  Kaufmannsinnung  aufgenommen  werden  solle.  Rohrscheidt,  Con¬ 
rads  Jahrb.  Bd.  V,  S.  332. 

8)  Hauptteil  III,  Handel  bei  Kleinigkeiten. 

4)  Ygl.  Hauptteil  III,  Freikramer. 

5)  Kr.  A  YII,  68.  Stadtarchiv  Kiel  1760. 

6)  Entrüstet  wies  sie  ein  solches  Ansinnen  zurück.  Ein  Jude  könne 
an  keiner  bürgerlichen  Einrichtung  teilnehmen.  Auch  auf  das  Angebot, 
statt  der  üblichen  30  Rthl.  50  Rthl.  zahlen  zu  wollen,  ging  sie  nicht  ein. 
Die  Deutsche  Kanzlei  lehnte  das  Gesuch  ebenfalls  ab.  Kr.  A  YI,  117  f., 
127.  —  Vgl.  auch  M.  Stern,  die  israel.  Bevölkerung  der  deutschen 
Städte  II,  S.  42  f. 
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c)  Die  Mitgliederzahl. 

Da  die  Kramerkompagnie  keine  geschlossene  Zunft  war,1) 
so  war  die  Mitgliederzahl  verschieden.2)  Durchschnittlich  be¬ 
wegte  sie  sich  in  aufsteigender  Linie,  eine  Erscheinung,  die 
sich  dadurch  erklärt,  daß  der  Landesherr  ja  die  Erringung 
der  Mitgliedschaft  nach  und  nach  erleichterte.3) 

Nun  darf  man  keineswegs  aus  der  Zahl  der  Mitglieder 
schließen,  daß  sie  der  Zahl  der  Kramergeschäfte  in  Kiel 
entsprach.  Einmal  waren  noch  besondere  Freikramer  vor¬ 
handen,4)  die  nicht  dem  Amte  angehörten,  zweitens  befanden 
sich  unter  den  Mitgliedern  auch  solche,  die  kein  Geschäft 
mehr  führten,5)  drittens  hatten  einige  Mitglieder  Kampagnie- 
geschäfte.6)  Daß  man  diese  Kompagniegeschäfte  und  damit 


9  In  Kassel  war  z.  B.  das  Krameramt  geschlossen.  Mäscher  S. 
388.  —  Liste  der  Ämter,  die  noch  1826  in  Schleswig-Holstein  geschlossen 
waren:  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  All,  181.  —  Vgl.  über  sie 
auch  Neues  Staatsbürgerliches  Magazin  VI,  622. 

2)  Die  Gründungsmitglieder  waren:  Marcus  Möller,  Joch  Faust 
Hinr.  Holste,  Hans  Möller,  Claus  Prencke,  Joh.  Brauwer,  Fr.  Holste 
Gerdt  Stoer,  Joh.  Vordekampf,  Joh.  Holste,  Joh.  v.  Lengerken,  Dietr. 
Borchweide,  H.  Korke. 

3)  Soweit  sich  die  Zahl  der  Mitglieder  feststellen  läßt,  ist  sie  aus 
folgender  Liste  zu  ersehen. 


Jahr. 

Mitgl. 

Jahr.  Mitgl. 

Jahr. 

Mitgl. 

1635 

13 

1747 

19 

1799 

21 

1669 

21 

1754 

20 

1807 

27 

1676 

10 

1759 

15 

1822 

44 

1695 

12 

1772 

20 

1831 

66 

1711 

15 

1778 

19 

1855 

77 

1737 

11 

1784 

27 

1858 

115 

1739 

17 

1790 

24 

1744 

21 

1794 

24 

4)  Vgl.  das  Kapitel  unter  III . 

5)  So  hatten  1775  von  21  Mitgliedern  7  ihr  Geschäft  niedergelegt 
1777  von  19  Mitgliedern  6,  1788  von  20  Mitgliedern  6,  1793  von  23 
Mitgliedern  6. 

6)  1711  gab  es  2  Kompagniegeschäfte.  Mitt.  XXV,  S.  710. 

1742  auch  2,  1748  sogar  4.  Auch  sonst  werden  vereinzelt  Kompagnie¬ 
geschäfte  erwähnt.  —  Daß  Söhne  mit  Eltern  in  Handelsgemeinschaft 
traten,  wurde  1727  ausdrücklich  erlaubt.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 
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bis  zu  einem  gewissen  Grade  eine  Kapitalkonzentration 
duldete,  beweist,  daß  die  Mittelstandspolitik  des  Krameramts 
doch  schon  etwas  andrer  Art  war  als  bei  Handwerkerzünften. 
Das  beruht  darauf,  daß  eben  im  Handel  dem  Kapital  eine 
größere  Bedeutung  zukommt  als  im  Handwerk. 

d)  Die  Konkurrenz  der  Mitglieder 
untereinander. 

Da  es  ein  Grundgedanke  der  Zunfteinrichtuug  war, 
jedem  Mitgliede  ein  standesgemäßes  Auskommen  zu  gewähr¬ 
leisten,  da  auch  die  Zunft  nicht  nur  eine  wirtschaftliche, 
sondern  zugleich  eine  gesellige  und  religiöse  Gemeinschaft 
war,  so  war  die  Konkurrenz  der  Mitglieder  untereinander 
auf  ein  möglichst  geringes  Maß  beschränkt.  Das  Verhalten 
der  Genossen  sollte  das  von  Brüdern  sein,  nicht  das  von 
neidischen  und  gewinnsüchtigen  Geschäftsleuten,  deshalb 
sollte  niemand  die  Waren  des  andern  verachten  oder  schlecht¬ 
machen,  ihre  Güte  bezweifeln,  noch  weniger  dem  Genossen 
Kunden  abwendig  zu  machen  suchen.  Wer  dagegen  ver¬ 
stieß,  sollte  bestraft  werden.1)  Verboten  war  es,  mehrere 
Läden  zu  halten,  damit  nicht  der  Kapitalkräftigere  den 
Ameren  verdrängen  konnte.2) 

Erst  im  19.  Jh.  kam  man,  ausgehend  von  dem  Ge¬ 
danken,  daß  jeder  ein  möglichst  gleiches  Auskommen  haben 
sollte,  dazu,  die  Haltung  eines  doppelten  Ladens  in  einer 
anderen  Straße,  einer  Niederlage,  ausdrücklich  zu  verbieten.3) 


9  Artikel  19.  —  In  (len  Amtsbüchern  und  Rechnungen  findet  sich 
aber  eine  Bestrafung  wegen  dieser  Bestimmung  nicht.  (Kr.  A.  XII).  — 
Dasselbe  Gebot  hat  die  Rendsburger  Kompagnie  von  1696  im  Artikel  16. 

2)  Ein  P.  Hansen  »ließ  sich  gelüsten  außerhalb  Tliores  zu  handeln 
und  einen  Gesellen  daselbst  zu  halten«.  Auf  Gutachten  der  Beisitzer 
mußte  er  3  Rthl.  Strafe  zahlen  (1668).  Aber  man  erlaubte  ihm  dann 
die  Weiterführung  des  Geschäfts  auf  einige  Jahre,  bis  er  das  Haus  ver¬ 
kaufen  konnte,  dafür  zahlte  er  8  Rthl.  jährlich  (bis  1674).  Kr.  A.  I,  5. 
Die  Artikel  enthalten  ein  solches  Verbot  nicht. 

3)  1825  sprach  sich  die  Versammlung  gegen  das  Halten  von  mehreren 
Läden  aus.  (Kr.  A.  II,  110  f.).  Nochmals  beschlossen  1826  (Kr.  A.  II,  114). 
Der  Beschluß  sollte  ein  Zusatzartikel  werden.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 
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Zugleich  wollte  man  durch  dies  Gebot  verhindern,  daß  die 
Zahl  der  Lehrlinge  und  Gesellen  vergrößert  wurde,  die  sich 
dann  später  »auch  etablieren  könnten«.1)  Aber  der  Beschluß 
der  Kompagnie  erhielt  nicht  die  erforderliche  Bestätigung 
des  Landesherrn ;  vielmehr  stellte  die  Scbleswig-Holst.-Lauen- 
burgische  Kanzlei  es  in  das  Belieben  eines  jeden,  soviele 
Läden  zu  halten  wie  ihm  gutdünkte,2)  die  Regierung  billigte 
solche  Konkurrenzbeschränkungen  nicht  mehr.3) 

2.  Lehrlinge  und  Gesellen. 

a)  G  e  b  u  r  t  und  Herkommen. 

Lehrlinge  und  Gesellen  waren  Schutzgenossen  des  Amtes 
im  Gegensatz  zu  den  eigentlichen  Mitgliedern,  den  Voll¬ 
genossen.  Tätigen  Anteil  am  Zunftleben  hatten  sie  nicht,  sie 
unterstanden  der  Aufsicht  des  Amtes,  das  in  ihnen  die  zu¬ 
künftigen  Mitglieder  sah.  Deshalb  stellte  man  schon  an  den 
jungen  Lehrling,  wenn  er  sich  in  eines  Amtskramers  Dienst 
begab,  eine  Reihe  von  Forderungen.  Hauptbedingung  war 
die  eheliche  Geburt,4)  der  Lehrling  mußte  daher  an¬ 
geben,  »von  was  Eltern  er  geboren  sey«,5 6)  damit  das  Amt 


*)  Kr.  A.  II,  110.  Kr.  A.  IV,  253 .  »je  mehr  Laden,  desto  mehr 
wird  die  Nahrung  zersplittert,  desto  schwerer  wird  es  für  jeden  einzelnen, 
sich  und  den  Seinigen  den  nötigen  Unterhalt  zu  schaffen.«  »Wenn  einer 
mehrere  Laden  hat,  muß  er  mehr  Personal  halten,  dadurch  wird  wieder 
die  Zahl  derer  vermehrt,  die  später  in  die  Kompagnie  aufgenommen 
werden  wollen.« 

?)  Kr.  A.  IV,  242  und  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A  XVIII, 
4267 :  .  .  .  »es  vielmehr  jedem,  der  zur  Haltung  eines  öffentlichen  Ladens 
berechtigt  sei,  unbenommen  bleiben  müsse,  falls  er  es  vorteilhaft  halte, 
in  der  Stadt  mehrere  Boutiquen  anzulegen  und  zu  halten.«  9.  Juni  1827. 

8)  Nach  Kieler  Muster  wurde  dann  1852  diese  Frage  auch  für 
Glückstadt  geregelt.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

4)  »He  schal  wesen  echt  unde  recht  geboren.«  Wehrmann  in 
mehreren  Rollen.  Auch  Frensdorff,  Hansische  Geschichtsblätter  Bd.  13, 
S.  17.  —  Früher  forderten  die  Zünfte  auch  »freie«,  bisweilen  im  Norden 
Deutschlands  auch  »deutsche«  Geburt.  Diese  Forderungen  lassen  sich 

bei  der  Kieler  Kramerkompagnie  nicht  belegen.  Ein  Kieler  Zeugnis  für 
echte  Geburt  Mitt.  XXIV,  S.  46  und  70.  (15.  und  16.  Jh.) 

6)  Artikel  4. 
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ihn  als  einen  »ebeleiblichen  Sohn«  betrachten  konnte.  Doch 
genügte  die  Angabe  nur  der  ehelichen  Geburt  nicht.  Auch 
über  das  Gewerbe,  den  Beruf  der  Eltern  wollte  man  unter¬ 
richtet  sein,  nicht  nur  eheliche  Geburt,  auch  »ehrliches 
H  e  r  k  o  in  m  e  n«  forderte  man.  Das  war  ein  sehr  verbreiteter 
Zunftmißbrauch.  Zwar  läßt  sich  für  die  Kieler  Kramerzunft 
nicht  nachweisen,  daß  man  Kindern  oder  gar  Enkeln  von 
Abdeckern,  Schindern,  Barbierern,  Zöllnern,  Müllern,  Stadt¬ 
knechten,  Gerichtsdienern,  Holz-  und  Feldhütern,  Toten¬ 
gräbern,  Nachtwächtern,  Bettelvögten,  Gassenkehrern, 
Schäfern,  Musikanten  und  anderen1)  das  zunftmäßige  Erlernen 
des  Gewandschnitts  oder  der  Krämerei  versagte,  jedoch 
läßt  sich  aüs  der  im  17.  Jh.  ziemlich  regelmäßigen  Angabe 
des  väterlichen  Berufes2)  wohl  schließen,  daß  man  sich  hierin 
nicht  von  anderen  Ämtern  unterschied.  Da  ja  übrigens  zur 
Anlage  eines  Ladens  immer  ein  gewisses  Vermögen  erforderlich 
ist,  so  erklärt  es  sich  von  selbst,  daß  diese  Forderung  für 
die  Kramerzunft  mehr  theoretischen  als  praktischen  Wert 
hatte.3)  Zu  einem  Streit  scheint  es  hierüber  nicht  gekommen 
zu  sein.  Jedenfalls  aber  mußte  der  Lehrling  eine  Bescheinigung 
darüber  beibringen,  »von  was  Eltern  er  geboren  sei,«  einen 
Geburtsbrief.  Für  die  Kramerkompaguie  wurde  diese  Be¬ 
dingung  bei  der  1819  erfolgten  Bestätigung  der  Artikel  von 
König  Friedrich  VI.  aufgehoben.4)  Dadurch  wurden  auch  die 


x)  Gierke  I,  S.  918.  —  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaft, 
Bd.  VIII,  S.  1098.  —  Frensdorff,  Hansische  Geschichtsblätter  Bd.  13, 
S.  39  f. 

2)  Als  Väter  der  Lehrjungen  werden  genannt:  Kaufleute,  Gold¬ 
schmiede,  Pastoren,  Pröbste,  Organisten,  Postmeister,  Apotheker,  Schiffer, 
Maurer,  Förster  u.  a.  m.  (Kr.  A.  I.) 

3)  Einmal  wird  sogar  ein  »Bedienter  an  der  Stadt  Lübeck«  als 
Vater  genannt.  Kr.  A.  I. 

4)  Es  handelte  sich  hierbei  um  die  Ausdehnung  und  Anwendung 
von  älteren  Verfügungen  auf  die  Kompagnie.  Für  das  Herzogtum 
Schleswig  war  dieser  Mißbrauch  schon  1756  (Chron.  Slg.  1756,  No.  6) 
und  1772  (Chron.  Slg.  1772,  No.  5)  beseitigt.  1772  war  die  gleiche  Ver 
fügung,  da  sie  auf  ein  Reichsgutachten  vom  3.  Febr.  1772  zurückging 
(Ortloff,  Corpus  Juris  Opificiarii  S.  39,  42),  auch  in  Kiel  bekannt  ge- 
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unehelichen  Kinder  den  ehelichen  gleichgesetzt.* 1)  Was  der 
Reichsschluß  von  1731  im  Artikel  11  angestrebt  hatte,2)  war 
somit  endlich  dank  der  landesherrlichen  Gesetzgebung,  auch 
für  die  Kieler  Kramerkompagnie  ausdrücklich  beseitigt. 

Ausgeschlossen  von  der  Annahme  als  Lehrling  blieben 
die  Jüden,  denn  es  war  und  blieb  ziemlich  die  allgemeine 
Forderung  aller  deutschen  Zünfte,  daß  der  Lehrling  einer 
der  drei  in  Deutschland  eingeführten  Religionsparteien  an¬ 
gehören  mußte.3)  In  Schleswig-Holstein  waren  im  19.  Jh. 
die  Zünfte  der  Städte  Altona,  Friedrichsstadt,  Glückstadt, 
Elmshorn  und  Rendsburg  angewiesen,  sich  der  Einschrei¬ 
bung  eines  jüdischen  Lehrlings  nicht  zu  widersetzen,  wenn 
sich  ein  Lehrherr  für  sie  fände.4) 

Die  Lehrlinge  stammten  zum  großen  Teil  aus  Kiel, 
eine  beträchtliche  Zahl  aus  den  Herzogtümern  Schleswig 
und  Holstein.  Eutin,  Preetz,  Eckernförde,  Kappeln,  Husum, 
Tondern,  Itzehoe,  Glückstadt,  Schleswig,  Flensburg,  Norburg 
werden  als  Heimatorte  der  Lehrlinge  genannt,  aber  auch 
aus  Lübeck,  Oldenburg,  Wismar,  Hamburg,  Ültzen,  Magde¬ 
burg  kamen  einige  Knaben,  um  zünftig  zu  lernen,  ver¬ 
einzelt  sogar  aus  Bergen  und  Stromsee  in  Norwegen.5) 
b.  Ein-  und  Ausschreibung. 

Bei  offener  Lade  und  unter  Beisitz  der  Morgensprachs¬ 


macht.  Vor  allem  wurde  dadurch  den  Kindern  von  Abdeckern  der  Zu¬ 
tritt  zu  Handwerkerzünften  nnd  »anderen  ehrlichen  Gesellschaften«,  ohne 
daß  Legitimation  nötig,  ermöglicht.  (Stadtarchiv  Kiel  1000).  —  1784 
Ausdehnung  einer  Verordnung  von  1734  auf  den  ehemals  großfürstlichen 
Anteil,  nach  welcher  Pförtner,  Amts-,  Stadt-  und  Landdiener  für  ehr¬ 
liche  Leute  zu  halten  sind.  (Sy.  Slg.  Bd.  II,  S.  4  f.).  —  Änderung  der 
Artikel  im  Jahre  1819:  Kr.  A.  IV  und  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

l)  Den  »an  dem  Verbrechen  ihrer  Eltern  unschuldigen  Kindern« 
solle  man  keinen  Vorwurf  mehr  machen.  1772.  Chron.  Slg.  No.  5. 

*)  Ortloff,  Corpus  Juris  Opificiarii  S.  43. 

3)  Mäscher,  S.  397  f.  Rohrscheidt,  S.  8  und  S.  79. 

4)  Chron.  Slg.  1813,  No.  111  und  145  und  1824,  No.  116  und 
ebenso  Sy.  Slg.  Bd.  VI,  S.  83.  —  Trotzdem  widersetzte  sich  das  Rends- 
burger  Krameramt  noch  1847  der  Einschreibung  eines  jüdischen  Lehr¬ 
lings.  Ein  Bescheid  fehlt  leider.  Rendsburger  Kramer-Archiv. 

5)  Kr.  A.  I. 


■ 
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herren  wurde  der  neue  Lehrling  in  Gegenwart  seines  Lehr¬ 
herrn  von  den  Aintsvorstehern,  den  Alterleuten,  in  das 
Amtsbuch  eingeschrieben.  Zwar  war  es  eine  Formsache, 
dennoch  aber  ein  Erfordernis  zunftmäßigen  Erlernens.  Das 
ganze  Amt  war  nicht  zugegen.1)  Später  (seit  etwa  1800) 
erschienen  Lehrherr  und  Lehrbursche  nicht  einmal  mehr 
persönlich  vor  den  Alterleuten,  sondern  suchten  schriftlich 
um  die  Ein-  und  Ausschreibung  an.2)  Die  Einschreibung 
geschah  aber  nicht  sofort  bei  Antritt  des  Dienstes,  sondern 
erst  nach  Ablauf  einer  Probezeit,  über  die  allerdings 
der  Artikelsbrief  von  1635  nichts  bestimmte.  Überhaupt 
war  das  Amt  mit  dem  Ein-  und  Ausschreiben  sehr  nach¬ 
lässig  Oft  warteten  einige  2 — 4  Jahre,  ehe  sie  daran 
dachten,  ihre  Jungen  ins  Amtbuch  einzeichnen  zu  lassen.3) 
1675  beschloß  daher  die  Kompagnie,  daß  mit  der  Einschrei¬ 
bung  nur  ein  halbes  Jahr  gewartet  werden  solle,4)  und  an¬ 
fangs  richtete  man  sich  auch  darnach,  aber  bald  herrschte 
wieder  die  alte  Unordnung.  Im  19.  Jh.  vernachlässigte  man 
die  Aufzeichnungen  der  Lehrlinge  fast  ganz,5)  1867  wurden 
die  beiden  letzten  Jungen  zunftmäßig  ins  Amtsbuch  einge¬ 
schrieben.6) 


1)  Anders  z.  B.  oft  in  Preußen.  Rohrscheidt,  Vom  Zunftzwang 
zur  Gewerbefreiheit,  S.  128. 

2)  Kr.  A.  II,  S.  52,  82  u.  s.  w. 

3)  Kr.  A.  I,  6,  30,  31  f.,  119  u.  a.  m.  --  Es  scheint  so,  daß  die 
Älterleute  eine  bestimmte  Zeit  für  das  Ein-  und  Ausschreiben  festsetzten. 
Die  zahlreichen  Eintragungen  an  einem  Tage  lassen  das  schließen ;  so 
sind  am  11.  Mai  1740:  9  Einzeichnungen,  am  8.  März  1758:  5,  21. 
März  1758:3,  5.  März  1765:4,  13.  Apr.  1767  :9  u.  s.  w.  Kr.  A.  I. 

4)  Kr.  A.  I,  6. 

5)  Im  Vergleich  zur  großen  Mitgliederzahl  ist  die  Zahl  der  Ein¬ 
schreibungen  im  19.  Jh.  gering,  so  1831  bei  61  Mitgliedern  nur  4  Ein¬ 
schreibungen,  1836  bei  60  Mitgliedern  nur  5;  während  z.  B.  1746  bei  22 
Mitgliedern  4,  1754  bei  20  Mitgliedern  6,  1759  bei  15  Mitgliedern  10 
Einschreibungen  waren.  Kr.  A.  I.  u.  II. 

6)  Kr.  A.  II,  S.  328.  Übrigens  wurde  noch  1866  Rendsburger 
Kaufleuten,  die  gebeten  hatten,  daß  in  Zukunft  die  Ein-  und  Ausschreibung 
unterbliebe,  ein  abschlägiger  Bescheid  zu  teil.  Akten  der  Rendsburger 
Kramerkompagnie. 
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Nicht  selten  fielen  sogar  Ein-  und  Ausschreibung  zeit¬ 
lich  zusammen.1)  Denn  nach  beendeter  Lehrzeit  mußte  der 
Lehrling  abermals,  von  seinem  Lehrherrn  geführt,  vor  den 
Alterleuten  erscheinen  und  sich  durch  Antrag  seines  Lehr¬ 
herrn  wieder  ausschreiben  lassen.2)  Dies  Ausschreiben  hatte 
für  den  Lehrling  noch  eine  größere  Bedeutung  als  das  Ein¬ 
zeichnen  in  das  Amtsbuch,  denn  ihm  wurde  damit  ein 
Zeugnis  seines  Wohlverhaltens  ausgestellt,  zugleich  erfolgte 
das  Lossprechen  von  den  Lehrjahren  und  die  Erklärung 
zum  Gesellen.3)  Bisweilen  wurde  dem  neuen  Gesellen  auf 
seinen  Wunsch  ein  förmlicher  Lehrbrief  erteilt.4)  Gerade  bei 
den  Ausschreibungen  war  in  dieser  Zeit  die  Anwesenheit 
der  Ratsvertreter  besonders  nötig.  Allgemein  suchte  man 
dadurch  die  sogenannten  »Gesellenbiere«  und  das  »Schleifen 
und  Hänseln«  des  Jungen  durch  die  Gesellen  zu  verhindern. 
Aber  solche  mit  Recht  zu  den  Zunftmißbräuchen  gezählten 
Gewohnheiten5)  fanden  sich  bei  der  Kieler  Kramerkompagnie 
nicht;  das  kam  auch  wohl  mehr  bei  den  Handwerker- 


*)  Kr.  A.  I,  197.  Kr.  A.  I,  91,  220  1  Kr.  A.  I,  26.  Weitere  Bei 
spiele  für  gleichzeitiges  Ein-  und  Ausschreiben  S.  119  1  Kr.  A  II,  3  1 

2)  Artikel  5.  —  Kr.  A.  I  und  II. 

s)  »Zu  seiner  Verwahrung«  wurde  die  Einzeichnung  gemacht,  »daß 
er  seine  Lehrjahre,  so  er  für  Jungen  zu  dienen  sich  versprochen,  redlich 
ausgehalten«  und  ferner,  daß  er  sich  jederzeit  also  verhalten,  wie  einem 
ehrliebenden  und  getreuen  Jungen  wohl  gebühret  und  angestanden«  oder 
auch  wohl  mit  den  Worten:  »und  weiß  nichts  von  ihm  als  all  Ehr,  Lobes 
und  Gutes  zu  sagen«.  Kr.  A  I. 

4)  Letzter  Lehrbrief  1866  ausgestellt.  Kr.  A.  VIII,  451.  Auch 
für  den  Lehrbrief  erhob  man  wieder  eine  Gebühr.  1 1 53  betrug  diese 
8  |  9  ß,  1848:  1  Rthl.  2  ß. 

Stempelpapier  =  3  ^  1  ß 

pro  Sigillo  =  3  $ 

Schreibgebühr  =  7  $ 
dem  Boten  =  8  ß 

~s  y  9  ß 

Kr.  A.  I,  S.  111  und  Kr.  A.  VIII. 

5)  Verboten  durch  Reichsschluß  von  1731  (Ortloff,  Corpus  Juris 
Opificiarii  S.  17).  Verfügung  von  1782  (Chron.  Slg.  1782,  No.  25.  Aus¬ 
dehnung  älterer  Verordnungen  auf  den  ehemals  großfürstlichen  Anteil). 
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als  bei  den  Kramergesellen  vor ,  die  sich  dazu  viel¬ 
leicht  zu  vornehm  dünken  mochten.1)  Jedoch  fehlten  die 
Ratsvertreter  sehr  oft  bei  den  Ein-  und  Ausschreibungen.2) 

Für  Ein-  und  Ausschreibung  hatte  der  Lehrling  Ge¬ 
bühren  zu  entrichten.  Die  Einschreibungsgebühr  betrug 
3  Rthl.  (in  Schleswig  nur  2  Rthl.),  von  denen  1  Rthl.  den 
Beisitzern,  1  Rthl.  den  Älterleuten  und  1  Rthl.  der  Amts¬ 
kasse  zukam.  Außerdem  sollte  der  Lehrbursche  auch  der 
Armen  gedenken,3)  8  ß  hatte  er  endlich  an  das  Zuchthaus 
zu  Neumünster  zu  zahlen.4)  Oft  mag  der  Lehrherr  für 
seinen  Jungen  die  Gebühren  bezahlt  haben.5)  Im  17.  Jh. 
scheinen  sich  die  Jungen  sogar  geweigert  zu  haben,  die 
Kosten  selbst  zu  tragen.6)  Zwar  bestimmten  die  Amts¬ 
artikel  von  1635  nichts  über  eine  Ausschreibungsgebühr, 
jedoch  hinderte  das  nicht,  daß  man  die  Gelegenheit  wahr¬ 
nahm,  für  das  Wohl  der  Kasse  zu  sorgen.  Es  war  eine 
willkürliche  Festsetzung  der  Kompagnie.  Für  das  Aus- 


x)  Anscheinend  haben  sich  die  Lehrlinge  und  Gesellen  der  Kauf- 
leute  auch  sonst  besser  betragen  als  die  der  Handwerker;  nur  gegen 
letztere  erließen  nämlich  am  2.  Dez.  1768  Bürgermeister  und  Rat  den 
Befehl,  nachts  Ruhe  zu  halten,  keine  Studentenlieder  zu  singen  und 
dergleichen  mehr.  Stadtarchiv  Kiel  1000. 

2)  Kr.  A.  VIII,  136  und  Kr.  A.  I  u.  II.  Ihre  Gegenwart  wurde 
durch  Verfügung  von  1782  (Chron.  Slg.  No.  25)  allgemein  in  Kiel  wieder 
eingeschärft,  dann  nochmals  1830.  —  vgl.  Sy.  Slg.  Bd.  VI,  S.  82. 

3)  Artikel  4.  »auch  den  Armen  eine  Zusteuer,  jedoch  nach  eines 
jeglichen  Vermögen,  aus  gutem  freiem  Willen.«  Ebenso  in  allen  Kra¬ 
merkompagnien  der  Provinz. 

4)  Verordnung  vom  17.  Oct.  1766.  In  den  Ämtern  hatte  der  Lehr- 
bursclie  nur  4  ß,  in  Städten  und  Flecken  6  ß,  in  Kiel  aber  8  ß  zu  zahlen. 
Sy.  Slg.  VI,  S.  83.  —  Die  Rechnungen  enthalten  die  Belege  für  diese 
Zahlungen.  Kr.  A.  XIII,  XIV,  XV. 

5)  »Sein  Herr  für  selben  gebührend  gezahlet«  sehr  häufig.  Kr. 

A.  I. 

6)  1670  wird  die  bisherige  Unterlassung  des  Einschreibens  auch 
dadurch  erklärt,  daß  man  von  den  Jungen  sagt:  »zu  geschweigen,  daß 
sie  auch  etwan  die  Unkosten  erheuren  wollen«.  Kr.  A.  I.  —  1749 
werden  außer  diesen  Kosten  noch  8  ß  für  den  Kramerboten  erwähnt. 
Kr.  A.  I,  S.  118. 
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schreiben  wurde  1  Rthl.  gezahlt.1)  Das  Zahlen  der  Ge¬ 
bühren  war  die  Hauptsache.2)  Auch  die  Söhne  der  im 
Amte  Befindlichen  bezahlten  die  Gebühren,3)  während  andere 
Kramerkompagnien  auch  hierin  die  Familienangehörigen  der 
Genossen  begünstigten.4) 


c.  Lehrzeit. 

Durch  diese  Verpflichtungen  zu  Einzeichnungen  in  das 
Amtsbuch  sicherte  sich  die  Kompagnie  die  Beaufsichtigung 
des  Lehrlingswesens.  Man  wollte  vor  allem  eine  zu  kurze 
Dauer  der  Lehrzeit  verhüten.  Diese  mußte  mindestens 
6  Jahre  betragen,5)  konnte  aber  beliebig  verlängert  werden.6) 
Durch  diese  Forderung  einer  hohen  Lehrzeit  wollte  man 
den  Zudrang  zum  Kaui'mannsstande  einschränken.  Auch 
hatte  man  ja  gerade  von  den  letzten  Lehrjahren  den  größten 
Nutzen  von  dem  Lehrjungen.  Eine  siebenjährige  Lehrzeit 
war  daher  fast  ebenso  häufig  wie  eine  sechsjährige,7)  auch 


x)  Kr.  A.  I.  Kr.  A.  II.  —  In  Rendsburg  betrug  die  Ausschrei¬ 
bungsgebühr  sogar  6  Rthl.  (Artikel  11). 

2)  Die  Angaben  des  Amtsbuches  und  der  Rechnungen  stimmen 
nicht  überein.  Nach  den  Rechnungen  müßten  oft  eine  größere  Zahl 
eingeschrieben  sein:  Kr.  A.  XIII  (=  Rechnungen)  hat  für  1756:  4  Ein 
tragungen,  Kr.  A.  I  nur  3;  1758:  10  gegen  8,  1801:  5  gegen  2  (Kr.  A. 
XIV  und  II),  1823:  4  gegen  3  (Kr.  A.  XV  und  II)  und  andere  Unregel¬ 
mäßigkeiten  mehr. 

3)  Kr.  A.  I,  76,  197  u.  a.  Bisweilen  fehlt  allerdings  auch  eine 
Angabe  der  Gebühren  (Kr.  A.  I,  29),  was  aber  nicht  nur  allein  bei 
Kramersöhnen  vorkommt. 

4)  Artikel  11  der  Itzehoer  Kompagnie  verlangt  von  Kramersöhnen 
nur  eine  Abgabe  an  die  Armen  l  $,  und  8  ß  dem  Schreiber. 

5)  Artikel  4. 

6)  Artikel  5.  —  Kam  ein  Junge  von  auswärts,  und  hatte  er  schon 
anderswo  gedient,  so  durfte  der  Kieler  Kramer  ihn  nur  dann  annehmen, 
wenn  er  die  noch  fehlende  Lehrzeit  bei  seinem  neuen  Lehrherrn  aus¬ 
diente.  (Artikel  9).  Auch  in  Schleswig  forderte  die  Kramerkompagnie 
6  Lehrjahre  (Artikel  19  der  Rolle  von  1734),  ebenso  in  Rendsburg 
(Artikel  3),  Glückstadt  (Artikel  2),  Itzehoe  (Artikel  2). 

7)  Eine  Dienstzeit  von  7  Jahren  z.  B.  Kr.  A.  I,  S.  29,  31,  32,  33, 
43—46  u.  a.  m. 
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eine  solche  von  8  Jahren  war  gar  nicht  so  selten,1)  ver¬ 
einzelt  kam  sogar  eine  von  9  Jahren  vor.2)  Durch  die 
herzoglichen  Befreiungen  von  der  Beibringung  eines  zunft- 
und  innungsgeinäßen  Lehrbriefes  im  Ausgang  des  18.  und 
vor  allem  im  19.  Jh.  sank  dann  die  Dienstzeit  ganz  von 
selbst,  oft  auf  5  Jahre  herab,3)  so  daß  die  Kompagnie  es 
1829  für  nötig  hielt  zu  beschließen,  daß  die  Lehrzeit  zum 
wenigsten  4  Jahre  betragen  müsse.4) 

Die  Meistersöhne  hatten  auch  hier  wieder  Vorrechte, 
sie  dienten  meist  nur  6  Jahre.  Aber  auch  anderen  Jungen 
konnte  ein  Teil  der  langen  Lehrzeit  geschenkt  werden.5) 

Da  das  Verhältnis  der  Zunftgenossen  untereinander 
stets  ein  solches  von  Brüdern  sein  sollte,  so  war  es  allgemein 
verboten,  sich  gegenseitig  die  Jungen  »auszuspannen«;  da 
man  zugleich  den  Lehrling  abhängig  behalten  wollte,  so  er¬ 
reichte  man  beides  dadurch,  daß  man  es  verbot,  den  e  n  t- 
1  a  u  f  e  n  e  n  L  e  h  r  j  u  n  g  e  n  eines  anderen  in  Dienst  zu 
nehmen,  bevor  der  Junge  sich  mit  seinem  alten  Herrn 
verglichen  hatte.  Wer  dies  Gebot  übertrat,  büßte  durch 
eine  Geldstrafe.6) 

d.  Gesellenzeit.7) 

Außer  der  langen  Lehrzeit  fordert  das  Amt  noch  eine 
entsprechende  Dienstzeit  als  Gesell.  Niemand  durfte  sofort 


’)  Kr.  A.  I,  S.  7,  13,  26,  33,  41,  46,  50  u.  a.  m. 

2)  Kr.  A.  I,  S.  14  und  S.  51. 

3)  Kr.  A.  II,  S.  157  ff.  Durch  diese  herzoglichen  Dispensationen 
wurde  auch  eine  geringere  Zahl  von  Lehrjahren  für  ausreichend  erklärt. 

4)  Kr.  A.  IV,  S.  258. 

5)  Mehrfach  wurde  dem  Jungen  von  der  Lehrzeit  das  geschenkt 
»was  daran  fehlet.«  Manchmal  schenkte  der  Lehrherr  sogar  2  Jahre 
(Kr.  A.  I,  67,  192,  223),  jedoch  »citra  consequentiam.«  Eine  Witwe 
schenkte  ihrem  Jungen  3  Jahre,  weil  seine  Eltern  ihn  zu  Hause  brauchten 
(Kr.  A.  I,  87).  In  Preußen  stand  es  jedem  Meister  frei  bis  zu  1Js  der 
Lehrzeit  zu  erlassen.  Kohrscheidt,  Vom  Zunftzwang  S.  10. 

6)  Artikel  7.  —  Allgemeines  Zunftgebot.  Ebenso  z.  B.  in  der 
Lübecker  Krämerrolle  von  1573.  Wehrmann,  S.  280.  —  Rendsburger 
Artikel  von  1701  (Artikel  13),  Itzehoer  Artikel  von  1730  (Artikel  12). 

7)  Artikel  6. 
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nach  geendigten  Lehrjahren  einen  Laden  eröffnen.  Ursprüng¬ 
lich  forderte  die  Kieler  Kramerkompagnie  eine  Gesellenzeit 
von  4  Jahren1 *)  die  bei  einem  Mitgliede  der  Kompagnie  ab¬ 
gedient  sein  mußten;  ob  dieses  bei  dem  alten  Lehrherrn 
oder  bei  einem  anderen  Mitgliede  der  Zunft  geschah,  war 
gleich.  Jedenfalls  aber  suchte  man  den  Ausgelernten  (wie. den 
Lehrjungen)  beim  Amte  zu  halten,  und  zwar  dadurch,  daß 
man  solchen  bei  späterer  Aufnahme  ein  etwas  niedrigeres 
Eintrittsgeld  bewilligte.-)  Dadurch  suchte  man  also  die  etwaige 
Kieler  Konkurrenz  zu  treffen.  1819  wurde  dieser  Zwang, 
daß  der  Aufzunehmende  die  4  Gesellenjahre  bei  einem 
Mitglied  abgedient  haben  mußte,  von  Friedrich  VI.  beseitigt.3) 

Auch  diese  Gesellen jahre  konnten  vom  Amte  »nach  Ge¬ 
legenheit  gemindert  werden«4),  eine  Bestimmung,  von  der 
man  natürlich  am  meisten  dann  Gebrauch  machte,  wenn 
der  betreffende  eine  Tochter  oder  Witwe  eines  Kramers 
oder  Gewandschneiders  zu  heiraten  beabsichtigte.  Nach  der 
Bestimmung  der  Rolle  von  1G35  sollte  diese  Vergünstigung 
sogar  nur  in  diesem  Falle  eintreten.  Sie  trat  verschiedent¬ 
lich  in  Kraft.5)  Die  Befreiungen  von  der  Beibringung  eines 
zunftmäßigen  Lehrbriefes,  die  der  Herzog  erteilte,  befreiten 


l)  »Gesell«  heißt  es  noch  in  der  Rolle  von  1035.  Außerdem  kommt 
die  Bezeichnung  »Handlungsdiener«  und  »Ladendiener«  oft  in  den  Akten 
vor.  1823  tritt  zum  ersten  Mal  das  schreckliche  Wort  »Comis«  auf 
(Kr.  A.  II,  103),  das  sich  in  der  Umgangssprache  mehr  und  mehr  durch¬ 
setzt,  von  1840  an  auch  in  den  Ausschreibungen  auf  tritt,  während  die 
Schriftstücke  der  Regierung  noch  weiter  von  den  » Gesellen jahren«  reden. 
Christian  VIII.  befreit  1844  zum  1.  Male  von  den  »zünftigen  Commis¬ 
jahren«  Kr.  A.  VII,  284.  —  Ein  besonderer  Verband  der  Gesellen  und 
Lehrjungen  hat  offenbar  nicht  bestanden. 

Ein  solcher  zahlte  50—60  Rthl.,  während  der,  der  auswärts  ge¬ 
lernt  hatte  ein  höheres  Eintrittsgeld  zahlte.  Vgl.  oben.  Stadtarchiv 
Kiel  1760. 

3)  Stadtarchiv  Kiel  2418  und  Kr.  A.  IV.  Die  Schleswigsche 
Kompagnie  forderte  von  vornherein  nur  »2  Gesellenjahre  oder  6—8  Rthl.«(!) 
(Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  B  XIX,  3.  No.  247);  desgleichen 
die  Rendsburger  Kompagnie  nur  2  Jahre. 

4)  Artikel  6. 

5)  Kr.  A.  I.  —  Das  erlaubte  für  solchen  Fall  auch  Artikel  12  der 
Rendsburger  Satzung. 
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vor  allem  auch  von  dem  Zwang,  die  4  Gesellenjahre  nach¬ 
zuweisen,  wenn  man  von  der  Kompagnie  aufgenommen 
werden  wollte.  Selbstverständlich  nutzte  man  diese  Möglich¬ 
keit  einer  Zeitersparnis  in  weitem  Umfang  aus.1)  Der 
Landesherr  machte  dieses  Mittel  der  Zunft  zur  Einschränkung 
des  Zudrangs  zum  Kleinhandel  tatsächlich  auf  diese  Weise 
unwirksam2) 

e.  Zahl  der  Jungen  und  Gesellen. 

Die  Kramerkompagnie  kannte  keine  Beschränkung  in 
der  Zahl  der  Lehrjungen  und  Gesellen  wie  sie  bei  anderen 
Ämtern  vorkam,  um  die  Konkurrenz  unter  den  Zunftmit¬ 
gliedern  in  gewissen  Schranken  zu  halten  und  die  weniger 
Leistungsfähigen  vor  den  Kapitalkräftigeren  zu  schützen. 
Vielleicht  waren  die  Reicheren  unter  den  Kramern  und  Ge- 
wandschueidern  für  eine  solche  Selbstfesselung  nicht  zu 
haben.  Übrigens  verbot  sieh  eine  beliebige  Steigerung  in  der 
Zahl  bei  den  beschränkten  Kieler  Verhältnissen  zu  dieser 
Zeit  von  selbst.  Die  meisten  Mitglieder  hatten  nur  einen 
Lehrjungen  und  dazu  einen  oder  gar  keinen  Gesellen.  Besser 
gestellte  Kramer  hatten  auch  wohl  2  Lehrknaben  neben 
einem  Gesellen.3)  Ob  auch  mehrere  Gesellen  in  einem  Laden 
tätig  waren,  ist  nicht  nachweisbar,  es  dürfte  kaum  wahr¬ 
scheinlich  sein. 

3.  Der  Zunft  Vorstand 

a.  Wahl  und  Bestätigung. 

Den  Vorstand  des  Amtes  bildeten  zwei4)  Älterleute5), 


x)  Vgl.  die  Übersicht  über  die  erteilten  Befreiungen  im  Anhang. 

*)  Außerdem  wurde  noch  bei  der  Bestätigung  der  Artikel  von  1819 
der  Zwang,  daß  diese  4  Gesellenjahre  bei  einem  Mitgliede  der  Kom¬ 
pagnie  abgedient  sein  mußten,  ausdrücklich  beseitigt.  Stadtarchiv 
Kiel  1760. 

8)  Kr.  A.  I,  55,  69,  64,  86,  185  u.  a.  m. 

*)  Einigemale  hatte  nur  ein  Ältermann  die  Leitung;  vgl.  die  Liste 
der  Älterleute.  In  Glückstadt,  Rendsburg,  Itzehoe,  Schleswig  waren 
ebenfalls  2  Älterleute  die  Leiter  des  Amtes. 

5)  Bei  der  Kieler  Kramerkompagnie  ist  nur  »Ältermann«  und 
»Älterleute«  gebräuchlich  zur  Bezeichnung  des  Zunftvorstandes. 
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die  von  den  Mitgliedern  aus  ihrer  Mitte,  der  Reihenfolge 
ihres  Eintritts  in  die  Zunft  entsprechend,')  gewählt2)  wurden. 
Augenscheinlich  haben  die  Mitglieder  auch  die  ersten  Älter¬ 
leute  im  Jahre  1635  seihst  gewählt,  obgleich  Artikel  1  der 
Amtsrolle  von  einem  »Verordnen«  der  Älterleute  redet.3) 
Öffentlich  legten  die  neuen  Älterleute  den  Eid  auf  die  Zunft¬ 
verfassung  ab,4)  später  trat  an  Stelle  des  förmlichen  Eides 
der  Handschlag  an  Eides  statt.0)  Dadurch  versprachen  die 
Älterleute  ihre  Pflichten  treu  zu  erfüllen  und  wurden  dann 
von  der  Behörde  anerkannt.  Jedoch  meldeten  sich  die  neuen 
Älterleute  durchaus  nicht  immer  aus  eigenem  Antrieb  beim 
Magistrate,  sodaß  es  erst  einer  Aufforderung  des  Rates  be¬ 
durfte,  dieser  Pflicht  nachzukommen  und  die  Bestätigung 
einzuholen.6) 


b.  Amtsdaue  r. 

Gewählt  wurden  die  Älterleute  auf  Lebenszeit.  Der 


Kieler  Rat  hatte  schon  15‘^ö  allgemein  für  alle  Zunft- 


*)  »Sowie  selbe  nach  der  Ordnung  folgen  und  recipiert  worden«. 
Seit  1792  wurden  dann  meist  die  3  ältesten  Mitglieder  zur  Wahl  gestellt. 
Kr.  A.  II. 

2)  Es  gab  anderswo  auch  geloste  Älterleute,  so  bei  den  Gewand¬ 
schneidern  in  Köln,  wo  sie  auf  1  Jahr  durch  Los  bestimmt  wurden 
(Mone,  Bd.  15.  S.  22  §  17),  ebenso  wurden  in  Lübeck  die  4  Älterleute 
am  »Lateltage«  erlöst,  auch  mit  einjähriger  Amtsdauer.  (Wehrmann  S.  89). 
Bisweilen  ernannte  der  Rat  den  Vorstand;  1525  nahm  der  Kieler  Rat 
den  Ämtern  das  Recht,  die  Älterleute  selbst  zu  wählen  (Mitt.  XXIV,  30). 

8)  daß  ihnen  »auch  zwei  ihres  Mittels  zu  Älterleuten,  so  nach- 
gehends  benennet  werden  können,  verordnet  werden«.  Kr.  A.  I. 


4)  Kr.  A.  I. 

5)  Kr.  A.  II. 


6;  Anzeige  der  Wahl  der  Älterleute  z.  B  Prot.  Civ.  1675,  1681. — 
Der  Magistrat  machte  1793  der  Kompagnie  den  Vorwurf,  daß  er  nicht 
wisse,  wer  die  neuen  Älterleute  seien,  sie  möchte  darüber  schriftlich  be¬ 
richten,  dann  solle  die  Bestätigung  erfolgen.  l)ie  Kompagnie  erklärte 
stolz,  aber  nicht  mit  Recht,  daß  sie  »die  Wahl  eines  Ältermanns  niemals 
angezeigt,  sondern  stets  eine  freie  Wahl  gehabt  hätte  und  sich  dadurch 
von  andern  Zünften  gleichsam  distinguiret,  indeß  wann  wir  die  Morgen¬ 
sprache  bei  uns  hätten,  sie  Ihnen  dieses  sodann  schon  anzeigen  würden.« 
Vgl.  oben. 


0109477 


Oh  iHfc  ^nui"-n  - 

OF  latter-day  saints 


52 


Vorstände  die  lebenslängliche  Amtszeit  bestimmt.1)  Die 
Kramerartikel  von  1635  entbehrten  eine  entsprechende  Be¬ 
stimmung.  Tatsächlich  bekleidete  der  Altermann  sein  Amt 
solange,  bis  ihn  der  Tod  dessen  enthob,  oder  bis  er  sein 
Amt  niederlegte.  Ein  Zwang,  das  Amt  zu  übernehmen, 
bestand  nicht.2)  Es  war  keineswegs  so,  daß  der  eme  Alter- 
manu  ein  Gewandschneider  (Ellenwarenhändler)  und  der 
ander  ein  Kramer  (Gewürz Warenhändler)  sein  mußte,  wie 
man  vielleicht  vermuten  könnte.3)  Als  Entschädigung 
für  ihre  Mühen,  für  das  Opfer  an  Zeit  und  Geld,  das  die 
Älterleute  brachten,  flössen  ihnen  gewisse  Gebühren  zu.4) 

c.  Tätigkeit. 

Die  Tätigkeit  der  Älterleute  bestand  darin,  lur  Auf¬ 
rechterhaltung  aller  Bestimmungen  der  Artikel  Sorge  zu  tragen, 
also  das  Ein-  und  Ausschreiben  der  Lehrlinge  zu  besorgen, 
die  Versammlungen  zu  leiten,  die  Zunftlade5)  mit  den 
Schriftsachen,  dem  Zunftsiegel6)  und  dem  Bargeld  zu  ver- 


*)  Mitt.  XXIV,  S.  30.  —  Bei  der  Kramerkompagnie  zu  Schleswig 
war  nur  eine  zweijährige  Amtsdauer;  hier  werden  auch  die  Beisitzer 
(Assessores)  von  den  Kompagniegenossen  aus  eigener  Mitte  gewählt.  Kgl. 
Staatsarchiv  Schleswig  B.  XX,  8,  No.  247. 

8)  So  schlugen  z.  B.  1771  Lembcke  und  Lncas,  1792  Plötschau  die 
Würde  aus.  Kr.  A.  II. 

3)  Ein  darauf  hinzielender  Vorschlag  wurde  1792  abgelehnt.  Kr.  A,II. 

4)  Für  Einschreibung  eines  Lehr  jungen  erhielt  jeder  V«  Rthl., 
ebenso  zahlte  der  Neueintretende  jedem  Ältermann  1  Rthl.  Vgl.  oben 
Aufnahmegebühren  und  Gebühren  bei  Ein-  und  Ausschreibungen. 

5)  1690  wird  eine  neue  Lade  angeschafft  zum  Preise  von  15$.  Kr. 

A.  XII,  S.  90.  1745  abermals  eine  zu  9  $.  Kr.  A.  XIII,  S.  99. 

6)  Das  Zunftsiegel  war  das  Zeichen  der  Selbständigkeit  der  Zunft. 
Es  galt  als  harte  Strafe,  wenn  man  es  verlor.  (Vgl.  Karl  Werner,  ur¬ 
kundliche  Geschichte  der  Iglauer  Tuchmacherzunft  L.  1861.  S.  35  f.)  1667 
ließ  sich  die  Kompagnie  für  7  $  6  ß  ein  Siegel  anfertigen.  Kr.  A.  XII,  S.  13. 
—  Das  Siegel  zeigt  eine  Hand,  die  eine  Wage  hält,  darüber  ein  kleines 
Wappen  der  Stadt  Kiel;  seine  Form  ist  oval.  Die  Petschaft  ist  im 
Kramerarchiv  nicht  mehr  vorhanden.  Es  scheint,  daß  das  Amt  eine  Zunft¬ 
fahne  oder  ein  Zunftbanner  nicht  besaß ;  erst  1 864  besorgte  die  Kompagnie 
sich,  um  an  einem  Festzug  teilzunehmen  eine  blau-weiß-rote  Fahne. 
(Kr.  A.  II,  311). 
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wahren,  die  Rechnungen  zu  führen,  aber  auch  Maße  und 
Gewichte  zu  beaufsichtigen,  in  Streitsachen  die  Zunft  nach 
außen  zu  vertreten,  kurz,  sie  waren  die  vereidigte  und  ver¬ 
antwortliche  Zunftobrigkeit.  Als  solcher  stand  ihnen  vor 
allem  die  Ausübung  des  wichtigsten  Zunftrechtes  zu,  die 
Ausübung  der  Zunftgerichtsbarkeit. 


a)  Die  Zunftgerichtsbarkeit. 

Sie  äußerte  sich  nach  zwei  Seiten,  einmal  gegenüber 
den  eigenen  Zunftgenossen,  zum  andern  gegen  die  Un¬ 
genossen,  welche  den  Zunftzwang  zu  durchbrechen  suchten. 
Die  erstere  bestand  in  der  Erledigung  von  Streitigkeiten 
unter  den  Mitgliedern,  für  deren  gütliche  Beilegung  auch 
die  Beisitzer  mitzusorgen  hatten,  die  Streitenden  konnten 
zu  einer  Geldstrafe  verurteilt  werden.1)  Schwerwiegende 
Verfehlungen  sollte  das  Amt  dem  Rat  überlassen.  Da 
solche  Streitfälle  bisweilen  zu  weiteren  Appellationen  an  den 
Landesherrn  führen  konnten,  befahl  der  König  1779  dem 
Kieler  Magistrate  auch  solche  »Irrungen  der  Zunft  unter 
sich«  »allemal  summarisch  zu  behandeln«2). 


ß)  Die  Zunftpolizei. 

Wichtiger  war  die  andere  Seite  der  Zunftgerichtsbarkeit,  die 
sich  gegen  die  Ungenossen  wandte.  Die  wirtschaftlichen  Vor¬ 
rechte  einer  jeden  Zunft  erforderten  naturgemäß  eine  Aufsicht, 
die  für  ihre  Aufrechterhaltung  Sorge  trug.  Der  Zunftzwang 
bedurfte  einer  Vollstreckung.  Diese  polizeiliche  Aufsicht 
zur  Durchführung  der  wirtschaftlichen  Herrschaft  stand  der 
Kramerkompagnie  ursprünglich  selbst  zu,  die  sie  durch  ihre 
Älterleute  ausübte.  Wer  ohne  Berechtigung  Gewandschnitt 


9  Artikel  15.  —  1688  wurden  zwei  Mitglieder  wegen  einer  Schlägerei 
zu  einer  Buße  verurteilt,  der  eine  zu  24  1f,  der  andere  zu  15  Kr. 
A.  XII,  111.  Doch  das  war  vereinzelt. 

2)  Stadtarchiv  Kiel  1000.  Vgl.  unten. 


54 


oder  Kramwerk  trieb,  der  wurde  den  »Böhnhasen  gleich- 
geacbtet«  und  als  ein  »Amtsverderber«  verfolgt.1)  Im  17. 
und  18.  Jh.  hat  die  Kompagnie  dieses  »Jagen«  mit  ziemlichem 
Eifer  betrieben.  Die  Alterleute  zogen  den  Kramerboten,  den 
Gerichtsdiener  oder  den  Nachtwächter  zur  Hilfe  heran  und 
nahmen  fremden  Kaufleuten  Waren  fort,  zwangen  diese  so 
zur  Zahlung  eines  Bußgeldes  oder  versteigerten  die  Waren; 
man  scheute  sich  nicht,  selbst  in  die  Wohnungen  derer 
einzudringen,  die  als  Böhnhasen  verdächtigt  waren,  und 
Haussuchungen  zu  veranstalten,  um  auch  die  geringste 
Konkurrenz  zu  verhindern.  Schließlich  sah  sich  der  Herzog 
veranlaßt,  diesem  Unwesen  zu  steuern.  Im  Jahre  1735 
schaffte  Karl  Friedrich  die  Zunftgerichtsbarkeit  der  Kieler 
Kramerkompagnie  ab  und  erteilte  ihr  überdies  für  ihr  unwür¬ 
diges  Treiben  eine  scharfe  Zurechtweisung.  In  Zukunft  sollte 
sie  niemanden  mehr  vor  ihr  Gericht  fordern  (»citiren«)  noch 
jemanden  bestrafen,  bei  500  Rthl.  Strafe ;  alle  Klagen  sollte 
sie  vielmehr  fortan  dem  Commerc  Collegio,  als  der  zustän¬ 
digen  Behörde  unterbreiten  und  sich  ihren  Befehlen  unbedingt 
beugen.  Ungehorsam  gegen  die  Staatsbehörde  sollte  mit 
1000  Rthl.  Buße,  nötigenfalls  sogar  mit  militärischer  Exe¬ 
kution  bestraft  werden.2)  Dadurch  wurde  das  Recht  der 
Selbsthilfe  beseitigt  und  die  Zunft  zur  Anzeige  an  die  zu¬ 
ständige  Behörde  verwiesen.  Zwar  unternahm  die  Kom¬ 
pagnie  auch  noch  nach  1735  Haussuchungen  und  nahm 


!)  Artikel  24.  —  »Bölmhase«.  Das  Wort,  das  im  14.  Jh.  zunächst 
als  Personenname  auf  tritt,  war  eine  ndd.  Scherzbenennung  für  Katze. 
In  der  Heimlichkeit  der  Arbeit  auf  Bühne  oder  Speicher  liegt  das  Ver¬ 
gleichende.  Im  J  6.  Jh.  wurde  es  allgemein  auf  den,  der  heimlich  den  Zunft¬ 
zwang  durchbrach,  angewandt.  F.  Kluge,  Etymologisches  Wörterbuch 
der  deutschen  Sprache.  7.  Aufl.  Straßburg  1910. 

2)  Kr.  A.  IV,  39.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXI, 
950.  Die  auf  den  schwachen  Füßen  des  Selbstlobes  und  allgemeinen 
Phrasen  beruhende  Verteidigungsschrift  der  Kompagnie  fand  beim 
Herzog  keine  Beachtung ;  Karl  Friedrich  machte  den  eigenhändigen  Ver¬ 
merk  :  >Da  das  von  Uns  letzt  abgegebene,  ein  pures  hochfürstliches  Mandat, 
so  in  Untertänigkeit  zu  geleben,  als  passet  sich  in  wendig  suppliciertes 
nicht  anhero.  Kiel  d.  2.  Nov.  1735  Carolus  Friedericus.« 
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Waren  weg,  aber  jetzt  stets  unter  Mitwirkung  von  Rats¬ 
personen.  Zur  Versteigerung  der  weggenommenen  Waren 
holte  sie  jetzt  erst  die  Erlaubnis  des  Landesherrn  ein,  erhielt 
sie  auch  mitunter,1)  wurde  aber  meist  gezwungen,  die  Waren 
zurückzugeben.2)  Auf  Anzeige  der  Kompagnie  erließ  jetzt 
der  Rat  die  Vorladung  vor  das  Niedergericht  und  erledigte 
dort  die  ärgerlichen  Streitigkeiten.2)  Da  man  auch  in  solchen 
Fällen  oft  an  den  Landesherrn  appellierte,  so  bezog  sich  der 
oben  erwähnte  Erlaß  von  1779  vor  allem  auf  diese  Streitig¬ 
keiten,  die  zukünftig  »allemal  summarisch«  behandelt  werden 
sollten  ;3)  jedoch  gab  die  Kramerkompagnie  ihre  oft  weit¬ 
läufigen  Erklärungen  auch  fernerhin  schriftlich  ab  und  be¬ 
gnügte  sich  nicht  mit  einer  mündlichen  Erklärung  vor 
dem  Magistrat.4)  1827  wurden  nochmals  solche  »weit¬ 
läufigen  Prozesse  der  Kramerkompagnien  und  anderer  Zünfte« 
verboten.  Das  willkürliche  Jagen  und  Pfänden  war  end¬ 
gültig  beseitigt,5)  die  Polizeigewalt  der  Zunft  genommen,6) 


1)  Kr.  A.  II.  Kr.  A.  IV.  Kr.  A.  VI. 

2)  Kr.  A.  IV.  Stadtarchiv  Kiel  1744.  Stadtarchiv  Kiel  2416. 
Stadtarchiv  Kiel  2418.  Stadtarchiv  Kiel  1745.  Stadtarchiv  Kiel  11548. 
Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXII,  353. 

3)  »Damit  nun  aller  processualischen  Weitläufigkeit  hei  Sachen 
von  der  Art  fürs  künftige  vorge beuget  werden,  so  wird  dem  Magistrat 
zu  Kiel  hiemit  aufgegeben,  von  nun  an  dergl.  Zunftsachen,  sie  mögen 
Irrungen  der  Zunft  unter  sich,  oder  die  Streitigkeit  eines  Dritten  mit 
derselben  zum  Gegenstand  haben,  allemal  summarisch  zu  behandeln,  als 
welches  derselbe  sich  zur  genauen  Nachachtung  dienen  zu  lassen  hat. 
Gottorff  den  3.  Juni  1779.«  Stadtarchiv  Kiel  1000.  —  Schriftliche  Er¬ 
klärungen  der  Zünfte  verboten  1826.  (Chron.  Slg.  1826,  No.  120).  Aus¬ 
gedehnt  auf  alle  Zünfte  der  Herzogtümer  1827.  Danach  wurden  noch¬ 
mals  die  weitläufigen  Prozesse  der  Kramerkompagnien  und  anderer  Zünfte 
verboten.  Alle  Klagen  über  Eingriffe  in  die  ausschließlichen  Rechte  der 
Zunft  waren  vom  Magistrat  zu  entscheiden.  Schriftliche  Klagen  waren 
nach  §  4  nicht  mehr  zulässig,  eine  Bestimmung,  die  für  Kiel  durch  Er¬ 
klärung  der  Königl.  Schlesw.-Holst.-Lauenburgischen  Kanzlei  von  1830  noch¬ 
mals  eingeschärft  wurde.  Stadtarchiv  Kiel  5900.°  Chron.  Slg.  1827  Nr.  169. 

4)  Stadtarchiv  Kiel  5900. 

5)  Ein  Kanzleipatent  vom  11.  Jan.  1834  verbot  dann  nochmals 
ausdrücklich  das  Jagen  und  Pfänden.  Stadtarchiv  Kiel  5900  und  Chron. 
Slg.  1834  No.  2. 

6)  Eine  Bitte  der  Kompagnie  1820,  daß  es  ihr  zur  Aufrechter- 
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an  Stelle  der  Selbsthilfe  war  die  staatliche  Polizeiaufsicht 
getreten.  Damit  hatte  das  Amt  der  Alterleute  den  größten 
Teil  seiner  Bedeutung  eingebüßt. 


4.  Die  Morgensprache. 

a.  Berufung  der  Morgensprache. 

Die  Versammlungen  der  Zünfte  wurden,  weil  man  sie 
ursprünglich  am  Vormittage  abhielt,  Morgensprachen  genannt. 
Die  Kramerkompagnie  besaß  Versammlungsfreiheit.  Die 
Älterleute  hatten  das  Recht,  die  Morgensprache  zu  jeder 
Zeit  zu  berufen,  wenn  sie  es  für  nötig  hielten1).  Sie  sollten 
aber  mindestens  eine2)  Versammlung  im  Jahre,  und  zwar 
um  Johanni,  abhalten,  eine  Bestimmung,  die  allerdings  nicht 
immer  befolgt  wurde.3)  Das  Aufsichtsrecht  des  Rates  war 
durch  die  Anwesenheit  der  Beisitzer  gewahrt.4) 

h.  Erscheinungs  pflicht  der  Genossen. 

Alle  Mitglieder  waren  zum  Erscheinen  verpflichtet. 
Fehlte  jemand  ohne  genügenden  Grund,  dessen  Stichhaltig¬ 
keit  die  Älterleute  bestimmen  sollten,  so  hatte  er  nach  Ar¬ 
tikel  21  eine  Strafe  von  2  Rthln.  zu  zahlen,  die  zur  Hälfte 


haltuns:  des  Zunftzwanges  gegen  die  Hausierer  erlaubt  sein  möge,  selbst 
einen  Aufsichtsbeamten  zur  Überwachung  des  Bannbezirkes  zu  halten, 
hatte  keine  Aussicht  auf  Erfolg  und  konnte  sie  auch  nicht  haben,  da 
eine  Erfüllung  dieses  Verlangens  ja  die  Erneuerung  der  Selbsthilfe  be¬ 
deutet  hätte.  Kr.  A.  IV,  241  ff. 

*)  Artikel  21.  —  Auch  Ungenossen  konnten  das  Amt  zusammen 
fordern  lassen,  mußten  aber  dann  an  Kompagnie  und  Beisitzer  Gebühren 
zahlen.  Dieser  Fall  kam  nur  einmal  vor,  1680  forderte  ein  Ham¬ 
burger  Kramer  das  Amt  zusammen  und  zahlte  dafür  6  Rthl.  Kr.  A.  XII,  66. 

2)  In  Schleswig  mindestens  2.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig 
B.  XIX,  3.  No.  247. 

3)  Artikel  18.  —  1773  und  1784  fanden  z.  B.  keine  statt,  ebenso 
nicht  1854.  Kr.  A.  II.  Fürs  19.  Jh.  vgl.  unten.  —  1771  hielt  die  Ver¬ 
sammlung  es  für  nötig,  nochmals  ausdrücklich  zu  beschließen  »alle 
Johannis  künftig  zusammen  zu  kommen«.  Kr.  A.  I,  190. 

4)  Vgl.  oben. 
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der  Kasse,  zur  Hälfte  den  Beisitzern  zukommen  sollte.  Ähn¬ 
liche  Bestimmungen  finden  sich  in  vielen  anderen  Zunft¬ 
rollen.1)  In  Wirklichkeit  aber  sah  es  mit  dieser  Pflicht 
zum  Erscheinen  und  der  Bestrafung  bei  Nichtkommen  ganz 
anders  aus.  Selten  waren  alle  Mitglieder  anwesend.  Manche 
Versammlungen  mußten  verschoben  werden,  weil  sie  zu 
schwach  besucht  waren,2 3)  ohne  daß  die  Fehlenden  bestraft 
worden  wären.  Anstatt  die  Nichterschienenen  mit  einer 
Geldstrafe  zu  bestrafen,  wie  es  den  Artikeln  entsprochen 
hätte,  begnügte  man  sich  damit,  ihnen  mit  einer  solchen 
zu  drohen,  wenn  sie  beim  nächsten  Male  nicht  erscheinen 
würden.8)  Da  die  Morgensprache  dazu  berufen  war,  die 
unmittelbaren  Lebensinteressen  der  in  der  Kompagnie  ver¬ 
einten  Kramer  und  Gewandschneider  zu  vertreten,  so  war 
das  Erscheinen  eigentlich  das  Selbstverständlichste  von  der 
der  Welt.  Welches  sind  die  Gründe  für  eine  so  geringe 
Anteilnahme  am  Zunftleben  ?  Vertraute  man  den  gewählten 
Älterleuten  rückhaltlos  die  Vertretung  der  wirtschaftlichen 
Lebensfragen  an,  da  ja  deren  eigene  Interessen  mit  denen 
der  Mitglieder  zusammenfielen?  Kam  man  auch  sonst  zu¬ 
sammen  und  besprach  das  gemeinsame  Erfordernis?  Beides 
ist  wahrscheinlich.  Doch  dazu  kommt  noch  ein  Drittes.  Man 
sah,  wie  ein  wirtschaftliches  Vorrecht  der  Kompagnie  nach 
dem  andern  vom  Landesherrn  beseitigt  oder  gebrochen 
wurde,  und  mit  dieser  Einsicht  mußte  die  Anteilnahme  am 
Zunftleben  erlahmen.  So  entzog  man  sich  Ende  des  18.  Jhs. 
den  Versammlungen,  in  denen  mancher  eine  unnötige  Last 
erblicken  mochte,  gab  wohl  noch  ausdrücklich  die  Versiche¬ 
rung,  daß  man  alles,  was  beschlossen  würde,  billige.4)  Es 


*)  Vgl.  z.  B.  Lübecker  Kramerrolle  von  1573  (Wehrmann,  S.  278), 
wo  sich  sogar  die  Bestimmung  findet  »und  de  olderlude  scholen  dubbelth 
gelden.«  —  In  Schleswig  mußte  der  Fehlende  6  ß  zahlen.  Königliches 
Staatsarchiv  Schleswig  B.  XIX,  2.  247. 

2)  Z.  B.  1750  (Kr.  A.  I.  107),  1793  (Kr.  A.  II,  6),  1799  (Kr.  A.II 
S.  45).  1793  waren  sogar  von  28  Mitgliedern  nur  9  anwesend. 

3)  Kr.  A.  I,  107. 

4)  Kr.  A.  I,  S.  226. 
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ist  daher  garnicht  verwunderlich,  daß  man  im  19.  Jh.  oft 
die  bequemere  Art  der  Abstimmung  durch  Rundschreiben 
den  zeitraubenden  Versammlungen  vorzog.1) 

c.  Stimmrecht  auf  der  Morgensprache. 

Stimmrecht  hatte  jedes  von  der  Kompagnie  förm¬ 
lich  aufgenommene  Mitglied.  Ausgeschlossen  davon  waren 
also,  abgesehen  von  Lehrjungen  und  Gesellen,  auch  diejenigen, 
welche  sich  mit  der  Kompagnie  abgefunden,  d.  h.  durch 
Zahlung  einer  Geldsumme  vom  Amte  das  Recht  empfangen 
hatten,  einen  offenen  Laden  zu  halten.2)  Durch  Beschluß 
von  1786  und  1793  wurden  dann  die  Mitglieder,  die  ihr 
Geschäft  niedergelegt  hatten,  von  den  Versammlungen  aus¬ 
geschlossen  ;3)  man  versagte  also  ihnen  die  Rechte  ordent¬ 
licher  Mitglieder;  nur  bei  Ausgaben  für  Lustbarkeiten  ge¬ 
währte  man  ihnen  auch  weiterhin  Stimmrecht.  Eine  be¬ 
sondere  Stellung  nahmen  die  Witwen  der  Mitglieder  ein. 
Die  Kompagnie  gewährte  ihnen  die  Weiterführung  des  Ge¬ 
schäftes  ihres  verstorbenen  Gatten.4)  Auf  den  Versammlungen 
hatten  sie  jedoch  kein  Stimmrecht.  Erst  im  19.  Jh.  wurde 
den  Witwen  bei  Beratungen  über  Kapitalsanlagen  erlaubt, 
ihre  Stimme  durch  ein  männliches  Mitglied  abzugeben.5) 


d.  Ort  der  Morgen  spräche. 

Abgehalten  wurden  die  Morgensprachen  anfangs  in 
der  Nikolaikirche6),  später  aber  meist  in  dem  Hause  eines 
Altermanns,  der  genügend  Raum  hatte.  Ein  eigenes  Amts¬ 
haus  besaß  die  Kompagnie  nicht.  Im  19.  Jh.  wurde  es 
notwendig,  wegen  des  Anwachsens  der  Mitgliederzahl,  in 


l)  Kr.  A.  III. 

*)  Vgl.  unten. 

8)  »Ihnen  nicht  eher  wieder  ansagen  zu  lassen,  bis  sie  sich  wieder 

erholt  und  eine  offene  Bilde  angelegt  und  Handlung  betrieben.«  Kr.  A. 
I,  255  und  Kr.  A.  II,  7.  4)  Artikel  22. 

5)  Kr.  A.  II,  194.  Kr.  A.  III,  5. 

6)  1635  und  1672  wird  ausdrücklich  die  Kirche  erwähnt.  Kr.  A.  I. 
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ein  Gasthaus  zu  gehen.1)  Vereinzelt  versammelte  man  sich 
auch  im  Rathaus.2) 

e.  Leitung  der  Morgensprache. 

Die  Leitung  der  Morgensprache  lag  in  den  Händen 
der  Alterleute,  die  auch  meist  den  Bericht  über  die  Be¬ 
schlüsse  der  Versammlung  abfaßten.  Eine  Zeitlang  besorgte 
dies  der  Rechtsbeistand  der  Kompagnie,  der  Advokat 
Benisch.3)  Nach  der  Wiedereinführung  der  Morgensprachs¬ 
herren  (1794)  übernahmen  dann  diese  die  Einzeichnungen 
ins  Amtsbuch,  falls  sie  den  Morgensprachen  beiwohnten.4) 

f.  Verhalten  der  Genossen. 

Das  Verhalten  und  Betragen  der  Genossen  auf  den 
Zusammenkünften  war  gesetzlich  geregelt.  Niemand  sollte 
den  Genossen  »mit  Worten  oder  Werken«  beleidigen.  Wer 
gegen  dies  Gebot  verstieß,  der  wurde  zu  einer  Buße  ver¬ 
urteilt,  die  die  Morgensprache  gemeinsam  mit  den  Älter¬ 
leuten  und  Beisitzern  bestimmte;  doch  ist  solcher  Verstoß 
gegen  die  guten  Sitten  eine  Ausnahme.5) 

g.  Bedeutung  der  Morgensprache. 

Zu  Beginn  jeder  Versammlung  sollte  der  Artikels¬ 
brief  verlesen  werden,  damit  die  Mitglieder  auch  wußten, 
welche  Rechte  und  welche  Pflichten  sie  hatten.6)  Darüber 


x)  Besonders  seit  1852  wird  mehrfach  das  Gasthaus  zur  Börse  (von 
0.  Göttsch)  genannt.  Kr.  A.  II. 

2)  Kr.  A.  III. 

8)  Auf  Beschluß  des  Amtes  von  1750.  Kr.  A.  I,  S.  107. 

4)  Zum  letzten  Male  tat  dies  1867  der  Senator  Bachmann.  Kr. 

A.  II,  S.  331. 

5)  Artikel  18  und  23.  —  In  den  zwei  Fällen,  die  erwähnt  werden 
(es  handelte  sich  übrigens  um  die  gleichen  Mitglieder),  zahlte  1688  der 
eine  5,  der  andre  8  Rtlil.  wegen  einer  Schlägerei;  1695  der  eine  3,  der 
andere  6  Rthl.  an  die  Kasse  und  jeder  noch  2  Rtlil.  an  die  Beisitzer. 
Kr.  A.  I,  24  und  XII,  111.  —  In  der  Schleswiger  Kompagnie  zahlte  der, 
der  einen  Genossen  beleidigte,  1— 4  $.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig 

B.  XIX,  2.  No.  247. 

6)  Artikel  18. 
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war  durchaus  nicht  jeder  unterrichtet.1)  So  notwendig  eine 
solche  Verlesung  auch  sein  mochte,  man  unterließ  sie,  weil 
man  darin  wahrscheinlich  eine  unnötige  und  vor  allem 
lästige  Verlängerung  der  Versammlung  erblickte.  Man  ver¬ 
legte  sie  daher  auf  besonders  feierliche  Versammlungen. 
Und  da  die  Privilegien  noch  dazu  durch  landesfürstliche 
Verordnungen  immer  mehr  an  Inhalt  einbüßten,  so  verlor 
auch  ihre  Verlesung  an  praktischen  Wert. 

Bei  der  Versammlung  der  Vollgenossen  lag  die  oberste 
Zunftgewalt.  Man  beriet  auf  den  Morgensprachen  über  das 
wirtschaftliche  Wohl  der  Mitglieder,  über  die  Maßregeln, 
die  man  zum  Schutz  der  gemeinsamen  Interessen  gegen 
Konkurrenz  ergreifen  sollte.2)  Der  Gedanke,  daß  man  auch 
auf  das  Wohl  der  Konsumenten  bedacht  sein  müsse,  trat 
völlig  zurück  hinter  das  Bestreben,  den  Kleinhandel  nach 
Möglichkeit  als  wichtiges  Vorrecht  auszubeuten,  er  ging 
unter  in  einer  selbstsüchtigen  Interessenpolitik.  Das  Wohl 
der  Allgemeinheit  wurde  nur  dann  wahrgenommen,  wenn 
es  mit  dem  eigenen  Hand  in  Hand  ging. 

Jede  Zunft  war  aber  nicht  nur  ein  wirtschaftlicher, 
sondern  auch  ein  geselliger  Verband.  Oft  genug  vereinte  man 
sich  zu  festlichen  Veranstaltungen,  bei  denen  es  bisweilen 
hoch  herging.  Schon  die  Verhandlungen  bei  den  ordentlichen 
Morgensprachen  suchte  man  sich  dadurch  angenehmer  und 
wohlschmeckender  zu  gestalten,  daß  man  sich  auf  Kosten 
der  Amtskasse  gütlich  tat  au  Wein,  Kaffee,  Tee,  Konfekt, 
Ingwer  u.  a.  m.  Auch  im  19.  Jh.  behielt  man  diese  Sitte 
bei;  ein  im  Jahre  1831  angeregter  Meinungsaustausch  über 
die  etwaige  Abschaffung  dieser  Gewohnheit  »bei  den  ge¬ 
wöhnlichen  Zusammenkünften«  war  zwar  lebhaft  und  ent¬ 
behrte  nicht  des  Humors,  war  aber  sonst  erfolglos.3)  »Kleinere 


1)  1793  wurde  aus  Anlaß  der  Wiedereinführung  der  Morgensprachs¬ 
herren  die  Rolle  verlesen,  »denn  unter  den  Mitgliedern  sind  verschiedene 
darunter,  die  unsere  Rechte  noch  gar  nicht  kennen  und  wie  wir  dazu 
gelanget  sind.«  Kr.  IV,  201.  —  Bezeichnend  ist,  daß  nur  von  den  Rechten 
und  nicht  von  den  Pflichten  die  Rede  ist. 

2)  Kr.  A.  I,  Kr.  A.  II. 

8)  Kr.  A.  V,  S.  406  ff. 
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Gastereien«,  auf  denen  eine  Bewirtung  »mit  kalter  Küche 
und  Wein«  stattfand,  kamen  häufiger  vor.1)  Größere  Feste 
waren  nicht  so  zahlreich.  Die  erwähnenswertesten  waren 
die  Feste  von  1793  anläßlich  der  feierlichen  Wiedereinführung 
der  Morgensprachsherren2)  und  von  1762.  In  diesem  Jahre 
bestieg  der  Großfürst  Peter  den  russischen  Kaiserthron,  ein 
Ereignis  von  größter  Bedeutung  für  die  Stadt  Kiel.  Das 
Fest  der  Kompagnie  entbehrte  nicht  ganz  aller  künstlerischen 
Form.  In  lebenden  Bildern  wurden  die  Beziehungen  des 
Handels  zum  Fürsten  dargestellt.  Ein  Glückwunschschreiben, 
das  vor  allem  die  Bitte  um  Einrichtung  eines  Kiel  mit 
Petersburg  verbindenden  Paketboot  enthielt,  brachte  dem 
neuen  Kaiser  die  Huldigung  dar.3) 

5.  Das  Rechnungswesen. 

a.  Rechnungsführuu  g. 

Die  Selbstverwaltung  der  Kramerkompagnie  war  wenig 
beschränkt.  Das  galt  besonders  hinsichtlich  der  Verwaltung 
des  Zunftvermögens,  die  von  der  Kieler  Kramerkompagnie 
stets  selbständig  ausgeübt  wurde.  Das  rührte  vor  allem 
von  dem  Umstande  her,  daß  das  Amt  nicht  nur  nicht  ver¬ 
schuldet  war,  sondern  ein  immer  wachsendes  Vermögen  sein 
Eigen  nannte.  Hier  blieb  die  Kramerzunft  vor  den  Ein- 
griffen  des  Landesherrn  bewahrt.4)  Führung  des  Rechnungs- 


!)  z.  B.  1759  (Kr.  A.  I,  157),  1758  (Kr.  A.  I,  142),  1794  (Kr.  A. 
II,  113).  Vgl.  auch  das  Rechnungswesen. 

2)  Kr.  A.  IV,  201. 

8)  Kr.  A.  IV,  109  ff.  —  Vgl.  Rechnungswesen. 

4)  Es  kam  im  17.  und  18.  Jh.  auch  vor,  daß  die  Rechnungen 
jährlich  der  Landesbehörde  zum  Zwecke  der  Beaufsichtigung  eingesandt 
wurden,  z.  B.  in  Mülheim  a.  Rhein.  (Fr.  Cramer,  Gewerbe,  Handel  und 
Verkehrswesen  der  Freiheit  Mülheim  a.  Rh.  im  18.  Jh.  Diss.  1908.  S.  6). 
—  Ein  landesherrlicher  Erlaß  von  1778,  der  das  Schuldenmachen  der 
Zünfte  an  die  Genehmigung  der  Morgensprachsherren  knüpfte  u.  s.  w. 
hatte  für  die  Kompagnie  keine  praktische  Bedeutung,  diese  Beschränkung 
war  nur  theoretisch.  Stadtarchiv  Kiel  1000.  Die  einzige  Beschränkung 
in  der  Selbstverwaltung  des  Vermögens  ist  erst  spät  eingetreten,  nämlich 
1865.  Damals  weigerte  sich  die  Landesregierung,  ihre  Genehmigung  zur 
Verbindung  einer  Vorschußkasse  mit  der  Totenkasse  zu  geben.  Kr.  A. 
V,  316.  - 
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wesens  war  Aufgabe  der  Älterleute.  Diese  hatten  das  Bar¬ 
geld  sowie  das  in  Wertpapieren  angelegte  Vermögen  in  der 
Zunftlade  aufzubewahren.  Der  eine  Ältermann  hütete  die 
Lade  in  seinem  Hause,  der  andere  hatte  den  Schlüssel, 
jedenfalls  sollte  es  so  nach  Artikel  2  der  Rolle  gehalten 
werden.  Anscheinend  hat  man  aber  auch  dieser  Bestim¬ 
mung  nicht  immer  mit  der  nötigen  Sorgfalt  nachgelebt.1)  Die 
Rechnungen  wurden  zum  Teil  von  nur  einem  Ältermann,2) 
zum  Teil  auch  von  beiden  gemeinsam  geführt.  1822  wurde 
nochmals  ausdrücklich  beschlossen,  daß  in  Zukunft  beide 
gemeinschaftlich  alle  Schriftstücke  abfassen  und  auch  ge¬ 
meinschaftlich  das  Geld  verwalten  sollten,3)  um  beide  Älter¬ 
leute  zur  Verantwortung  ziehen  zu  können.  Denn  der 
Rechnungsführende  haftete  mit  seinem  Vermögen  für  einen 
Fehlbestand  der  Kasse  während  seiner  Amtszeit.  Das  ist 
keine  bloße  Theorie  geblieben,  sondern  auch  praktisch  in 
die  Erscheinung  getreten.  Wurde  die  Rechnung  des  ver¬ 
storbenen  Ältermannes  für  richtig  befunden,  so  wurde  die 
Witwe  von  der  Haftpflicht  förmlich  entbunden.4)  Bei  dem 
Tode  des  Ältermannes  J.  Fausten  ergab  sich,  daß  113^  4  3 
zu  wenig  in  der  Kasse  waren,  eine  Summe,  welche  das 
Amt  verlor,  da  es  wegen  Überschuldung  des  Verstorbenen 
von  dessen  Nachlaß  nichts  erhalten  konnte.5)  Wegen  der 
schlechten  Verwaltung  von  Marten  Rheder  kam  es  sogar 
zum  Prozeß  zwischen  seinen  Erben  und  der  Kompagnie ; 
der  Rechtsstreit  endete  1690  damit,  daß  der  Sohn  des  Toten 
dem  Amte  eine  Schuldurkunde  über  190  $  ausstellte.6)  Die 
Rechnungsführung  war  durchaus  nicht  immer  mustergültig.7) 
Das  rührte  zum  Teil  auch  wohl  daher,  daß  die  Rechnungen 


1 )  Ein  Fehlbetrag  wäre  sonst  kaum  zu  verstehen. 

2)  Kr.  A.  XII. 

8)  Kr.  A.  II,  S.  100  f. 

4)  .  .  .  »so  daß  wir  an  mehr  gedachte  Frau  Witwe  keine  weitere 
Forderung  und  praetensiones  dieser  wegeu  zu  machen  haben  noch  können«, 
z.  ß.  Kr.  A.  XIV,  1771  und  1774. 

s)  Kr.  A.  I,  4. 

6)  Kr.  A.  XIII,  26.  Prot.  Civ.  1690. 

7)  Kr.  A.  XV,  1  ff. 
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nicht  regelmäßig  genug  geprüft  wurden.  Anfangs  prüfte 
man  die  Kasseuverwaltung  nur  bei  dem  Amtsende  des 
Ältermannes,  in  der  2.  Hälfte  des  18  Jhs.  auch  von  Zeit 
zu  Zeit.1)  Ein  Beschluß  vom  Jahre  1792,  daß  die  Älter¬ 
leute  alljährlich  Rechnung  abzulegen  hatten,2)  wurde  nicht 
immer,  sondern  nur  zeitweilig  befolgt.3)  Zwei  von  der  Ver¬ 
sammlung  gewählte  Rechnungsprüfer  urteilten  über  die  Ver¬ 
waltungstätigkeit  der  Beamten.4) 


b.  Einnahme  n. 

Die  Einnahmen  des  Krameramts  bestanden  in  den 
Gebühren  für  die  Aufnahme,  für  das  Ein-  und  Ausschreiben, 
den  Bußgeldern  und  später  auch  in  den  Zinsen  für  aus¬ 
geliehenes  Kapital.  Ein  regelmäßiger  Beitrag  (»Legegeld«, 
»Quartalgroschen«)  bestand  nicht.5)  Nur  bei  der  Gründung 
der  Kompagnie  1635  zahlte  jedes  Mitglied  zur  Deckung  der  er¬ 
forderlichen  Ausgaben  5  Rthl.  und  verpflichtete  sich  zugleich, 
noch  ein  weiteres  zu  zahlen,  falls  die  Notlage  des  Amtes 
es  erfordern  solle.6)  Die  Kompagnie  bedurfte  auch  keiner 
regelmäßigen  Beiträge,  ihre  Einnahmen  waren  iufolge  der 
hohen  Eintrittsgelder  groß  genug,  um  nicht  nur  alle  Aus¬ 
gaben  decken,  sondern  auch  ein  ansehnliches  Vermögen 
bilden  zu  können.  Einmal  (1676)  finden  wir  das  Eigen¬ 
tümliche,  daß  die  Eintrittsgelder  unter  den  Mitgliedern  geteilt 
wurden,  ein  Vorgang,  zu  dem  die  Älterleute  »gezwungen« 
wurden.7)  Das  wirft  ein  eigentümliches  Licht  auf  das  Zunft¬ 
leben,  denn  das  Sonderbare  dabei  ist,  daß  die  100  Rthl. 


0  z.  B.  1758,  1763,  1767,  1771,  1774.  Kr.  A.  I  und  Kr.  A.  XIII. 

2)  Kr.  A.  II,  1  ff. 

8)  Kr.  A.  XV,  Kr.  A.  II. 

4)  Kr.  A.  I  und  II. 

5)  Artikel  22  forderte  allerdings  von  der  Witwe,  »daß  sie  die  Ge¬ 
bühr  gleich  den  andern  Kompagney- Verwandten  jährlich  erlegen  und  ab¬ 
statten  soll«,  sonst  aber  wird  weder  in  den  Artikeln  noch  in  den  Rech¬ 
nungen  etwas  von  einem  jährlichen  Beitrag  erwähnt. 

6)  Kr.  A.  I. 

0  Kr.  A.  I,  S.  11. 


anfangs  unter  9  Genossen  verteilt  wurden,  daß  sich  aber 
nachher  auch  die  übrigen  Mitglieder,  die  bei  der  Teilung 
nicht  zugegen  waren,  meldeten,  das  Ihre  von  dem  Geld 
forderten  und  auch  erhielten,  da  die  ersten  neun  einen  Teil 
des  Empfangenen  wieder  herausgahen.1) 

Weil  die  Zahl  der  Aufgenommenen  und  der  Ein-  und 
Ausgeschriebenen  in  jedem  Jahre  verschieden  hoch  war,  so 
bieten  die  Einnahmen  keine  Gleichmäßigkeit.2)  Schon  im 
17.  Jh.  verlieh  die  Kompagnie  Geld  gegen  Zinsen.  Als 
Schuldner  traten  außer  einer  Reihe  von  Privatpersonen  die 
Stadt  Kiel,  die  Heil.  Geist-Kirche,  die  Nikolai-Kirche,  das 
Kirchspiel  Büsum,  das  Kirchspiel  Neuenkirchen  auf.  Die 
Stadt  Kiel  hat  mehrfach  Kapital  von  der  Kompagnie  ge¬ 
liehen,  so  von  1684  -1696  eine  Summe  von  100  Rhtln. 
(300$)  zu  5°/o3),  1763  hatte  sie  300  $  zu  4%  und  zweimal 
400$  zu  4%,  also  1100$  im  ganzen,  1774  hatte  die 
Stadt  1300$,  1820  gar  3100  $  geliehen.  Im  19.  Jh'  legte 
die  Kompagnie  dann  meist  ihr  Geld  hei  der  Sparkasse 
sicher  an. 

Aus  dem  Jahre  1844  haben  wir  eine  Übersicht  über 
das  Vermögen  aller  Zünfte.  Schuster-  und  Krameramt 
waren  in  dieser  Zeit  die  reichsten  Ämter.4) 

Um  ihre  Finanzen  zu  verbessern,  griff  die  Kompagnie 
sogar  zu  einem  Mittel,  das  bei  einer  geordneten  Verwaltung 
immerhin  nicht  ganz  gebräuchlich  ist,  indem  sie  nämlich 
1741  ihr  Glück  mit  20  Losen  bei  einer  Beider  Lotterie  ver¬ 
suchte,  mit  einem  Gesamteinsatz  von  162$  8ß;  da  sie  aber 


1)  Kr.  A.  I,  S.  II  und  Kr.  A.  XII,  59. 

2)  Sie  betrugen  z.  B.  .1665:  397  $,  1666:  99  $  12  ß,  1667:  72  $, 
1671  :  191  $.  Kr.  A.  XII. 

3)  Jedoch  zahlte  die  Stadt  die  Zinsen  keineswegs  jährlich,  viel¬ 
mehr  erhielt  das  Amt  1688  die  Zinsen  von  4,  1696  die  von  7  Jahren 
Kr.  A.  XII,  S.  84  und  111. 

4)  An  erster  Stelle  stand  das  Schusteramt,  da  es  außer  seinem  Bar¬ 
vermögen  und  seinen  ausgeliehenen  Geldern  noch  einen  Gerberhof  besaß. 
Stadtarchiv  Kiel  5900.  Kr.  A.  II,  224. 


nur  90  ^  gewann,  blieb  der  ersehnte  Vermögenszu wachs 
aus.1) 

Auch  sonst  ist  die  Kramerkompagnie  nicht  von  allen 
Verlusten  verschont  geblieben,  sie  verlor  1790  beim  Kirch¬ 
spiel  Büsum  90  $,  rettete  jedoch  durch  rechtzeitiges  Ein¬ 
greifen  ihres  Altermannes  J.  Schweffel  noch  das  meiste, 
nämlich  360  jf.2)  1831  aber  mußte  sie  1000  Rthl.,  die  sie 

der  Kieler  Badeanstalt  geliehen  hatte,  verloren  geben.3) 


c.  Ausgaben. 

1)  Zinsen  für  geliehenes  Geld.  Zweimal 
hat  das  Amt  Kapital  aufnehmen  müssen.  1708 — 1732  hatte 
es  600  zu  4j/2  (Vo  geliehen  zum  Ankauf  von  Kirchenstühlen 
in  der  Nikolaikirche4),  1704  —  1709  von  einem  Mitglied 
450  y  zu  4  %5). 

2)  Prozeßkosten;  sie  waren  nicht  unbeträchtlich. 
Wegen  »ausführlicher  deduction«  gegen  Leute,  die  sich  einen 
Handel  mit  Kramwaren  anmaßten,  wurden  mehrfach  8  Rthl. 
und  ähnliche  Summen  ausgegeben.6)  Der  Rechtsanwalt 
Beniseh  erhielt  »für  gehabte  Advocatur«  60  Rthl.6)  Nicht 
immer  war  die  Kompagnie  ohne  weiteres  bereit,  die  For¬ 
derungen  ihrer  Rechtsbeistände  zu  ei  füllen,  so  daß  diese 
sich  an  den  Magistrat  wenden  mußten,  der  allerdings  ihre 
Ansprüche,  die  nicht  immer  bescheiden  sein  mochten,  be¬ 
trächtlich  ermäßigte  und  die  Kompagnie  dann  zur  Zahlung 
veranlaßte.7) 


*)  Kr.  A.  XII F,  94.  Die  Beteiligung  an  Kieler  Stadtlotterien  ge¬ 
schah  nicht  aus  solchen  Gründen ;  vgl.  unten. 

*)  Kr.  A.  I,  265  und  Kr.  A.  XIV,  162  f. 

3)  Kr.  A.  II,  224  und  Kr.  A.  V,  408.  1000  Rthl.  =  3000  $  =  3600  M. 

4)  Kr.  A.  I,  47.  Kr.  A.  XIII,  24. 

5)  Kr.  A.  XIII,  13-21. 

«)  z.B  Kr.  A.  V.  und  Kr.  A.  XIIT,  80,  210.  1683  sogar  für 

einen  Fall  103$  10,3.  Kr.  A.  XII,  79. 

7)  Kr.  A.  XIII,  S.  2lo  f. 
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Auch  die  langen  Schriftstücke,  die  man  aufsetzte, 
um  sich  gegen  die  Aufnahme  eines  neuen  Kramers  zu  wehren, 
kosteten  etliches.1) 

3)  Unkosten  wegen  Bestätigung  der  Pri¬ 
vilegien.  Die  Erneuerung  der  Privilegien  war  mit  einer 
Reihe  Ausgaben  verknüpft,  da  sie  manchmal  eine  Reise  der 
Älterleute  nötig  machte. 

1665  kostete  die  Bestätigung:  182  $  lß,  1727:  97]f  6ß, 
1740:  182  1765:  185 

Ein  Teil  dieser  Summen  floß  als  »Douceur«  in  die 
Hände  von  Beamten,  besonders  in  die  des  Hofsekretärs 
Erhard t,  der  sich  der  Kompagnie  bei  der  Deutschen  Kanzlei 
annahm,  er  erhielt  mehrfach  ein  solches  »Douceur«,  bald 
10  Rhtl.,  bald  13  Rthl.2)  1665  gab  man  an  Beamte  72  \f, 
außerdem  einem  Diener  6 

4)  Gehalt  an  den  Kramer-Boten.  Schon  1 666 
hatte  die  Kompagnie  einen  Boten,  der  die  nötigen  Gänge 
besorgte.3)  Anfangs  erhielt  er  kein  festes  Gehalt,  sondern 
bald  6$,  bald  12  $  jährlich,  außerdem  noch  Trinkgelder.4)  1773 
wurde  sein  Lohn  auf  3  Rthl.  festgelegt,  1819  auf  12  Rthl. 
erhöht.5)  Der  Bote  Ernst  (f  1864)  erhielt  sogar  40  Tbl., 
allerdings  mehr  deshalb,  um  ihm  eine  Unterstützung  zu  ge¬ 
währen  als  für  seine  Dienste.6) 


9  1780  schrieb  der  Ältermann  entrüstet  ins  Amtsbuch:  »Dieser 
Mann  (Bastian)  hat  also  der  Kompagnie  mehr  Kosten  verursacht  als  er 
für  die  reception  erlegt.« 

*)  Kr.  A.  I,  203  ff.  Kr.  A.  IV,  176.  Der  Herr  Sekretär  schrieb 
sogar  1774  an  die  Kompagnie:  .  .  .  »und  pflegt  außerdem  noch  ein  Dou¬ 
ceur  bei  solchen  Gelegenheiten  an  das  Expeditions-Comtoir  entrichtet  zu 
werden,  welches  jedoch  in  Dero  Belieben  steht.«  Die  Kompagnie  verstand 

diesen  Wink. 

8)  Kr.  A.  I,  10. 

4)  Kr.  A.  XII,  15,  20.  Kr.  A.  XIII,  23  ff. 

6)  Kr.  A.  XIV,  67  und  Kr.  A.  II,  85.  »So  wie  ein  jeder,  der  re- 
cipiert  wird,  ihm  2  $  bei  der  Aufnahme  zu  zahlen  hat,  ein  Beschluß, 
dessen  Gültigkeit  man  mit  Recht  bezweifeln  kann. 

e)  Kr.  A.  II,  293. 
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5)  Ausgaben  für  Gastereien.  Trotzdem  Ar¬ 
tikel  24  ausdrücklich  einschärite,  daß  die  Einnahmen  nicht 
»dissipiret  und  verthan«  werden  sollten,  wuide  doch  mancher 
Rhtl.  in  Genußmittel  umgesetzt.  Mehrfach  winden 
kleine  Posten  vertrunken,  für  6  |,  27  y,  28  y,  50$,  80$, 
120$  u.  ä.1)  Größere  Feste  erforderten  Ausgaben  über 
100  $.2)  Das  Fest  anläßlich  der  Thronbesteigung  des  Groß¬ 
fürsten  Peter  verschlang  799  $3|3.3) 

6)  Uuterstützu  n  g  e  n  an  Mitglied  e  r.  Die 
Verpflichtung  zu  gegenseitiger  Unterstützung  war  Grund¬ 
satz  der  deutschen  Gildeverfassung4).  Dieser  an  die  alte 
Bruderschaft  gemahnende  und  älteste  Gedanke  hat  sich 
bei  der  Kompagnie  am  lebenskräftigsten  erwiesen.  Als  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  schwand,  verlieh  die  Erfüllung 
dieses  Grundsatzes  dem  Amte  noch  eine  gewisse  Daseins- 
berechtigung.  Das  Krameramt  war  wie  alle  Zünfte  nicht 
nur  ein  Verband  zur  Wahrung  gemeinsamer  wirtschaftlicher 
Interessen,  es  begnügte  sich  auch  nicht  damit,  ein  durch 
die  gleichen  Verhältnisse  und  Anschauungen  standesmäßig 
abgeschlossenes  Gesellschaftslehen  zu  erwecken  und  zu  pflegen, 
in  ihm  lebte  stets  der  Gedanke  der  tatkräftigen  Unterstützung 
der  Genossen  fort.  In  einer  sonderbaren  Form  ist  dieser 
Grundsatz  der  brüderlichen  Hilfeleistung  in  der  Rolle  von  1663 
enthalten,  in  einer  Form,  die  die  Kompagnie  nie  verwirklicht 
hat.  Es  heißt  da  im  Artikel  24,  daß  in  jedem  Jahre,  wenn 
das  Getreide  am  billigsten  ist,  dieses  angekauft  und  gut 
verwahrt  werden  soll,  damit  es  beim  Eintritt  einer  Teuerung 
an  ärmere  Mitglieder  oder  an  die  Stadtarmen  billig  abgegeben 
werde5).  Es  leuchtet  bei  dieser  Art  der  Fürsorge  ohne 


0  Kr.  A.  XII,  10  ff,  130.  Kr.  A.  XVI,  137  ff,  330.  Kr.  A.  II,  30  u.  a.  m. 
2)  Kr.  A,  IV,  201. 

8)  Kr.  A.  IV,  120. 

*)  Gierke  I,  921. 

6)  Anscheinend  war  diese  Bestimmung  durch  den  zeitweilig  in  Kiel 
herrschenden  Getreidemangel  veranlaßt.  Vgl.  Brinkmann,  Aus  dem 
deutschen  Rechtsleben.  8.  195. 
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weiteres  ein,  daß  bei  verfehlten  Getreidespekulationen  diese 
Einrichtung  ihren  Zweck  verfehlen  mußte  und  zu  einer 
unnötigen  Kapitalverschwenduug  führen  konnte,  eine  Er¬ 
fahrung,  die  der  Kieler  Rat  zu  seinem  Schmerz  machen 
mußte.1)  Da  die  Kompagniemitglieder  im  allgemeinen  zu 
den  wohlhabenden  Einwohnern  Kiels  zählten,2)  so  gehörte 
die  Unterstützung  von  Genossen  zu  den  selteneren  Fällen. 
Wegen  Notlage  durch  Krankheit  oder  Tod  von  Kindern 
erhielten  dreimal  Mitglieder  Unterstützung  durch  eine  Geld¬ 
summe  aus  der  Lade,3)  außerdem  wurden  Witwen  kleinere 
jährliche  Unterstützungen  gewährt.4)  Auch  durch  Gewährung 
von  Darlehen  half  man  ärmeren  Mitgliedern,  doch  verband 
sich  hier  der  Gedanke  der  genossenschaftlichen  Hilfeleistung 
mit  dem  Interesse  der  Kasse.  Der  Plan,  eine  besondere 
»Vorschuß-  und  Darlehnskasse«  zu  errichten,  wurde  in 
den  öOger  Jahren  des  19.  Jhs.  erwogen,  konnte  jedoch 
nicht  verwirklicht  werden,  da  der  Staat  die  dabei  geplante 
Verbindung  der  Darlehnskasse  mit  der  Totenkasse  nicht 
genehmigte.  Auch  die  Errichtung  der  Totenkasse  gehört 
dem  19.  Jh.  an.  Am  9.  Dez.  1831  beschloß  man,  sie  ins 
Leben  zu  rufen.  Das  Sterbegeld,  das  den  Hinterbliebenen 
aus  der  Totenkasse  gewährt  wurde,  setzte  sie  in  den  Stand, 
die  wegen  des  Todesfalles  nötigen  Ausgaben  bestreiten  zu 
können.  Die  Kasse  zahlte  für  jeden  Todesfall  100  $,  außer¬ 
dem  sollte  jedes  Mitglied  bei  jedem  Sterbefall  1  \  beitragen.5) 


9  Rat  and  Bürgerschaft  hatten  nämlich  1795  100  Tonnen  Roggen 
für  die  Stadtarmen  gekauft.  Bald  aber  sank  der  Kornpreis  merklich.  Um 
nicht  zu  viel  dabei  zu  verlieren,  wandte  sich  die  Stadt  unter  Berufung 
auf  den  Artikel  24  an  die  Kompagnie  und  bat,  den  Verlust  mitzutragen. 
Die  Kramer  erklärten,  dazu  augenblicklich  nicht  in  der  Lage  zu  sein. 
Kr.  A.  II,  21. 

2)  Vgl.  den  Nahrungssteuer-Anschlag  von  1711.  Mitt.  XXVI,  S.  747. 

3)  1772:  10  Rtlil.  (Kr.  A  I,  193  f.  und  XIV,  03  und  06),  1780; 
16  Rtlil.  und  48  Rthl.  durch  Gaben  der  Mitglieder  (Kr.  A.  I,  257  und 
XI,  11),  1824:  50  Rthl.  (Kr.  A.  XI). 

4)  Kr.  A.  XV. 

5)  Kr.  A.  II,  138  u.  V,  406  Durch  herumgesandte  Listen  wurde 
der  Beitrag  von  1  $  erhoben.  —  Die  Itzehoer  Kompagnie  errichtete  1856 
eine  Sterbekasse  (Sterbegeld  72  f,  seit  1902 ■;  120  AI.) 
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Auch  Frauen  waren  Mitglieder  der  Totenkasse.  Seit  1852 
wurde  die  alte  Form  durch  einen  jährlich  zu  zahlenden 
Beitrag  von  2  ^  abgelöst,  die  Kasse  gab  jetzt  150  ^  Leichen- 
geld.1)  Obwohl  es  Mitglieder  gab,  die  nicht  zugleich  in  der 
Totenkasse  waren,  war  die  Rechnungsführung  derselben 
nicht  von  der  Hauptkasse  getrennt.2)  Der  Beitritt  zur 
Sterbekasse  war  freiwillig.  Als  Totenkasse  besteht  die 
Kramerkompagnie  noch  heute.3) 

7)  Unterstützungen  an  Nichtmitglieder. 

Der  alte  religiöse  Charakter  der  Zunft,  den  die  Kieler 
Kramerkompagnie  in  ältester  Zeit  gewiß  ebenso  besaß  wie 
alle  anderen  Kieler  Zünfte 4)  trat  durch  die  Reformation 
zurück,  doch  ging  die  Erinnerung  an  ihn  nicht  ganz  ver¬ 
loren  5).  Die  Unterstützung  von  Ungenossen,  von  Witwen 
und  Waisen,  zeugt  von  der  alten  praktischen  Nächstenliebe. 
Die  Mitglieder  waren  offenbar  gute  Lutheraner,  denn  einem 
armen  Studioso,  der  von  der  katholischen  Religion  »zur 
reinen  apostolischen«  übergetreten,  stifteten  sie  aus  Freude 
über  seine  Bekehrung  4  Rthl. 6)  Es  dürfte  überflüssig  sein, 
alle  die  einzelnen  Fälle,  in  denen  man  Witwen  (besonders 
Pastoren witwen),  Waisen  und  einzelnen  Armen  Kleinigkeiten 


l)  Kr.  A.  II,  238. 

*)  Kr.  A.  XV,  XVI,  XVII.  Daß  die  Kramerkompagnie  bisweilen 
sogar  bemüht  war,  nur  solche  aufzunehmen,  die  zugleich  Mitglieder  der 
Totenkasse  wurden,  beweist  ein  Schreiben  eines  sich  dagegen  sträubenden 
neuen  Mitgliedes,  das  aber  schließlich,  um  des  lieben  Friedens  willen 
nachgab  (1834).  Kr.  A.  XV,  286  b. 

3)  Die  Ansicht  Mäschers  (S.  469  f.),  daß  alle  diese  Unterstützungen 
der  Mitglieder  wohl  nützlich  waren,  aber  insofern  schädlich  wirkten,  als 
sie  die  Zunftmitglieder  in  guten  Zeiten  von  Sparsamkeit  abhielten,  dürfte 
einseitig  sein. 

4)  Vgl.  Mitt.  XXIV,  No.  21. 

5)  Das  Krameramt  besaß  in  der  Nikolaikirche  gemeinsame  Kirch- 
stiihle,  die  an  die  Mitglieder  gegen  jährliche  Heuer  vermietet  wurden. 
(6  ft,  5  ft)  Kr.  A.  I.  Kr.  A.  V.  Kr.  A.  XII.  Außerdem  noch  eine  ganze 
Reihe  von  »Klappen«.  Diese  befanden  sich  auf  dem  Chor.  Kr.  A.  V,  426. 

6)  1675.  Kr.  A.  XII,  20. 
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schenkte,1)  zu  erwähnen.  Die  Kieler  Armenanstalt  erfreute 
sich  der  besonderen  Fürsorge  der  Kompagnie  und  wurde 
einige  Male  durch  größere  Summen  unterstützt.2) 

Der  enge  Zusammenhang  mit  der  Kirche  blieb  ein 
dauerndes  Kennzeichen  des  Krameramts.  Da  man  in  der 
Nikolai-Kirche  die  Morgensprache  abhielt  und  gemeinsame 
Zunftstühle  besaß,  so  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  wenn 
man  auch  die  Bedürfnisse  der  Kirche  mitbestritt. 3) 

Groß  ist  die  Zahl  der  sogenannten  »Brandbriefe«. 
Ihnen  allen  nachzukommen  wäre  unmöglich  gewesen.  Aus 
Thüringen,  aus  Lissa,  aus  Kopenhagen  und  anderen  Orten 
gelangten  solche  an  die  Kompagnie.  Erwähnt  sei,  daß  das 
Amt  die  infolge  des  räuberischen  Überfalls  der  Engländer  in 
Kopenhagen  entstandene  Not  durch  eine  Beihilfe  von  600  y 
etwas  zu  lindern  suchte4).  Da  die  Stadtkasse  für  Erhaltung 
des  guten  Aussehens  des  alten  Rathauses  anscheinend  nicht 
immer  die  nötigen  Mittel  hatte,  mußten  diese  1731  durch 
eine  besondere  Umlage  der  Bürger  aufgebracht  werden,  von 
der  sich  auch  das  Krameramt  nicht  ausschloß  fl). 


')  Kr.  A.  XII,  11,  14  ff,  20,  89.  XIV,  63.  XV,  3  ff.  u.  a.  m.  An 
der  Kieler  Waisenlotterie  1749  beteiligte  sich  das  Amt  durch  Übernahme 
von  25  Losen  (=  150  $),  91  ^  verlor  sie  dabei  für  den  wohltätigen  Zweck. 
(Kr.  A.  XIII,  104);  ähnlich  1769.  Kr.  A.  I,  103. 

2)  1791  schenkte  sie  der  Anstalt  600  ebenso  1793,  die  gleiche 
Summe  wieder  1820  geschenkt.  Kr.  A  I,  268.  Kr.  A.  IX,  184.  Kr.  A.  XV,  3. 

3)  Für  eine  neue  Orgel  in  der  Hl.  Geist-Kirche  1760:  15  Rthl. 
(Kr.  Xf,  2),  für  eine  Ausbesserung  derselben  Kirche  1785:  50  Rthl. 
(Kr.  A.  I,  252  f.).  1793  der  Nikolai-Kirche  für  ein  neues  Altarlaken  100  Rthl. 

4)  Kr.  A.  XIV,  232. 

6)  Aus  der  Kasse  »für  einen  neuen  Anstrich  des  Rathauses«  12  Rthl. 
und  jedes  Mitglied  2  Rthl.  Kr.  A.  I,  69. 
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III.  Die  Kramcrkompagnie  und  ihre 
Konkurrenten. 

1.  Das  Fremdenrecht. 

Der  Zunftzwang  batte  eine  zwiefache  Natur :  einmal 
durften  die  Waren,  die  zu  dem  ausschließlichen  Gebiet  der 
städtischen  Zunft  gehörten,  weder  von  Auswärtigen  in  die 
Stadt  zum  Verkauf  hineingebracht,  noch  von  einheimischen 
unzünftigen  Händlern  verkauft  werden,  zum  andern  äußerte 
sich  der  Zunftzwang  als  eine  »Zwangsbefugnis  der  Zunft«, 
insofern  alle  die,  welche  in  der  Stadt  dasselbe  Gewerbe 
treiben  wollten,  der  Zunft  beitreten  mußten,  um  dies  Gewerbe 
ausüben  zu  können.  *)  In  einer  Kieler  Bursprake  aus  dem 
Anfang  des  15.  Jhs.  wurde  der  Kleinverkauf  von  Tuch  in 
der  Stadt  abhängig  gemacht  von  der  besonderen  Erlaubnis 
der  Zunftgeschworenen.*  2 3) 

Besonders  streng  war  man  im  Ausschluß  der  Kon¬ 
kurrenz  fremder  Kaufleute.  Es  war  ein  im  Mittelalter  all¬ 
gemein  gültiges  Gebot,  daß  Fremde  keinen  Kleinhandel  am 
Platze  treiben  durften8).  Die  letzte  Kieler  Bursprake  von 
1640  verbot  jeden  Handel  der  fremden  Kaufleute  außer 
Marktzeit.4)  Auch  als  der  Landesherr  die  Regelung  des 
Gewerbewesens  an  sich  gezogen  hatte,  blieb  dies  Verbot  be¬ 
stehen,  Karl  Friedrich  erneuerte  es  1735  nochmals  aus- 


’)  Schönberg,  Zur  wirtschaftlichen  Bedeutung.  S.  24. 

2)  Z.  f.  s.  h.  G.  Bd.  X,  S.  332.  »Ok  schall  nement  want  sniden 
sunder  volbord  der  want  sworen  by  iij  marken  suluers  vnde  Jeweliken 
sworen  by  X  Schillingen«. 

3)  Keutgen,  Urk.  zur  städt.  Verfassungsgesch.  S.  343.  Wehrmann, 
S.  276.  Schönberg,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  Bd.  0.  S.  34.  Inama-Sternegg, 
Wirtschaf tsgesch.  III,  2  S.  241.  G.  v.  Below,  Jahrb.  für  Nat.  u.  Stat. 
Bd.  75.  S.  1  fg.  —  Auch  die  Itzehoer  Kramerkompagnie  war  durch  dies  Gesetz 
geschützt.  (Corp.  Const.  III,  S.  844  ff.),  ebenso  die  Glückstädter  Kom¬ 
pagnien  (Artikel  8),  die  Rendsburger  Komp.  (Artikel  4),  Itzehoer  Komp. 
(Artikel  19  f.),  Schleswiger  Komp.  (Artikel  30  f.), 

4)  Mitt.  XXV,  S.  621,  No,  11, 
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drücklich.  *)  Kramer,  die  sich  an  diese  Bestimmung  nicht 
hielten,  wurden  gestraft,  indem  man  ihnen  Waren  wegnahm, 
falls  sie  nicht  gutwillig  die  vom  Bürgermeister  festgesetzte 
Strafe  zahlten ;  die  eingezogenen  Waren  wurden  auf  der 
Ratswage  gewogen  und  meistbietend  versteigert.2)  Das  Recht 
der  Selbsthilfe  der  Kompagnie  war  allerdings  im  18.  Jh. 
schon  beseitigt.3)  Ende  des  18.  Jhs.  erreichten  die  fremden 
Krämer  dann  ein  höchst  wichtiges  Zugeständnis  vom  Landes¬ 
herrn,  indem  ihnen  erlaubt  wurde,  die  bei  ihnen  von  einem 
Kieler  bestellten  Sachen  an  diesen  abzuliefern.4) 

Um  den  heimischen  Handel  von  jeder  Beeinflussung 
der  Fremden  zu  sichern,  fremdes  Kapital  von  der  Anlage 
in  den  städtischen  Geschäften  fernzuhalten,  durfte  kein  Bürger 
mit  Gästen  Kompagniegeschäfte  eingehen  5).  Auch  den  Mit¬ 
gliedern  der  Kompagnie  war  dies  ausdrücklich  untersagt ; 
am  Gewinn  des  Geschäftes  durfte  kein  Ausheimischer  Anteil 
haben6).  Wenn  die  mittelalterliche  Stadtwirtschaftspolitik 
den  Fremden  die  Gleichberechtigung  mit  den  Bürgern  ver¬ 
sagte,  so  geschah  das  aus  dem  Gedanken  heraus,  daß  die¬ 
jenigen,  die  nicht  die  öffentlichen  Lasten  trugen,  auch  nicht 
an  den  gleichen  Rechten  teilhaben  sollten  7). 


b  Kr.  A.  IV  und  Königl.  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXI,  950. 

2)  Kr.  A.  V,  95  z.  B.: 

53  ®  Candiszucker  zu  8  ß,  das  ®  —  26  ft  8  ß, 

62  V*  „  zu  6  V>  ß,  das  'S1  =  23  ft  13  lA  ß 

u.  s.  w. ;  im  ganzen  wurden  106  ft  9  V*  ?  auf  diese  Weise  beigetrieben. 
30  Rthl.  (=  90  ft)  sollte  der  betreffende  Strafe  zahlen.  Einem  Schiffer  aus 
Kopenhagen,  der  außer  Marktzeit  an  der  Schiffbrücke  Thee,  Kaffee,  Zucker, 
Porzellan,  Schnupftücher  und  ähnliche  Dinge  feilbot  und  verkaufte,  mußte 
man  auch  erst  durch  Konfiskation  seiner  Waren  davon  überzeugen,  daß 
ihm  der  Handel  en  detail  mit  einer  ordentlichen  Ausflege  nicht  zustand. 
(Kr.  A.  I,  214.  Stadtarchiv  Kiel  2425.  i.  J.  1774). 

а)  Vgl.  oben. 

4)  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XVIII,  4267. 

5)  Mitt.  XXV,  S.  621.  No.  II.  Bursprake  von  1640:  »nemandt 
mit  frembden  sick  in  maschopie  begeven  by  willkürlicher  straffe  des  rades.« 

б)  Artikel  3. 

7)  Ein  in  den  Schriftstücken  des  Amtes  sehr  häufig  ausgesprochener 
Rechtssatz.  Kr.  A.  III,  Kr.  A.  IV.  Kr.  A.  V  u.  a. 
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2.  Das  Marktwesen. 

a.  Bedeutung  der  Jahrmärkte. 

Die  Märkte  waren  die  Träger  des  Freihandels  und 
der  Verkehrsfreiheit  und  bildeten  eine  im  Interesse  der 
Konsumenten  wohltuende  Konkurrenz  gegen  die  zunftmäßig 
organisierten  Kaufleute.1)  Sonst  war  es  fremden  Händlern 
und  Nichtmitgliedern  des  Amtes  untersagt,  die  Waren  mit 
denen  nur  die  Kompagniemitglieder  handeln  durften,  im 
offenen  Laden  feilzubieten.  Zu  Marktzeit  herrschte  freie 
Konkurrenz.  Diese  wird  vom  Käufer  gewünscht;  die  zunft¬ 
mäßig  organisierten  Verkäufer  aber  mußten  in  ihr  den 
größten  Feind  ihrer  wirtschaftlichen  Monopolstellung  sehen. 
Sie  suchten  daher  die  Konkurrenz  der  fremden  Händler 
nach  Möglichkeit  einzuschränken,  in  ihren  zahlreichen  Be¬ 
schwerden  gegen  das  Überhandnebmen  der  Fremden  ertönte 
sehr  häufig  die  Klage,  daß  die  Auswärtigen  den  Vorteil  des 
baren  Geldes  hätten,  sie.  aber  oft  gezwungen  seien,  gegen 
Kredit  zu  verkaufen,  so  gehe  das  Geld  aus  dem  Lande  und 
»rolliere  nicht  unter  den  Einwohnern«.2) 

b.  Ort  der  M  ä  r  k  t  e. 

Die  Jahrmärkte  fanden  in  Kiel  auf  dem  alten  Markt¬ 
platz  beim  Rathaus  statt.  Da  der  Platz  nicht  grade  groß 
war,  so  standen  die  Verkäufer  auch  auf  dem  Nikolaikirch¬ 
hof;3)  ja,  selbst  in  der  Kirche  hatten  einige  ihre  Läden  und 
Stände  aufgeschlagen.4)  Gewürz-  und  Ellenwarenhändler 
waren  aber  anscheinend  nicht  darunter.5)  Auch  in  Lübeck 

*)  Eulenburg,  a.  a.  0.  S.  311  bezeichnet  die  Märkte  als  den  »Herd 
der  modernen  Gewerbefreiheit.« 

2;  Kr.  A.  IV.  Kr.  A.  V.  Stadtarchiv  Kiel  2416.  Stadtarchiv 
Kiel  2418. 

3)  Mitt.  III  und  IV  S.  66. 

4)  Mitt.  III/IV  S.  113.  —  Von  1617—1635  wurden  nachweisbar 

Stättegelder  an  die  Kirchenkasse  gezahlt,  das  verschieden  hoch  war :  6  1f, 
4  $,  3  1  ^  8  ß.  Aus  dem  Kirchenarchiv. 

5)  Von  den  6—10  Händlern,  die  in  der  Kirche  und  auf  dem  Kirch¬ 
hof  standen,  waren  sicher  einer  ein  Buchhändler,  der  in  der  Ratskapelle 
stand,  dafür  auch  12  'jf  zahlte  und  noch  jährlich  der  Kirche  Noten  im 
Wert  von  1  Rtlil.  stiftete,  ein  andrer  war  »Spiegelkauf er«,  ein  dritter 
ein  Uhrmacher.  Aus  dem  Kirchenarchiv  im  Kieler  Stadtarchiv. 
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war  man  früher  dazu  geneigt,  das  Bethaus  zum  Kaufhaus 
umzu wandeln.1)  Wann  dieser  merkwürdige  Zustand  in  Kiel 
aufgehört  hat,  hat  sich  leider  nicht  ermitteln  lassen.2)  Auch 
die  an  den  Markt  angrenzenden  Straßen  mußten  Buden  und 
Stände  aufnehmen.  Besonders  die  Holstenstraße  wurde 
durch  die  dort  aufgestellten  Buden  sehr  beengt,  zumal  da 
die  Hausbesitzer  sehr  gern  die  Gelegenheit  ergriffen,  um 
durch  Vermieten  der  Plätze  vor  ihrem  Hause  auch  ihren 
Vorteil  zu  machen.  Bisweilen  wurde  dem  fremden  Krämer 
vom  Hauseigentümer  erlaubt,  im  Hause  einen  Laden  auf¬ 
zuschlagen.3)  Jeder  Krämer,  der  auf  dem  Markte  verkaufen 
wollte,  mußte  eine  Krambude  von  der  Stadt  mieten  »oder 
wenigstens  eine  leidliche  Recognition«  an  die  Stadt  zahlen.4) 
Um  1770  suchte  der  Rat  die  Buden  wieder  auf  den  Markt¬ 
platz  zu  bringen,  um  die  Einnahmen  der  Stadtkasse  nicht 
schmälern  zu  lassen.5)  Aber  Erfolg  hatte  der  Rat  mit 
diesem  Streben  nicht.  Deshalb  griff  er  1818  nachdrück¬ 
licher  ein  und  verbot  das  Aufschlagen  von  Buden  in  den 
Straßen  gänzlich.6)  Dadurch  wurden  den  Anliegern  der 
Holstenstraße  Einnahmen  entzogen,  eine  Klage  hierüber 
gegen  den  Rat  wurde  jedoch  vom  Obergericht  in  Glück¬ 
stadt  verworfen.7)  Da  es  sich  aber  undurchführbar  erwies, 
alle  Stände  auf  dem  Markt  unterzubringen,  erlaubte  der 


0  Das  Verbot  in  der  Kramerrolle  des  14.  Jhs.,  das  die  Erlaubnis 
des  Rates  dafür  fordert,  läßt  das  schließen.  AVehrmann,  S.  274. 

2)  Hörte  es  vielleicht  schon  1635  auf?  Es  war  die  Zeit,  da  einige 
Ämter  erneuert  wurden. 

3)  Stadtarchiv  Kiel  4066  und  Mitt.  XXV,  S.  423. 

4)  Kommissionalschluß  v.  1711.  Mitt.  XXV/XXV1  S.  700  und 
Stadtarchiv  Kiel  4066. 

5)  Mitt.  Iir/IV  S.  66;  Mitt.  XXV  S.  423. 

6)  Mitt.  XXV,  S.  432.  Stadtarchiv  Kiel,  454.  Decret  vom  6.  Febr.  1818. 

7)  Prof.  Fr.  Weber  schrieb,  er  habe  seinerzeit  das  Haus  »mit  der 
bestimmten  Gerechtigkeit  gekauft,  im  Umschlag  und  in  den  Märkten  eine 
Bude  vor  demselben  aufschlagen  zu  dürfen.«  Angeblich  war  der  Kauf¬ 
preis  deshalb  um  1000  Rthl.  höher  bemessen .(?).  Der  Bericht  des  Magistrats 
gibt  den  Ertrag  nur  auf  1  —  2  Rthl.  an.  Stadtarchiv  Kiel  454.  —  Die 
Klage  wurde  abgewiesen,  weil  gegen  eine  Polizeiverfügung  keine  Klage 
möglich  sei. 
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Rat  verschiedenen  Kaufleuten  auf  dem  alten  Wall  auszu¬ 
stehen.  Bald  spielte  sich  hier  ein  großer  Teil  des  Markt¬ 
verkehres  ab,  was  allerdings  den  Händlern,  die  auf  dem 
Markt  geblieben  waren,  zu  Klagen  Anlaß  gab.1)  Von  einer 
1819  vorgeschlagenen  Verlegung  der  Buden  am  Wall  auf  den 
Klosterkirchhof  wollte  die  Kämmerei  aber  nichts  wissen.2) 
So  blieb  es,  wie  es  war.  Nach  Marktschluß  mußten  die 
Buden  sofort  entfernt  werden.3) 

c.  Zeit  und  Dauer  der  Märkte. 

Der  wichtigste  Jahrmarkt  Kiels  war  der  Umschlag.4) 
Er  begann  am  Tag  der  Heil.  Drei  Könige  und  dauerte  bis 
Maria  Reinigung,  fast  4  Wochen.  Die  ersten  8  Tage  waren 
allerdings  in  erster  Linie  für  den  Geldmarkt  bestimmt.5) 
Außerdem  gab  es  noch  drei  andere  Jahrmärkte:  der  Fasten¬ 
markt  (Montag  nach  Invocavit),  der  Johannismarkt  (Montag 
nach  Petri  Pauli)  und  der  Michaelismarkt  (Montag  nach 
Francisci).  Jeder  dieser  Krammärkte  dauerte  eine  Woche. 
Es  war  also  7  Wochen  Marktfreiheit  im  Jahre.  Da  aber 
viele  fremde  Kaufleute  schon  vor  Beginn  der  eigentlichen 
Marktzeit  ankamen  und  ihre  Waren  verkauften,  ebenso  noch 
nach  Ende  des  Marktes  blieben,  so  war  die  Marktzeit  in 
Wirklichkeit  viel  länger.  Die  Kompagnie  bemaß  sie,  wenn- 


x)  Die  Händler  hatten  sich  die  Pacht  für  die  Stände  anf  dem 
Markt  nm  über  das  Doppelte  in  die  Höhe  getrieben;  jetzt  sahen  sie  sich 
in  ihren  Erwartungen  getäuscht.  Die  Plätze  wurden  auf  6  Jahre  ver¬ 
mietet.  Stadtarchiv  Kiel  454. 

2)  Stadtarchiv  Kiel  454. 

3)  Das  geschah  aber  nicht  immer;  die  Kompagnie  wurde  dann 
dagegen  vorstellig.  Kr.  A.  I.  (1675).  Kr.  A.  XII.  (1670). 

4)  Die  älteste  Erwähnung  des  Umschlags  stammt  erst  aus  dem 
Jahre  1482.  (Rentebuch  S.  311).  Das  erklärt  Ahlmann  dadurch,  daß  der 
Umschlag  ursprünglich  für  den  grundbesitzenden  Adel  war,  der  dann  in 
Kiel  seine  Geschäfte  erledigte.  Der  Name  Umschlag  stammt  wahrschein¬ 
lich  vom  Umstülpen  des  Geldbehälters,  um  die  Bilanz  zu  ziehen.  Blüte¬ 
zeit  des  Umschlags  war  die  Zeit  vom  16.  bis  ins  18.  Jh.  Mitt.  XXV,  S.  1 1. 
Schwarze-Fehse  S.  213.  Ahlmann  in  der  Kieler  Zeitung  vom  5.  II.  1895. 
No.  16561,  Kieler  Wochenblatt  vom  6.  T.  1846.  No.  3. 

5)  Mitt.  XXV,  S.  421. 
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gleich  wohl  mit  etwas  Übertreibung,  auf  15  Wochen  im  Jahre. 
Gegen  diesen  Übelstand  wandte  sich  die  Kompagnie  mit 
fortwährenden  Klagen  und  Beschwerden  an  den  Rat  und 
den  Landesherrn.1)  Von  ihrem  Standpunkt  aus  begreiflich 
genug.  Denn  da  alle  Vierteljahr  Krammarkt  war,  so  ver¬ 
sorgten  sich  die  wohlhabenden  Einwohner  Kiels,  sowie  der 
Adel  und  die  Landbevölkerung  für  die  Zwischenzeit  mit 
Waren,  da  sie  diese  auf  den  Märkten  billiger  erhielten  als 
zu  anderen  Zeiten.  Das  bedeutete  für  die  Kieler  Kramer 
einen  nicht  unbeträchtlichen  Ausfall.  Daher  suchten  sie  die 
Marktdauer  einzuschränken.2)  Vor  allem  war  ihnen  der 
Fastenmarkt  ein  Dorn  im  Auge,  da  er  so  kurz  auf  den 
Umschlag  folgte,  daß  mancher  Gast  gleich  in  der  Stadt  blieh. 
Zwar  behauptete  die  Kompagnie,  daß  die  Einwohner,  die 
so  auf  Vorrat  einkauften,  schlechter  führen  als  die,  welche 
von  den  Kieler  Kaufleuten  ihre  Waren  bezögen,  da  die 
Waren  der  fremden  Händler  zwar  billiger,  aber  dafür  auch 
weniger  gut  seien;  doch  das  traf  sicherlich  nur  zum  Teil 
zu,  denn  auch  die  Mitglieder  der  Kompagnie  bezogen  ihre 
Waren  bisweilen  von  den  Markthändlern,  von  derselben 
Konkurrenz,  die  sie  an  anderer  Stelle  schmähten.2)  So  wohl¬ 
gewogen  der  Kieler  Rat  auch  sonst  den  Wünschen  der 
Kompagnie  war,  ihrer  Forderung  auf  Abschaffung  des  Fasten- 
und  Michaelismarktes  trat  er  ebenso  entgegen  wie  die  Re¬ 
gierung;  beide  waren  sich  darüber  klar,  daß  viele  Ein¬ 
wohner  Kiels  vom  Verdienst  der  Marktzeit  lebten,  daß  aber 
vor  allem  eine  Einschränkung  der  Marktzeit  den  Kompagnie¬ 
mitgliedern  die  Möglichkeit  gewähren  würde,  die  Waren¬ 
preise  willkürlich  steigern  zu  können.3)  Der  Markt  mit  seiner 
Konkurrenz  sollte  eben  einen  wohltuenden  Preisregulator 
abgeben.  Erst  1862,  als  die  Krammärkte  infolge  des  neuen 
Verkehrswesens  ihre  alte  Bedeutung  ganz  verloren  hatten, 


1)  z  B.  1727  (Kr.  A.  IV,  1 1  f.),  1743  (Kr.  A.  IV,  25),  1748  (Stadt¬ 
archiv  Kiel  2418),  1775  (Stadtarchiv  Kiel  2118),  1765  (Kr.  A.  IV,  156), 
1853  (Stadtarchiv  Kiel  454),  1860  (Kr.  A.  II.  286). 

2)  Kr.  A.  VI,  34.  Kr.  A.  I,  81. 

3)  Stadtarchiv  Kiel  454;  Stadtarchiv  Kiel  2418.  Kr.  A.  IV. 
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beschränkte  das  Königliche  Ministerium  für  die  Herzog¬ 
tümer  Holstein  und  Lauenburg  die  Dauer  des  Um¬ 
schlages  vom  6.  bis  zum  18.  Jan.,  die  drei  anderen  Märkte 
auf  die  Zeit  von  Sonntag  nachmittag  4  Uhr  bis  ein¬ 
schließlich  Mittwoch.1) 

Es  lag  im  Interesse  der  zunftmäßig  organisierten  Krämer, 
die  Marktzeit  fest  zu  begrenzen.  Um  zu  verhüten,  daß 
fremde  Händler  sich  auf  Unkenntnis  des  Beginnes  und 
Endes  beriefen,  wurden  die  Märkte  ein-  und  ausgeläutet. 
Wer  dies  Glockenzeichen  nicht  beachtete,  der  lief  Gefahr, 
seiner  Waren  verlustig  zu  gehen  und  zu  einer  Geldstrafe 
verurteilt  zu  werden,  die  an  die  Kompagnie  fiel,  da  sie  von 
der  Übertretung  des  Gesetzes,  das  ihr  Privileg  war,  Schaden 
hatte.2)  Trotzdem  kümmerten  sich  die  Markthändler  nicht 
immer  darum  und  wurden  dann  auch  entsprechend  gestraft.3) 
Seit  1735  mußte  das  Amt  die  Hälfte  der  Strafgelder  an  das 
Neumünstersche  Zuchthaus  abführen, 4)  Auch  sich  seihst 
unterwarfen  die  Mitglieder  des  Amtes  1739  dieser  Beachtung 
des  Marktschlusses,  indem  man  sich  verpflichtete,  auch  selbst 
nichts  nach  dem  Ausläuten  zu  kaufen  und  die  auf  dem 
Markte  gekauften  Waren  24  Stunden  nach  Schluß  im  Hause 
zu  haben.  5 6 7)  Da  in  erster  Linie  das  Krameramt  den  Nutzen 
von  dem  ordnungsmäßigen  Ein-  und  Ausläuten  hatte,  so 
war  es  nicht  mehr  als  billig,  daß  es  auch  dem  Küster  der 
Nikolai-Kirche  für  seine  Mühe  eine  bestimmte  Gebühr 
zahlte.  Nach  unerquicklichen  Streitigkeiten  verordnete  der  Rat 


*)  Kr.  A.  YI,  319. 

2)  Artikel  10;  ebenso  Artikel  8  der  Rendsburger,  Artikel  19  der 
Itzehoer  Kompagnie. 

3)  z.  B.  zahlte  ein  Gewürzhändler  6  ein  andrer  12  1702  (Kr. 
A.  XII),  30  £  (Kr.  A.  V,  95  ff.),  36  l  1755  (Kr.  A.  XIII,  194.),  30  rthl. 
(Protoc.  publ.  civ.  Kil.  1735)  u.  s.  w. 

4)  Kr.  A.  IV. 

5)  Kr.  A.  I,  81.  Auf  Übertretung  des  Gebots  wurde  eine  Strafe 
von  2  Rthl.  gesetzt. 

6)  Protocullum  Civitatis  1656. 

7)  Kr.  A.  XII,  S.  12. 
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1656,  daß  das  Amt  für  jedes  Läuten  dem  Küster  3  ß  ver¬ 
güten  solle,6)  die  aber  schon  1666  zu  1  Rthl.  angewachsenwaren.7) 
Auch  die  Itzehoer  Kramerkompagnie  hatte  diese  Kosten  zu 
tragen.  ')  Aber  selbst  das  Ausläuten  hatte  nicht  immer  den 
gewünschten  Erfolg,  und  fast  ständig  klagte  das  Amt  darüber 
und  bat,  daß  man  doch  gegen  die  fremden  Kaufleute  ein- 
schreiten  möchte,  denn  diese  blieben  3  bis  4  Wochen  nach 
Marktschluß  und  versorgten  ihre  Kunden  heimlich  mit 
Waren.* 2)  Im  Jahre  1727  erlangte  die  Kompagnie  gegen 
die  fremden  Markthändler  infolge  ihrer  ausdauernden  Be¬ 
schwerden  ein  höchst  wichtiges  Zugeständnis,  indem  der 
Kieler  Magistrat  angewiesen  wurde,  auf  Ansuchen  der  Alter¬ 
leute  die  Fässer,  Packen  oder  Kammern,  in  denen  die  fremden 
Kaufleute  ihre  Waren  liegen  hatten,  nach  Schluß  des  Marktes 
sogleich  versiegeln  zu  lassen,  damit  diejenigen,  die  trotzdem 
noch  Waren  verkauften,  auch  wirklich  überführt  werden 
könnten,  was  vorher  nicht  immer  geglückt  war.3)  Auch  die 
Zollverordnung  vom  23.  Nov.  1778  bestimmte  dasselbe,  ver¬ 
schärfte  das  Gebot  noch  insofern,  als  es  den  fremden  Kramern 
die  Versiegelung  der  Waren,  die  sie  am  Orte  stehen  ließen,  zur 
Pflicht  machte.4)  Weil  nun  aber  mancher  Handel  durch  das 
Glockenzeichen  ein  vorschnelles  Ende  erfahren  konnte,  wurde 
1735  vom  Herzog  Karl  Friedrich  bestimmt,  daß  zwar  niemand 
etwas  nach  Marktschlußzeichen  verkaufen  dürfe,  daß  aber 
die  gekauften  Waren  innerhalb  24  Stunden  nach  Ende  des 
Marktes  in  den  Händen  des  Käufers  sein  müßten,  bei  Strafe 
der  Konfiskation.5) 


*)  Corp.  Const.  1 II,  (149. 

2)  Stadtarchiv  Kiel  *2418.  Oft  waren  es  Hamburger,  auch  wohl 
Bremer  und  Lübecker. 

3)  Verordnung  wegen  Verkauf  der  Waren  nach  Ausläutung  der 
Jahrmärkte  von  1727,  von  1735.  Kr.  A.  VI.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

*)  Stadtarchiv  Kiel  454.  Kr.  A.  IX. 

5)  Kr.  A.  VI,  28.  Stadtarchiv  Kiel  2418.  —  Von  der  Strafe  fiel 
Vs  an  das  Commerc  Collegium,  l/->  an  die  Polizei,  l/s  an  die  Kompagnie. 
Vgl.  obeu. 
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d.  Gesetzliche  Regelung  des  Marktverkehrs. 

Es  kann  nicht  Aufgabe  dieser  Arbeit  sein,  eine  er¬ 
schöpfende  Darstellung  des  ganzen  Kieler  Marktwesens  zu 
geben,  nur  soweit  muß  der  Markt  in  die  Betrachtung  hinein¬ 
gezogen  werden,  als  er  für  die  Kramerkompagnie  von  Wich¬ 
tigkeit  ist.  Die  fürsorgende  Tätigkeit  des  Rates  und  des 
Landesherrn  für  den  Handel  und  das  Marktwesen  äußerte 
sich  praktisch  für  die  Zunftgenossen  der  Kompagnie  in  erster 
Linie  in  der  Ordnung  von  Maß  und  Gewicht.  Hier  trat 
für  den  Kramer  und  Gewandschneider  die  Forderung,  daß 
Leistung  und  Gegenleistung,  Verkauf  und  Kauf,  Ware  und 
Preis  sich  die  Wage  halten  sollten,  zu  Tage.  Dadurch,  daß 
alle  Waren  vor  Abschluß  des  Kaufes  auf  der  Stadtwage  ge- 
wogen  werden  mußten,  wurde  verhindert,  daß  der  Verkäufer 
seinen  Kunden  durch  zu  geringes  Gewicht  betrog.1)  Von 
einem  Bedienten  der  Stadt,  einem  vereidigten  Ratswäger, 
wurde  die  Stadtwage  verwaltet.  Für  dies  Wägen  erhob  die 
Stadt  bestimmte  Gebühren.2)  Seit  1G84  verpachtete  man 
Verwaltung  und  Einnahme  der  Stadtwage  an  den  Meist¬ 
bietenden.3) 

Dies  war  natürlich  den  Kieler  Kaufleuten  lästig,  und 
viele  schafften  sich  eigene  Wagen  an.  Der  Kommission»  1- 
schluß  von  1711  erneuerte  zwar  das  Wägeprivileg  der  Stadt4), 
gestattete  jedoch  allen  Bürgern,  kleine  Handwagen  und  so¬ 
genannte  Besemer,  falls  ihr  Traggewicht  28  &  nicht  über¬ 
schritt,  zu  halten ;  alle  anderen  Wagen  sollten  abgeschafft 
werden,  und  jeder,  auch  die  fremden  Kaufleute,  verpflichtet 
sein,  alle  Waren,  die  mehr  als  28  ®  wogen,  auf  der  Stadt¬ 
wage  wiegen  zu  lassen.4)  Das  Wägegeld  wurde  vom  Käufer 
gezahlt.5)  Doch  wirkte  dies  Privileg  des  Alleinwägens  auf 
der  Stadtwage  zu  hinderlich  auf  einen  freieren  Geschäfts- 


*)  Die  erste  Erwähnung'  einer  städtischen  Wage  stammt  aus  dem 
Jahre  1333.  Rentebuch  X  und  XI  No.  539. 

2)  Über  ihre  Höhe  ist  nichts  bekannt.  Mitt.  XXV.  S.  424. 

8)  Mitt.  XXV,  S.  424.  1688  und  1710  z  B.  für  150  L 

4)  Mitt.  XXV/XXVI  S.  721  ff. 

B)  Mitt.  XXV/XXVI.  S.  722  f. 
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verkehr  ein,  sodaß  man  sich  entschloß,  einzelnen  Kaufleuten 
zu  erlauben,  Privatwagen  gegen  eine  jährliche  Gebühr  — 
sie  schwankte  von  1  7a  bis  12  —  zu  halten.  1730  machten 

schon  11  Kaufleute  davon  Gebrauch.1)  Im  19.  Jh.  verlor 
die  städtische  Wage  ihre  Bedeutung.2) 

Sollte  schon  dieses  öffentliche  Wägen  auf  der  Stadt¬ 
wage  den  Käufer  vor  Betrug  schützen,  so  diente  eine  andere 
Maßregel  dem  Interesse  der  Käufer  und  Konsumenten  noch 
weit  nachhaltiger,  die  Gesetzgebung  über  den  Vorkauf  und 
Aufkauf.  Kein  Zwischenhändler  durfte  vor  der  eigentlichen 
Marktzeit  weder  auf  der  Förde,  noch  vor  oder  in  der  Stadt 
Waren  aufkaufen.  Dadurch  wurde  eine  willkürliche  Preis¬ 
steigerung  verhindert.  Für  den  eigentlichen  Gewürzhandel 
und  den  Handel  mit  Ellenwaren  scheint  diese  Vorkaufs¬ 
gesetzgebung  keine  Bedeutung  gehabt  zu  haben,3)  wohl  aber 
für  den  Handel  mit  Landesprodukten,  Eier,  Butter,  Geflügel, 
Speck,  Käse  u.  s.  w.  Sie  galt  ja  auch  vor  allem  für  die 
Wocheumärkte.  Die  landesherrliche  Gesetzgebung  setzte  die 
mittelalterliche  Wirtschaftspolitik  der  Stadt  bis  ins  19.  Jh. 
fort.4)  Da  einige  Mitglieder  der  Kompagnie  auch  mit  so¬ 
genannten  Fettwaren  handelten,  kamen  diese  Gesetze  auch 
für  sie  in  Betracht.  Mehr  noch  galten  sie  für  die  in  Kiel 
mit  den  zünftigen  Krämern  konkurrierenden  Bürgern,  die 
einen  sogenannten  Handel  bei  Kleinigkeiten  trieben,  den 
Hökern.  Viktualien  und  Gartenfrüchte  durfte  der  Höker, 
der  diese  Waren  nachher  wieder  verkaufen  wollte,  erst  nach 
der  Marktzeit  kaufen,  nach  12  Uhr  mittags.5)  Erst  1830 
wurde  diese  den  Hökern  nachteilige  Beschränkung  des  freien 


0  Mitt.  XXV/XXVI.  S.  726.  -- -  Seit  1778  gab  es  auch  noch  eine 
besondere  Zoll-  und  Transitwage,  auf  der  alle  zu  verzollenden  Waren 
gewogen  wurden;  seit  1839  geschah  das  kostenlos. 

2)  Mitt.  XXV,  S.  428  f. 

3)  Die  Kramerakten  reden  nicht  davon. 

4)  Landesherrliche  Polizeiverfügungen  von  1675,  1690,  1705,  1728, 
Verordnungen  von  1740,  L 7 58,  1760  verboten  den  Vorkauf  und  Aufkauf. 
Stadtarchiv  Kiel  716.  —  Erst  1830  (Sy.  Slg.  V,  3 1 4)  fiel  die  Beschrän¬ 
kung  des  freien  Verkehrs  auf  den  Wochenmärkten. 

5)  Verordnung  vom  13.  Okt.  1760.  Stadtarchiv  Kiel  716. 
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Verkehrs  auf  den  Woehenmärkten  gänzlich  aufgehoben, 
ihnen  der  Ankauf  der  auf  den  Markt  gebrachten  Landes- 
produkte  zu  jeder  Zeit  freigegeben.1)  Die  Aufkäuferei  von 
Butter  bei  den  Landleuten,  »zu  einzelnen  Ließpfunden  und 
Kleinigkeiten«  war  ebenfalls  mit  Strafe  bedroht.2)  Merk¬ 
würdigerweise  erlaubte  man  den  Aufkauf  bei  großen  Gütern 
und  Höfen  zu  ganzen  und  halben  Tonnen,  was  wohl  zum 
Teil  auf  die  Bestrebungen  des  Merkantilismus,  zurückzu¬ 
führen  ist,  zum  andern  Teil  darf  man  darin  vielleicht  ein 
Zugeständnis  an  den  Adel  erblicken.  Der  Bauer  sollte  seine 
Produkte  auf  den  städtischen  Markt  bringen,  er  sollte  an 
ihn  gebunden,  von  ihm  abhängig  sein.  1824  wurde  auch 
das  Gesetz  gegen  den  Aufkauf  der  Butter  auf  dem  Lande 
außer  Kraft  gesetzt.3)  Eine  größere  Bewegungsfreiheit  wurde 
auch  hier  durch  die  dänische  Regierung  eingeführt,  einer 
Handelsfreiheit  die  Wege  geebnet. 

e.  Die  fremden  Markt  k  r  ä  m  e  r. 

Die  Kramer,  die  die  Kieler  Märkte  besuchten,  stammten 
zum  größten  Teil  aus  Hamburg  und  Lübeck;  auch  Bremer 
und  Leipziger  fanden  sich  ein,  außerdem  Händler  aus  den 
Städten  der  Provinz,  z.  B.  aus  Itzehoe,  Flensburg,  Apen¬ 
rade.4)  Eine  besondere  Stellung  nahmen  die  Juden  ein. 
Ihnen  galt  der  Haß  der  Kompagnie  ganz  besonders,  aber 
auch  auswärtige  Krämer  haßten  die  Juden  und  ließen  sich 
sogar  zu  Ausschreitungen  hinreißen.5)  In  großer  Zahl  be¬ 
suchten  die  Juden  die  Kieler  Märkte,  1819  werden  in  einer 
Schrift  nicht  weniger  als  43  angeführt.6)  Schon  im  17.  Jh. 
kamen  Juden  nach  Kiel;  da  sie  als  eine  von  der  Gescll- 


9  Kanzleipatent  vom  13.  Juni  1830.  Sy.  Slg.  B(l.  V,  S.  314. 

2)  Kr.  A.  X,  S.  8.  1745. 

3)  Vgl.  Bannmeile  und  Hausierwesen. 

*)  Kr.  A.  IV,  Kr.  A.  V,  Kr.  A.  VI.  Stadtarchiv  Kiel  2418.  Kgl. 
Staatsarchiv  Schleswig  A.  XX,  2867.  Kr.  A.  XII,  XIII. 

’°)  So  bewarfen  im  Jahre  1650  Hamburger  Kaufleute  den  Juden 
Levin  aus  Altona  mit  Kot  und  schlugen  ihn.  Königliches  Staatsarchiv 
Schleswig  A.  XX,  2867. 

6)  Stadtarchiv  Kiel  454. 
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scliaft  (3er  Bürger  geächtete  Klasse  galten,  wurden  sie  noch 
härteren  Bestimmungen  unterworfen  als  die  anderen  fremden 
Krämer.  Für  die  Teilnahme  am  Markte  hatten  sie  eine 
tägliche  Steuer,  die  im  Umschlag  2  y,  auf  den  anderen 
Märkten  1  ^  betrug,  zu  entrichten.1)  Eine  Zeitlang  waren 
die  Hamburger  und  Altonaer  Juden  von  dieser  Abgabe  frei.2) 
Eitrig  trat  die  Kompagnie  für  das  Aufenthaltsgeld  der  Juden 
ein.3)  Man  warf  ihnen  vor,  daß  sie  die  Waren  fälschten  und 
betrügerisch  aufschmückten,  daß  sie  ihre  Waren  »durch 
unverschämte  Lobung  und  glatte  Worte«  den  Leuten  anzu¬ 
schwätzen  wüßten  und  ihnen  »ein  Blendwerk«  vormachten, 
daß  sie  ihre  Waren  von  »Banquerottierern,  Dieben  und 
Diebeshehlern  für  ein  Spottgeld«  an  sich  brächten  und  sie 
infolgedessen  so  wohlfeil  verkaufen  könnten,  daß  es  einem 
»redlichen  Kaufmann«  unmöglich  sei,  dabei  zu  bestehen, 
außerdem  trieben  die  Juden  einen  starken  Wucher  und 
hätten  bei  dem  betrügerischen  Handel  dann  auch  ihren 
Vorteil.3)  Sofort  nach  Schluß  des  Marktes  mußten  die  Juden 
die  Stadt  verlassen,  erst  1766  wurde  ihnen  durch  ein  herzog¬ 
liches  Dekret  erlaubt,  noch  2  Tage  über  den  Marktschluß 
zur  Beendigung  ihrer  Geschäfte  in  der  Stadt  zu  bleiben,  sie 
mußten  aber  für  jede  24  Stunden  16  3  an  die  Polizeikasse 
zahlen  »als  Rekoguition«.4)  Vergeblich  bemühten  sich  1774 
einige  Altonaer  Juden,  diese  Abgabe  zu  beseitigen-,  trotzdem 
der  großfürstliche  Anteil  1773  an  den  König  von  Dänemark 
gekommen  war,  erreichten  die  Juden  in  Kiel  zunächst  die 
größere  Freiheit  der  dänischen  Juden  nicht.  Erst  die  Wellen 
der  französischen  Revolution  beseitigten  diese  Schranke.5) 


J)  Verordnung  v.  1695  und  1728.  Mitt.  XXV/ XXVI  S.  687  und 

S.  793. 

2)  Moritz  Stern,  a.  a.  0.  Erlaß  des  Herzogs  Friedrich  IV.  1695. 
8)  Kr.  A.  VI.  Kr.  A.  IV,  15  f.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

4)  Das  Dekret  ist  abgedruckt  bei  Stern  S.  17  f. 

5;  Chr.  Slg.  1800  No.  30,  1803  No.  43.  —  In  Altona  genossen  die 
Juden  größere  Freiheiten  (Chr.  Slg.  1771  No.  11,  1774  No.  25.  —  Feilehen- 
feldt,  Anfang  und  Blütezeit  der  Portugiesengemeinde  in  Hamburg  in  der 
Z.  f.  Hbg.  G.  X,  S.  1 99 — 240).  —  Cliron.  Slg.  1803.  No.  43:  Aufhebung 
des  §43  der  großfürstl.  Polizeiordnung  von  1768.  In  Zukunft  ist  der 
Aufenthalt  »frei  von  Abgaben.« 
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3.  Das  Bannnieilenrecht. 

Unter  der  Bannmeile  oder  dem  Meilenrecht  versteht 
man  den  Ausschluß  von  Gewerbebetrieben  in  einem  be¬ 
stimmten  Umkreis  um  die  Stadt  zu  Gunsten  der  städtischen 
Gewerbe1).  Durch  diese  Einrichtung  wurde  eine  Herrschaft 
der  Stadt  über  das  umliegende  Land  hergestellt.  Verliehen 
wurde,  dies  Recht  vom  Landesherrn,  dem  ein  Gedanke,  daß 
man  im  Interesse  der  Landwirtschaft  der  Macht  des  Handels 
und  des  Handwerks  entgegentreten  müsse,  völlig  fremd  war2). 
Die  Ideen  des  Merkantilismus  halfen  dazu,  diese  Herrschaft 
der  Städte  noch  auszudehnen 3),  vom  System  der  Beherr¬ 
schung  des  Landes  durch  die  städtischen  Interessen  brachte 
der  Merkantilismus  keine  Abweichung4). 

Auch  die  Stadt  Kiel  besaß  dies  Recht  der  Bannmeile, 
die  Bestätigung  der  städtischen  Privilegien  durch  Christian  I. 
1461  bezog  sich  auch  auf  das  Meilenrecht 5).  Ebenso  erklärte 
Herzog  Friedrich  1695,  »daß  auf  eine  Meil  Weges  zum 
Praejudiz  der  Stadt  kein  Handel  oder  Handwerk  gelitten 
werden  soll.«  6)  Stand  also  der  Kieler  Kaufmann  schon 
einfach  in  seiner  Eigenschaft  als  Bürger  der  Stadt  Kiel  im 
Genuß  dieses  Privilegs,  so  war  dieses  dem  Mitgliede  der 
Kramerkompagnie  nochmals  ausdrücklich  durch  die  herzog¬ 
liche  Bestätigung  des  Artikelbriefes  vom  7.  Juli  1635  ver¬ 
bürgt  und  auf  den  Umkreis  von  2  Meilen  erweitert.  In 
diesem  Bezirke  durfte  kein  Gewandhändler  oder  Kramer 
geduldet  werden,  noch  durfte  ein  solcher  außerhalb  Marktzeit 
die  Waren,  welche  die  Mitglieder  der  Kompagnie  führten, 
verkaufen.7)  Allgemein  galt  in  dieser  Zeit  der  Satz,  »daß 


9  Vgl.  Below,  Art.  Bannmeile  im  W.  <1.  V.  3.  Aufl.  B(l.  I.  S.  344. 

2)  Below,  Der  Untergang  der  mittelalterl.  Stadtwirtscliaft.  Conrads 
Jahrb.  3.  Folge  Bd.  21  S.  462. 

3)  z.  B.  Ausfuhrverbote  von  Eichenrinde  im  Interesse  der  Gerber, 
von  Lumpen  im  Interesse  der  Papierfabrikation  u.  a.  m. 

4j  Below,  Conrads  Jahrb.  Bd.  21.  S.  467. 

5)  Mitt.  XXIV,  S.  16. 

6)  Mitt.  XXV,  S.  6S6. 

7)  Vgl.  die  Rolle  im  Anhang. 

6* 
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die  Kaufmannschaft  für  die  Städte  gehöret«,  daß  die  Krämerei  für 
den  Landmann  schädlich  sei,  »weil  er  dadurch  von  der  Arbeit¬ 
samkeit  und  Betreibung  seines  Ackerbaues  abgelenket  und 
er  dadurch  zu  einer  gewissen  Art  von  Weichlichkeit  verleitet« 
werde.  Daß  die  Kompagniegenossen  sich  durch  solche  Gründe 
selbst  nicht  gerade  ein  gutes  Zeugnis  ausstellten,  scheint 
ihnen  nicht  zum  Bewußtsein  gekommen  zu  sein.1)  Später, 
1711,  wurde  dieser  vergrößerte  Meilenkreis  allgemein  auf 
alle  Städte  ausgedehnt,  im  Bereiche  von  3  Meilen  auf  der 
Geest  und  von  2  Meilen  in  der  Marsch  von  einer  Stadt  sollte 
kein  Handel  und  Wandel  getrieben  werden.2)  Amtmann  und 
Rat  hatten  dafür  zu  sorgen,  daß  das  Meilenrecht  aufrecht 
erhalten  wurde;  auf  die  Anzeige  der  Alterleute  ging  der 
Magistrat  gegen  diejenigen  vor,  welche  das  Vorrecht  der 
Kompagnie  durchbrachen3).  Das  war  oft  genug  der  Fall. 
Zahlreiche  und  umfangreiche  Klagen  der  Kompagnie,  sowie 
Urteile  des  Kieler  Rates  beweisen,  daß  dies  wichtige  Monopol, 
das  den  zünftigen  Kieler  Gewandhändlern  und  Krämern 
einen  guten  Absatz  auf  dem  Lande  sichern  sollte,  in  Wirk¬ 
lichkeit  stark  durchlöchert  wurde.4)  Fremde  Kramer  und 
Hausierer  trieben  an  Son.n-  und  Feiertagen  ihre  Geschäfte 
in  den  Dörfern  bei  Kirchen,  Kirchhöfen,  Gasthöfen  und  an 
anderen  Orten5).  Aber  nicht  nur  fremde  Händler,  die  von 
auswärts  kamen,  taten  der  Kompagnie  Abbruch.  Die  Be¬ 
wohner  der  Dörfer,  namentlich  die  Gastwirte,  legten  einen 
Kramhandel  an  und  versorgten  die  Landbevölkerung  mit 


!)  Mehrfach  stützte  sich  die  Kompagnie  auf  diesen  »allgemein  be¬ 
kannten  Satz«,  Kr.  A.  IV,  S.  19  f.,  158  ff.  Stadtarchiv  Kiel  2418.  Kr. 
A.  VI,  3(3  f. 

2)  Verordnung  vom  8.  Apr.  1711.  (Sadtarchiv  Kiel  5976),  bestätigt 
14.  Sept.  1736  (Stadtarchiv  Kiel  5976),  wiederum  1773  (Chr.  Slg.  No.  25 
und  Kr.  A.  VI,  S.  52.) 

3)  Vgl.  die  Zunftgerichtsbarkeit. 

4)  Kr.  A.  IV,  Kr.  A.  VI,  Stadtarchiv  Kiel  2418,  Stadtarchiv  Kiel 
5976.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXII.  290. 

b)  Kr.  A.  IV,  17  f.  Kr.  A.  VI.  Stadtarchiv  Kiel  2418.  —  Flens¬ 
burger  versorgten  die  Probstei  im  18.  Jalirh.  von  Laboe  aus  mit  Waren. 
Königl.  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXII,  290. 
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dem  Nötigen  1).  Dadurch  wurde  der  Landmann  vom  Besuch 
der  Stadt  abgehalten,  und  wenn  er  kam,  so  brachte  er  nur 
seine  Landesprodukte  auf  den  Kieler  Wochenmarkt,  nahm 
»sein  bares  Geld  wieder  mit«,  anstatt  seinen  Warenbedarf 
in  der  Stadt  zu  decken.  Daher  stellte  sich  auch  der  Kieler 
Magistrat  auf  die  Seite  der  Kompagnie.2)  Zur  Erhärtung 
ihrer  Behauptungen  stellten  die  Älterleute  förmliche  Listen 
von  denjenigen  Dörfern  auf,  in  denen  gegen  ihr  Privileg 
verstoßen  wurde,  gaben  auch  die  Namen  der  Landkrämer 
an,  die  ihnen  Schaden  zufügten  3).  Laboe,  Schönberg,  Prob- 
steierhagen,  Schönkirchen,  Schrevenborn,  Neumühlen,  Brügge, 
Flintbeck,  Bordesholm,  Groß-Barkau,  Westensee,  Flemhude, 
Dänischenhagen,  Gettorf  werden  erwähnt  als  Orte,  in  denen 
zum  Teil  mehr  als  einer  »einen  ganz  kompleten  Handel  und 
Kram«  habe.  Besonders  hervorgehoben  wurde  mehrfach 
die  Konkurrenz  der  Händler  vom  klösterlichen  Preetz,  die 
den  Kieler  Kramern  anscheinend  einen  nicht  unbedeutenden 
Handel  entzogen,  daneben  auch  die  Höker  der  adeligen 
Güter.  Denn  da  diese  Kramer  als  klösterliche  und  adelige 
Untertanen  keine  Licenten  an  den  Landesherrn  für  ihre 
Waren  zahlten,  die  Landkrämer  außerdem  auf  Märkten  ein¬ 
kauften  und  dann  nur  einen  geringen  Zoll  erlegten,  so  waren 
sie  imstande,  billiger  zu  verkaufen  als  die  Kieler.4)  Der 
Kieler  Rat  wurde  daher  im  Interesse  seiner  Bürger  beim 
Herzog  vorstellig  und  bat,  den  Handel  der  klösterlichen 
Dörfer  mit  Holz,  Teer,  Wein,  Branntwein,  sowie  das  Halten 
öffentlicher  Kramläden  abzustellen.5)  Auch  im  Flecken 
Brunswik  gab  es  zum  großen  Ärger  des  Kieler  Krameramtes 
Höker,  die  sich  nicht  scheuten  mit  Gewürzwaren  zu  handeln. 
Ob  die  Klagen  der  Kompagnie  1801  ihr  Ziel  erreichten, 


x)  Kr.  A.  IV,  S.  158  ff.,  S.  184  f.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

*)  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

3)  So  1768,  1773,  1776,  1778.  Kr.  A.  IV,  S.  36— 43.  Kr.  A.  IV, 
158  ff.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

4)  Über  dasselbe  klagte  auch  die  Itzehoer  Kramerkompagnie.  König¬ 
liches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XVII,  1427.  A.  III,  1776. 

5)  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXII,  290,  Stadtarchiv 
Kiel  2418. 


muß  dahingestellt  bleiben,  wenngleich  die  deutsche  Kanzlei 
deu  Bescheid  erteilte,  daß  dem  Flecken  Brunswik  weder  das 
Vorrecht  des  Gewürzhandels  noch  der  Hökerei  zustehe.1) 
Von  einer  Bestrafung  der  Brunswiker  Händler  findet  sich 
in  den  Akten  nichts.2) 

Diese  Verstöße  gegen  das  Meilenrecht  hätte  sich  die 
Kompagnie  wohl  noch  gefallen  lassen,  wenn  alle  diese  Land¬ 
kramer  die  Waren  wenigstens  von  ihnen  aus  Kiel  bezogen 
hätten;  statt  dessen  nahmen  sie  ihren  Warenbedarf,  soweit 
sie  diesen  nicht  auf  den  Kieler  Märkten  deckten,  von  fremden 
Kaufleuten  und  von  fremden  Orten,  vor  allem  aus  Hamburg, 
Lübeck  und  Bremen,3)  obgleich  das  selbst  im  19.  Jh.  noch 
den  konzessionierten  Landkramern  verboten  war.4)  Dieser 
Bezug  von  auswärtigen  Städten  wurde  durch  den  Proben¬ 
handel  vermittelt.  Aus  merkantilistischen  Ideen  heraus5) 
wurde  dieser  Probenhandel  außer  Marktzeit  von  der  Re¬ 
gierung  verboten  und  mit  einer  Strafe  von  50  Rthl.  bedroht. 
Niemand  durfte  in  den  Herzogtümern  mit  Proben  reisen, 
um  nach  ihnen  Waren  zu  verkaufen.  Nach  einer  Verord¬ 
nung  von  1789  mußten  fremde  Kaufleute,  wenn  sie  einen 
Markt  besuchen  wollten,  ihre  Probenbücher  beim  Zoll  an 
der  Grenze  abgeben  und  versiegeln  lassen;  der  Zollbeamte 
des  Ortes,  den  der  Kaufmann  als  Ziel  seiner  Reise  angegeben 
hatte,  sollte  dann  das  Buch  entsiegeln,  nachdem  er  das 
Siegel  geprüft  hatte ;  ein  Rückattest  an  die  Grenze  oder  an 
einen  anderen  Marktort  sollte  die  ordnungsgemäße  Befolgung 
des  Gesetzes  beweisen.6)  Anscheinend  ist  aber  mehrfach 
dagegen  verstoßen  worden7)  und  1834  berichtete  der  Magistrat, 
daß  diese  Verordnung  »fast  außer  Anwendung  gekommen 


*)  Königl.  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XVIII,  4076. 

2)  Kr.  A.  VI  und  Stadtarchiv  Kiel  5976  kämen  in  Betracht. 

3)  Kr.  A.  VI,  323  f.  Kr.  A.  IV,  184f.,  ebenso  für  Itzehoe  König!. 
Staatsarchiv  Schleswig  A.  III,  1776  und  A.  XVIII,  14  27. 

4)  Vgl.  unten. 

5)  »Damit  das  Bargeld  nicht  aus  dem  Lande  gehe«. 

6)  Chron.  Slg.  1789.  No.  27. 

7)  Stadtarchiv  Kiel  4075.  Kr.  A.  VI. 
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sei«.1 2)  Die  Zahl  der  jährlich  durch  Kieler  Gebiet  reisenden 
Probenhändler  wurde  von  der  Stadtbehörde  auf  etwa  500 
angegeben.1).  Ein  auch  von  der  Kramerkompagnie  unter¬ 
stützter  Vorschlag  nach  dem  Beispiele  Preußens  und  Han¬ 
novers  für  den  Probenhandel  Gewerbescheine,  die  gegen 
eine  Gebühr  zu  lösen  waren,  einzuführen,  im  Jahre  1834, *) 
wurde  bei  der  Neuordnung  des  Probenhandels  1837  berück¬ 
sichtigt  und  verwirklicht.  Seitdem  war  der  Probenhandel 
für  alle  die  Waren  erlaubt,  mit  denen  man  auch  einen 
Hausierhandel  treiben  durfte,3)  dadurch  war  der  Ellenwaren¬ 
handel  der  Kompagniemitglieder  besonders  getroffen,  da 
der  Probenhandel  mit  Leinwand,  Wolle  und  Baumwolle, 
Strümpfen,  Jacken,  Matten,  Geflechten,  Garnen,  Zwirn,  in- 
länd.  Spitzen  hiermit  frei  war;4)  der  Gewürzhandel  der  Mit¬ 
glieder  blieb  unbeeinflußt.5)  Sonst  verbot  allerdings  auch 
die  neue  Ordnung  jeden  Probenhandel  auf  dem  Lande,  »so¬ 
wohl  in-  als  außerhalb  der  Jahrmärkte.«  Wie  in  der  alten 
Verfügung  von  1789  wurde  auch  jetzt  die  Versiegelung  der 
Warenproben  und  Musterkarten  von  einem  Ort  zum  andern 
zur  Pflicht  gemacht.  Der  Erlaubnisschein  war  gegen  Zah¬ 
lung  von  80  Rbtl.  zu  lösen,  er  war  für  ein  Jahr  gültig  und 
war  nach  Ablauf  des  Jahres  gegen  Erlegung  einer  gleichen 
Summe  zu  erneuern.  Wenngleich  nun  die  Kramerkompagnie 
über  den  Probenhandel  der  fremden  Reisenden  klagte  und 
selbst  Besserungsvorschläge  zur  Abstellung  dieser  schädlichen 
Konkurrenz  machte,6)  so  verschmähten  es  doch  einige  Mit¬ 
glieder  nicht,  ihre  Ladendiener  mit  Proben  über  Land  zu 
senden,  ohne  einen  Gewerbeschein  gelöst  zu  haben.  4  Mit¬ 
glieder  wurden  deswegen  in  der  Zeit  von  1841 — 63  zur 


x)  Stadtarchiv  Kiel  4075. 

2)  Stadtarchiv  Kiel  4075.  Kr.  A.  VI,  356  ff. 

3)  Chron.  Slg.  1837,  No.  168. 

4)  Entsprechend  der  Hausierordnung  von  1837.  Chron.  Slg.  1837, 
No.  167. 

5)  Formular  eines  solchen  Erlaubnisscheines:  Chron.  Slg.  1837, 
No.  175. 

G)  Stadtarchiv  Kiel  4075.  Kr.  A,  VI, 
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Konfiskation  der  Proben  und  32  Rbtl.  Strafe  verurteilt.1) 
Auch  gegen  das  völlige  Verbot  des  Probenbandeis,  wie  es 
die  frühere  Verfügung  von  1789  aussprach,  batten  schon 
Mitglieder  verstoßen  ;  sie  hatten  nämlich  auf  der  Insel  Feh¬ 
marn  Tuche  absetzen  wollen,  und  zu  dem  Zweck  ihre 
Ladendiener  mit  Proben  dorthin  geschickt.  Das  veranlaßte 
die  Kaufleute  von  Burg  a.  F.  und  Heiligenhafen  zu  einer 
Beschwerde  an  den  Kieler  Magistrat.  Interessant  ist  die 
Erwiderung  und  Verteidigung  der  beiden  Angeklagten.  Zwar 
erkannten  sie  die  Notwendigkeit  eines  solchen  Verbotes  im 
Interesse  der  Kaufleute  in  den  Städten  an,  andererseits 
stellten  sie  sich  auf  den  Standpunkt  der  Konsumenten, 
warfen  den  Kaufleuten  in  Burg  und  Heiligenhafen  dasselbe 
vor,  was  den  Mitgliedern  der  Kieler  Kramerkompagnie  so 
oft  von  fremden  Händlern  und  Bürgern  vorgeworfen  wurde, 
daß  sie  sich  nämlich  nur  durch  Monopole  zu  bereichern 
trachteten ;  wolle  man  ihnen  gar  den  Probenhandel  wehren, 
so  sei  das  sehr  engherzig  und  Mangel  an  Patriotismus,  da 
sonst  die  Lübecker  alle  Geschäfte  in  der  Gegend  machen 
würden,  sie  stellten  sich  auf  den  Standpunkt  der  freien 
Konkurrenz  unter  inländischen  Kaufleuten.2 3) 

Schädigte  dieser  Probenhandel  besonders  die  sogenannten 
Manufakturhändler,  auch  wohl  die  Galanteriewarenhändler,8) 
so  wurde  das  Bannmeilenrecht  der  Krämer  im  19.  Jh.  durch 
die  »B  u  1 1  er  k  e  r  1  s«  durchbrochen,  die  den  Landleuten  die 
Butter,  auch  wohl  Eier  und  dergleichen  abkauften  und  ihnen 
dafür  Kramwaren  wiederverkauften,  so  daß  dieser  Handel 
ein  förmlicher  Tauschhandel  war.4 * *) 

Praktisch  völlig  hinfällig  wurde  das  Meilenrecht  und 
die  damit  geforderte  Herrschaft  der  Stadt  über  das  Land 


*)  Stadtarchiv  Kiel  4075. 

2)  Stadtarchiv  Kiel  4075.  Ein  Bescheid  fehlt  leider.  Der  Kieler 
Magistrat  stellte  sich  auf  die  Seite  seiner  Bürger. 

3)  Stadtarchiv  Kiel  4075. 

4)  Kr.  A.  VI,  321  ff.  —  Vgl.  oben  die  Aufkäuferei.  —  Auch  die 

Rendsburger  Kramerkomp.  beschwerte  sich  noch  1842  über  das  gleiche. 

Kr.  A.  VI,  286.  —  Vgl.  auch  Hausierwesen. 
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durch  die  konzessionierten  Landhöker.  Ob  es 
schon  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jhs.  solche  im  Meilen¬ 
kreis  der  Kieler  Kramerkompagnie  gab,  muß  dahingestellt 
bleiben.  Vielleicht  sind  sie  erst  infolge  der  Ausdehnung 
der  für  den  königlichen  Anteil  geltenden  Hökerordnung  vom 
Jahre  1755  auf  den  ehemals  großfürstlichen  i.  J.  1775  auf¬ 
getreten.  Seitdem  war  den  konzessionierten  Landhökern 
der  Handel  bei  Kleinigkeiten  mit  Salz,  Essig,  Butter,  Käse, 
Speck,  Brot,  Teer,  Tran,  Licht,  01,  Svrup,  Seife,  geringem 
Tabak,  Pfeifen,  Leitern,  mit  dem  was  zur  Ausbesserung  der 
Wagen,  Pflüge  und  Eggen  nötig,  mit  Schaufeln,  Spaten, 
Schuhen,  Nägeln,  Stricken  freigegeben.  Der  Handel  bei 
größeren  Mengen  war  ihnen  auch  hiermit  verboten,  da  es 
aber  zwischen  dem  »Handel  bei  Kleinigkeiten«  und  dem 
»bei  größeren  Quantitäten  «eine  Grenzbestimmung  nicht  gab, 
so  nutzte  jenes  Verbot  nicht  viel.  Zwar  sollten  die  kon¬ 
zessionierten  Landhöker  ihre  Waren  »nirgends  anders  als 
aus  einer  Stadt  oder  Flecken«  in  den  königlichen  Landen 
beziehen,1)  tatsächlich  aber  kümmerten  sie  sich  nicht  stets 
um  diese  Bestimmung,  sondern  versorgten  sich  von  Ham¬ 
burgern,  Lübeckern  und  anderen,  wenn  ihnen  dies  günstiger 
schien.2)  Zu  vermuten  ist,  daß  die  Landhöker  sich  auch 
nicht  immer  mit  dem  Verkauf  der  angeführten  Waren  be¬ 
gnügten.  1826  wurde  der  Warenkreis  der  Landhöker  dann 
zum  weiteren  Nachteil  der  zünftigen  Krämer  und  ihres 
Meilenrechtes  noch  stärker  erweitert;  jetzt  wurde  ihnen  auch 
derjenige  Handel  erlaubt,  der  früher  das  besondere  Vorrecht 
der  Kompagniemitglieder  war,  nämlich  der  Handel  mit  Ge¬ 
würzen,  Rosinen,  Korinthen,  Pfeffer,  Kümmel  u.  s.  w.  mit 
Reis,  Zichorien,  Kaffee  einerseits,  andererseits  auch  der  Klein¬ 
handel  mit  Leinwand,  seideneu  und  halbseidenen  Tüchern, 
Garn,  Zwirn,  Wollen  waren  u.  dgl.3)  Wieviele  solcher  kon¬ 
zessionierter  Landhöker  im  Bannmeilenkreis  der  Kieler 


1)  Chron.  Slg.  1786,  No.  82.  Chron.  Slg.  1775,  No.  72.  Chron. 
Slg.  1821,  No.  55: 

2)  Klagen  der  Kompagnie  darüber:  Kr.  A.  IV,  VI. 

8)  Chron.  Slg.  1826,  No.  112. 
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Kramerkompagnie  gesessen  haben,  läßt  sich  leider  nicht 
feststellen.  Eigentlich  hätte  es  im  Interesse  des  Amtes  ge¬ 
legen,  über  solche  Konzessionen  eine  genaue  Liste  zu  führen. 
Da  aber  zur  selben  Zeit,  im  Anfang  des  19.  Jhs.,  der  Wider¬ 
stand  der  Kieler  Kram^rzunft  überhaupt  gegen  alle  Krän¬ 
kungen  ihrer  Privilegien  nachließ,  so  darf  man  wohl  gerade 
aus  dem  Fehlen  eines  solchen  Verzeichnisses  schließen,  daß 
die  Kompagnie  sich  auch  davon  keine  Aufrechterhaltung 
ihrer  Rechte  versprach. 


4.  Die  Freikramer-  u.  a.  Konzessionen. 

Dem  Landesherrn  stand  allgemein  das  Recht  zu,  durch 
Eiteilung  einer  Konzession  Freimeister  zu  ernennen,  die 
aber  nicht  immer  Gesellen  und  Lehrlinge  halten  durften.  l) 
Besonders  wichtig  war  dies  bei  solchen  Ämtern,  die  aus¬ 
drücklich  als  geschlossene  anerkannt  worden  waren;  da  er¬ 
forderte  es  bisweilen  das  Wohl  der  Gesamtheit. 2)  Dieses' 
Recht  behielt  sich  der  Herzog  auch  bei  der  Kieler  Kramer¬ 
kompagnie  ausdrücklich  vor.3)  Es  ist  klar,  daß  der  Landesherr 
in  dieser  Einrichtung  das  Mittel  in  der  Hand  hatte,  durch 
Schaffung  einer  rechtlich  anerkannten  Konkurrenz  eine  will¬ 
kürliche  Preissteigerung  der  im  Amte  Vereinten  zu  ver¬ 
hindern.  Für  Kieler  Verhältnisse  gilt  das  jedenfalls  für  die 
Freikramer  nicht;  ihre  Bedeutung  darf  man  nicht  über¬ 
schätzen.  Es  gab  nämlich  im  17.  und  18.  Jh.,  wenn  man 
von  den  Juden  absieht,  nur  eine  Freikramerstelle  in  Kiel; 
im  Jahre  1660  weigerte  sich  der  Herzog,  einen  zweiten 


’)  Rohrscheidt,  Vom  Zunftzwang  S.  78;  derselbe  in  Conrads  Jahr¬ 
buch  III.  Folge,  Bd.  VI,  S.  230.  —  Gierke,  Gen.  R.  I,  S.  924  f. 

2)  R.  Schl.  v.  1731.  Art.  13.  Ortloff,  C.  J.  0.,  vgl.  auch  Rohrscheidt, 
a.  a.  0.  Gierke. 

8)  Erlaß  Karl  Friedrichs  vom  10.  Nov.  1735.  Wie  es  bei  anderen 
Zünften  dem  Herzog  freistehe,  Freimeister  zu  ernennen,  »also  auch  hie 
unbenommen  bleibe  zu  Haltung  der  Boutiquen  Freikramer  zu  ernennen.« 
Kr.  A.  IV,  S.  45. 
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Freikramer  einzusetzen1).  Dazu  kommt,  daß  die  Gesamtzahl 
der  zur  Zeit  des  Bestehens  der  Kramerkompagnie  erteilten 
Freikramerkonzessionen  nur  8  beträgt.2)  Der  Gedanke,  durch 
Erteilung  von  Freikramerkonzessionen  den  zünftigen  Krämern 
eine  Konkurrenz  zu  schaffen,  muß  also  wohl  dem  Herzog 
ferngelegen  haben  ;  vielmehr  wollte  er  denen,  die  aus  irgend 
einem  Grunde  nicht  in  das  Amt  aufgenommen  werden 
konnten,  eine  passende  Erwerbsmöglichkeit  sichern3).  Be¬ 
denkt  man,  daß  die  Kieler  Kramerkompagnie  keine  ge¬ 
schlossene  Zunft  war  und  daß  einem  Fehlen  der  zunftmäßigen 
Bedingungen  für  die  Aufnahme  seit  1779  auf  dem  Wege 
der  Befreiung  von  ihnen  abgeholfen  zu  werden  pflegte,  so 
erklärt  sich  die  geringe  Zahl  der  erteilten  Freikramerkon¬ 
zessionen. 

Die  erste  Freikramerkonzession,  deren  Geburtstag  über¬ 
liefert  ist,  stammt  aus  dem  Jahre  16604).  Doch  hat  es  schon 
vorher  wenigstens  einen  Freikramer  gegeben,  nämlich  den 
Vater  des  16(10  ernannten.4)  Diese  Freikramerstelle  erscheint 
als  ein  Privileg,  um  das  sich  der  Sohn  wieder  bewarb;5) 
eine  Begründung  der  Ernennung  fehlt  leider  in  den  Akten. 


9  Stadtarchiv  Kiel  1752,  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A. 
XX,  No.  2867 :  »zumahlen  da  Iliro  Fürstliche  Durchlaucht  zwei  freye 
Gramer  einzusetzen  nicht  geneigt  seien.«  —  Ebenso  scheint  es  in  Glück¬ 
stadt  auch  im  18.  Jh.  nur  einen  Freikramer  gegeben  zu  haben.  König¬ 
liches  Staatsarchiv  Schleswig  B.  XVI,  2,  No.  136  und  A.  XVII,  1468. 

2)  Kr.  A.  V  und  VII  und  Stadtarchiv  Kiel  1752.  —  Der  Frei¬ 
kramer  Matthias  Philipsen  (Konzession  von  1701)  wurde  später  ins  Amt 
aufgenommen,  Kr.  A.  I,  S.  35. 

8)  Ähnlich  Rohrscheidt,  Conrads  Jahrb.,  3.  Folge,  Bd.  VI,  S.  230. 
—  1862  erhielt  der  letzte  Freikramer  seine  Konzession,  weil  er  wegen  einer 
verbüßten  Zuchthausstrafe  nicht  aufgenommen  werden  konnte.  Stadtarchiv 
Kiel  818.  —  In  Glückstadt  erhielt  1727  einer  eine  Freikramerkonzession, 
weil  er  wegen  fehlenden  Lehrbriefes  nicht  aufgenommen  werden  sollte. 
Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XVIT,  1468. 

4)  Stadtarchiv  Kiel  1752.  Kr.  A.  VII.  Königliches  Staatsarchiv 
Schleswig  A.  XX,' No.  2867. 

5)  Joh.  Hüxter  beschwert  sich  als  Sohn  des  früheren  Freikramers, 
daß  ihm  J.  Meyer  »das  Privileg  des  Freikramers«  genommen  habe  »unter 
dem  nichtigen  und  un wahrhaften  Vorwand,  als  hätt  ich  mich  von  Kiel 
gänzlich  weg-  und  anderswohin  begeben.«  Stadtarchiv  Kiel  1752. 
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Ein  Freikramer  hatte  gleich  den  Mitgliedern  der  Kom¬ 
pagnie  das  Recht,  einen  offenen  Laden  zu  halten  und  seinen 
Handel  öffentlich  durch  Schaustellung  der  Waren  und  Aus¬ 
hängen  eines  Schildes  kenntlich  zu  machen,  ohne  daß  ihn 
die  zünftigen  Krämer  dabei  stören  durften,  was  diese  jedoch 
aus  Konkurrenzneid  nicht  ohne  weiteres  unterließen,  sodaß 
der  Herzog  erst  einschreiten  mußte.1)  Jedoch  fehlte  den 
Freikramern  das  Recht,  Lehrlinge  zunftmäßig  ein-  und  aus¬ 
schreiben  zu  lassen2),  ein  Mangel,  der  bis  zur  zweiten  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  nicht  unbedeutend  war,  da  es  jedem 
Lehrling,  der  einmal  Mitglied  eines  Krameramts  zu  werden 
beabsichtigte,  darum  zu  tun  sein  mußte,  den  Anforderungen 
der  Zunft  genügen  zu  können.  Halten  durfte  der  Frei¬ 
kramer  in  Kiel  Lehrlinge  sowie  auch  Gehülfen  ;2)  auch  in 
Glückstadt  war  es  dem  Freikramer  gestattet,  einen  Gesellen 
und  einen  Jungen  zu  halten.3)  Anders  in  Rendsburg;  hier 
durften  die  Freikramer  keine  Gesellen  und  Lehrjungen  in 
ihrem  Geschäfte  haben,  »wohl  aber  andere  Gehülfen.«4). 

Wenn  auch  die  Konkurrenz  dieser  außerhalb  des  genossen¬ 
schaftlichen  Verbandes  stehenden  Kramer  für  die  zünftig  orga¬ 
nisierten  nicht  sehr  bedeutend  war,  so  wurden  die  erteilten  Frei¬ 
kramerkonzessionen  doch  deshalb  wichtig  für  die  Kompagnie, 
weil  der  Landesherr,  der  dänische  König,  dieses  System  der  Kon- 
zessionierung  äusdehnte  auf  einen  Zweig  des  Kleinhandels  im 
offenen  Ladengeschäft,  für  den  man  die  Berechtigung  früher 
durch  die  Mitgliedschaft  zur  Kramerzunft  besessen  hatte,  auf 
den  Handel  mit  Ellenwaren.  War  dieser  bis  dahin  aus  den 
Privilegien  der  Kompagnie  entsprungen,  so  erschien  er  jetzt 
an  die  Erteilung  einer  staatlichen  Konzession  geknüpft,  die 
selbst  für  die  neuen  Mitglieder  der  Kramerkompagnie  er- 


x)  .  .  .  »und  Wir  dann  gänzlich  entschlossen  sind,  Supplicanten  hei 
der  Ihm  gnädigst  erteilten  Concession  allerdings  zu  schützen.«  Stadt¬ 
archiv  Kiel  1752.  A.  XX,  2867.  i.  J.  1707. 

2)  Stadtarchiv  Kiel  1752.  Stadt  Kiel  818. 

8)  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XVII,  1468,  18.  Jh. 

4)  Chron.  Slg.  1787,  No.  14  .  .  .  »und  daß  diese  Freiheit  überhaupt 
bei  jeder  Art  der  Hantierung  eine  Selbstfolge  sei  und  nicht  zu  den 
Vorrechten  der  Kramerkompagnie  gehöre.« 


93 


forderlich  wurde1).  Diese  Entwicklung  entsprang  merkanti- 
listischen  Ideen.  In  ihrem  Bestreben,  die  inländische  Industrie 
zu  fördern  und  ihren  Erzeugnissen  im  Inland  den  nötigen 
Absatz  zu  schaffen,  knüpfte  die  Regierung  die  Erteilung 
solcher  Konzessionen  zum  Handel  mit  Tuchen  u.  ä.  an  die 
Bedingung,  jährlich  für  eine  bestimmte  Summe,  die  vom 
General-Landes-Oekonomie-  und  Commerz-Collegium  festge- 
setzt  wurde,  Waren  von  inländischen  Fabriken  zu  beziehen. 
Durch  Verordnung  vom  11.  April  1777  wurde  diese  wichtige 
Neuerung  in  Kiel  eingeführt.5)  Die  Summe,  zu  der  inländische 
Fabrikerzeugnisse  genommen  werden  mußten,  war  meist  100 
Rtlr.2).  Der  Absatz  war  aber  oft  bedeutend  höher3).  Im  Jahre 
1801  waren  in  der  Kompagnie  schon  9  Ellen  Warenhändler, 
welche  ihr  Recht  zum  Handelsbetrieb  von  einer  staatlichen  Kon¬ 
zession  ableiteten,  nur  2  »alte  Mitglieder«  handelten  noch  ohne 
Konzession,  kraft  ihres  Privilegs;  1825  waren  auch  diese 
beiden  letzten  privilegierten  durch  konzessionierte  Tuchhändler 


0  Stadtarchiv  Kiel  4091.  Auch  in  Kiel  solle  wie  in  den  übrigen 
königlichen  Städten  künftig  »keiner  einen  Handel  mit  Seiden-  Laken- 
Wollen-  und  Baumwollen-Waren  anzufangen  berechtiget  seyn,  er  habe 
dann  zuvor  beim  anfangs  gedachten  Collegio  umb  eine  Coneession  desfalls 
angesuchet,  und  selbige  unter  der  damit  unumbgänglich  verbundenen  Be¬ 
dingung  erhalten,  daß  er  jährlich  eine  gewisse  Quantität  inländischer 
Fabrik  Waren,  wovon  rder  Betrag  der  Summe  von  dem  ebenerwähnten 
Collegio  nach  vorgängig  eingezogenem  Bericht  des  Magistratus  loci  be¬ 
stimmt  wird,  nähme;  und  daß  er  für  die  bestimmte  Summe  würcklich 
inländische  Fabrik  Waren  genommen  habe,  durch  die  von  den  Fabrikanten 
beigebrachten  Atteste,  welche  ein  solcher  mit  Coneession  handelnder 
Krämer  alsdann  seiner  Obrigkeit  einzuliefern  und  diese  anhero  beim 
Schluß  eines  jeden  Jahres  zu  remittieren  hat,  gehörig  bescheinige ;  wobei 
denn  der  Magistrat  dahin  zu  sehen  hat,  als  wozu  selbiger  hiemit  aus¬ 
drücklich  angewiesen  wird,  daß  kein  neuer  Krämer  seine  Boutique  eher 
eröffne  und  einigen  Handel  anfange,  bis  er  von  dem  Königl.  Gen.  Landes- 
Oec.  u.  Com.  Collegio  die  gesuchte  Coneession  erhalten  und  selbige  dem 
Magistrat  in  originali  produzieret  habe.« 

*)  Stadtarchiv  Kiel  477.  Vgl.  Chron.  Slg.  1824,  No.  38;  1827 
No.  142;  1832,  No.  39.  —  Das  1.  Gesuch  eines  Kompagniemitglieds 

um  solche  Konzession  stammt  aus  d.  J.  1783.  Stadtarchiv  Kiel  1091, 

3)  Stadtarchiv  Kiel  477, 
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ersetzt1).  Die  Gewörzhändler  sind  von  dieser  Entwicklung 
verschont  geblieben  ;  sie  handelten  auch  ferner  ohne  staatliche 
Konzession  kraft  ihrer  Mitgliedschaft  zur  Kieler  Kramer¬ 
kompagnie.2)  Bei  den  Tuchhändlern  aber  war  der  alte 
Zunftzwang  durch  ein  staatliches  Konzessionssystem  ersetzt, 
da  jeder,  der  jährlich  für  100  Rtl.  (=  160  Rbt.)  inländische 
Industrieprodukte  abnahm,  die  Berechtigung  zu  diesem  Er¬ 
werbszweige  erhalten  konnte,  zumal  da  er  von  den  zünftigen 
Aufnahmebedingungen  durch  landesherrliche  Befreiung  ent¬ 
bunden  werden  konnte.3)  Damit  war  man  auf  einer  Durch¬ 
gangsstufe  zur  vollen  Gewerbefreiheit  angelangt.4) 

Eine  besondere  Art  von  Freikramern  waren  die  J uden.5 6) 
Zwar  wurden  sie  nicht  ausdrücklich  als  Freikramer  be¬ 
zeichnet,  doch  sie  waren  es  tatsächlich,  da  sie  durch  eine 
herzogliche  Konzession  die  Berechtigung  zum  Handel,  ohne 
Mitglieder  der  Kompagnie  zu  sein,  erhielten.  Schon  bei  Be¬ 
handlung  des  Marktwesens  wurde  der  Juden  gedacht.  Jetzt 
aber  handelt  es  sich  um  solche,  die  in  Kiel  seßhaft  waren, 
also  um  dauernde  Konkurrenten  der  zünftigen  Krämer,  ln 
Norddeutschland  sind  die  Juden  viel  später  seßhaft  geworden 
als  in  Mittel-  und  Süddeutschland,  auch  lange  nicht  so  zahl¬ 
reich.0)  Auch  nahm  man  sie  nicht  als  vollwertige  Bürger, 


!)  Stadtarchiv  Kiel  477. —  1787  waren  in  Glückstadt  noch  4  alte 
Kramer  ohne  Konzession  und  8  neue  mit  einer.  Königliches  Staatsarchiv 
Schleswig  B.  XVI,  2,  No.  114. 

2)  Nur  einmal  ist  eine  Konzession  zum  Gewürzhandel  vom  Herzog 
erteilt,  nämlich  1017,  also  in  der  Periode  der  Gewerbefreiheit.  Unterm 
18.  März  erhielt  B.  Rickmers  die  Konzession,  »daß  derselbe  in  Unserer 
Stadt  Kiel  sich  nicht  allein  häuslich  niedersetzen,  sondern  auch  seiner 
Hantierung  mit  der  Gewürzkrämerey  daselbst  gebrauchen  möge.«  Bürger¬ 
meister  und  Rat  sollten  ihn  seinen  Handel  gleich  anderen  ungehindert 
üben  und  treiben  lassen.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XX, 
No.  2867. 

s)  Vgl.  oben. 

4)  Vgl.  Gierke  I,  S.  940. 

s)  Vgl.  Moritz  Stern,  Die  israelitische  Bevölkerung  der  deutschen 
Städte,  II.  Kiel,  Kiel  1892. 

6;  Trautmann,  Mitt.  XXV,  S.  457. 
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sondern  als  Schutzjuden  auf.1)  Bis  Anfang  des  18.  Jhs.  war 
den  Juden  der  Aufenthalt  in  Kiel  außer  Marktzeit  verboten, 
eine  Bestimmung,  welche  1708  wahrscheinlich  auf  eine  ent¬ 
sprechende  Vorstellung  der  Kompagnie  wieder  eingeschärft 
wurde,2)  deren  Mitglieder  zu  den  schärfsten  Feinden  der 
Juden  gehörten.3) 

Der  erste  seßhafte  jüdische  Konkurrent  der  Kieler 
Kramer  war  der  Hofjude  Samson  Levin,  er  erhielt  1728  als 
erster  Jude  in  Kiel  die  Erlaubnis  »in  den  Herzogtümern  zu 
wohnen  und  einen  redlichen  Handel  und  Wandel  ohne  je- 
mandens  Hindernis  zu  treiben«.4)  Bald  wuchs  die  Kieler 
Judengemeinde  so  an,  daß  die  Kramer  eine  Beschwerde 
nach  der  anderen  einreichten,  da  der  Handel  der  Juden 
ihnen  augenscheinlich  ganz  empfindlichen  Abbruch  tat.5) 
1766  erreichten  sie,  daß  das  Geh.  Reg.  Conseil  verfügte, 
daß  künftig  nur  eine  Judenfamilie  in  Kiel  geduldet  werden 
sollte.5)  Daß  man  gerade  aus  Rücksicht  auf  die  Kieler 
Kaufleute  gegen  die  jüdische  Konkurrenz  vorging,  beweist 
der  §  42  der  großfürstlichen  Schlesw. -Holst.  Polizei-Ordnung 
von  1 7 68 . 6)  Er  bestimmt  nämlich,  daß,  weil  der  Aufenthalt 
der  Juden  »zum  größten  Nachteil  Unserer  commercirenden 
Untertanen  gereichet«,  nur  besonders  privilegierte  und  kon¬ 
zessionierte  Juden  sich  in  Kiel  aufhalten  dürfen,  daß  es 
ferner  keinem  Schutzjuden  erlaubt  sei,  einen  offenen  Laden 


*)  Trantmann,  Mitt.  XXV,  S.  457. 

2)  Beschwerde  des  Amtes  von  1706  (Kr.  A.  VI,  4  f.).  Erlaß  von 
1708  :  Kr.  A.  VI,  11  und  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig-  A  XXI, 
950. 

3)  Vgl.  die  Juden  als  Marktkrämer. 

4)  Stern  S.  7. 

4)  Kr.  A.  VI,  Kr.  A.  IV.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

5)  Diese  Verfügung  abgedruckt  bei  Stern  S.  15  f.  Vgl.  auch 
Trautmann,  Mitt.  XXV,  S.  457. 

6)  Abgedruckt  bei  Stern,  S.  1 9  f . ;  dann  Trautmann,  Mitt.  XX  V, 
S.  458  f.  Sy.  Slg.  d.  Vdg.  Bd.  V,  S.  321.  Königliches  Staatsarchiv 
Schleswig  A.  XVIIh  4260.  —  Wie  sehr  man  auch  in  Dänemark  bemüht 
war,  die  Juden  vom  Lande  fernzuhalten,  zeigt  auch  das  Verbot,  keinen 
Juden  ohne  königlichen  Geleitsbrief  mit  Schiffen  überzusetzen.  Chron. 
Slg.  1754,  No.  39  und  1769,  No.  38. 
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zu  halten  und  außer  Marktzeiten  in  der  Stadt  zu  hausieren.1) 
Ein  Gesuch  des  Levin  Cohen  um  Erlaubnis  zur  Haltung 
eines  offenen  Ladens  wurde  1778  infolge  des  lebhaften 
Widerspruches  der  Kramerkompagnie  und  des  Magistrats, 
der  für  das  Privileg  des  Amtes  eintrat,  von  der  deutschen 
Kanzlei  in  Kopenhagen  abgeschlagen.2)  1792  erhielt  zwar 
der  Schutzjude  Jos.  Meyer  eine  Conzession  zum  Handel  im 
Großen  und  Kleinen,  jedoch  mit  der  ausdrücklichen  Ver¬ 
pflichtung,  nicht  zu  hausieren  und  keinen  offenen  Laden 
zu  halten.3)  Als  er  trotzdem  einige  Waren  aushing,  um 
seinen  Handel  Vorübergehenden  anzuzeigen,  mußte  er  dies 
auf  Anhalten  der  Alterleute  unterlassen.4)  Eine  Eingabe 
Meyers  an  den  König  war  erfolglos;  er  mußte  auch  noch 
die  Kosten  tragen,  die  die  Kompagnie  durch  Abschreiben 
ihrer  Artikel  u.  s.  w.  seinetwegen  gehabt  hatte.5) 

Auf  Empfehlung  von  verschiedenen  Professoren  und 
Kaufleuten  erhielt  1804  der  Jude  Nathan  Jos.  Samson  eine 
königliche  Konzession  als  Schutzjude  in  Kiel  Handel  zu 
treiben,  aber  auch  er  noch  mit  der  Bedingung  »ohne  äußere 
Zeichen«,  und  da  die  Gebrüder  Samson  sich  es  später  doch 
nicht  versagen  konnten,  durch  einen  offenen  Laden  die 
Rechtmäßigkeit  ihres  Geschäftes  anzuzeigen,  ja  sogar  manchen 
Vorbeigehenden  auf  der  Straße  anzuhalten,  um  ihm  einige 
Waren  anzupreisen,  wurde  ihnen  dies  nochmals  1816  vom 
Magistrat  verboten.6)  Eine  förmliche  Konzession  wie  ein 
richtiger  Freikramer  erhielt  1812  der  Jude  Itzig  Abraham 
Arrong  für  den  Handel  mit  Galanterie-  und  Ellen  waren, 
unter  der  Bedingung  wie  alle  anderen  konzessionierten  Ellen¬ 
warenhändler;  nur  war  die  Summe,  für  die  er  jährlich  in- 


*)  Vgl.  Note  6  auf  S.  95. 

2)  Kr.  A.  VI. 

8)  Laut  Bericht  des  Magistrats  beschäftigten  sich  die  Kieler  Juden 
größtenteils  mit  dem  Handel  in  Ellen  waren  und  anderen  alten  und  neuen 
Waren.  Vgl.  auch  Stern.  —  J.  Meyers  Privileg :  Kr.  VI,  96. 

4)  Kr.  A.  VI,  104  ff.;  nochmals  1806,  Kr.  A.  VI,  209  ff. 

5)  Auch  sein  Gesuch  um  Aufnahme  in  die  Kompagnie  wurde  ab¬ 
gelehnt.  Kr.  A.  VI,  117  f. 

ö)  Stadtarchiv  Kiel  868, 
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ländische  Fabrikerzeugnisse  abnehmen  mußte,  besonders 
hoch1). 

Auch  in  der  Brunswik  saßen  Anfang  des  19.  Jhs.  5 
Juden ;  sie  mußten  1811  auf  dringende  Vorstellung  der 
Kramerkompagnie  und  der  Kieler  Schutzjuden,  die  gemein¬ 
sam  vorgingen,  dem  Magistrate  versprechen,  sich  in  der 
Brunswik  und  Kiel  allen  Handels  zu  enthalten.2)  Selbst  im 
19  Jh.  gab  die  Kompagnie  ihren  Kampf  gegen  die  Juden 
nicht  auf,  die  Beschwerden  über  ihre  Konkurrenz  füllten 
auch  jetzt  noch  manchen  Bogen;3)  1840  versuchte  sie  sogar, 
wenngleich  vergeblich,  eine  gemeinsame  Kundgebung  und 
Bitte  mehrerer  Städte  der  Provinz  gegen  die  geplante  Nieder¬ 
lassungsfreiheit  der  Juden  ins  Werk  zu  setzen.4)  Die  Provi¬ 
sorische  Schleswig-Holsteinische  Regierung  verfügte  dann 
die  Erteilung  des  Bürgerrechts  an  Juden,  das  1849  schon 
viele  erhielten.5)  Das  Schutzgeld,  das  die  Juden  bisher  zu 
zahlen  gehabt  hatten,  fiel  und  damit  auch  die  Erschwerung 
zur  Erlangung  des  Bürgerrechtes,  bald  waren  über  100  Juden 
in  der  Stadt.6) 


5.  Das  Hausierwesen. 

Kann  man  die  Märkte  und  die  Freikramer  als  die 
rechtlich  anerkannte  Konkurrenz  der  zünftigen  Krämer  be¬ 
zeichnen,  so  kann  man  dies  von  den  Hausierern  des  17. 
und  18.  Jhs.  nicht  sagen;  erst  im  19.  Jh.  wurde  ein  be¬ 
stimmter  Teil  des  Hausierbetriebes  durch  staatliche  Aner¬ 
kennung  zur  Durchbrechung  des  Zunftzwanges  im  Klein¬ 
handel  bestimmt.  Tatsächlich  aber  war  der  Hausierer  dein 
ortsangesessenen  Kramer  schon  von  jeher  eine  sehr  gefähr¬ 
liche  Konkurrenz,  wenn  schon  eine  ungesetzliche.  Die  Durcli- 


9  Kr.  A.  VI,  S.  236. 

2)  Kr.  A.  VI,  S.  233  f. 

3)  Kr.  A.  II  und  Kr.  A.  VI. 

4)  Kr.  A.  VI,  S.  203  f. 

5)  Kr.  A.  VI,  S.  313. 

ö)  Mitt.  XXV,  S.  46  ). 
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brechung  des  Bannmeilenrechtes  ist  zum  guten  Teil  durch 
den  von  einem  Orte  zum  anderen  reisenden  Hausierer  ge¬ 
schehen1).  Die  gegen  den  Hausierhandel  gerichteten  Gesetze 
betrachteten  das  Verbot  als  eine  sich  von  selbst  verstehende 
Folge  der  geforderten  Herrschaft  der  Stadt  über  das  Land.2) 
Gegenüber  dem  seßhaften  Kaufmann  hat  der  Hausierer  die 
Möglichkeit,  leichter  eine  weniger  gute  kaufmännische  Moral 
an  wenden  zu  können,  da  er  oft  genug  mit  Personen  ver¬ 
kehrt,  die  ihn  nie  Wiedersehen,  während  den  ortsansässigen 
Händler  eine  viel  schärfere  und  praktischere  Verantwortung 
für  die  gelieferten  Waren  trifft.3)  Solche  Gründe  waren  den 
Kieler  Kramern  ganz  geläufig;4)  wieder  und  wieder  klagte 
die  Kompagnie5),  wies  auch  darauf  hin,  daß  der  Hausier¬ 
handel  große  Geldsummen  aus  dem  Lande  ziehe6).  Na¬ 
türlich  liefen  auch  Gründe  mit  unter,  die  vom  Konkurrenz¬ 
neid  eingegeben  erscheinen  ;  so  z.  B.  wenn  es  heißt,  daß  der 
Hausierhandel  im  höchsten  Grade  die  Unschuld  und  die 
Sitten  des  Landvolkes  verderbe  und  es  zur  Üppigkeit  und 
Modesucht  verführe.7)  Ein  großer  Teil  der  Hausierer  stammte 
aus  dem  Ausland;8)  Franzosen,  Italiener,  Tiroler,  Savoyarden 
werden  genannt.9)  Daß  aber  besonders  Juden  Hausierhandel 
betrieben,  machte  diesen  den  zünftigen  Krämern  noch  ver- 


')  Vgl.  oben  das  Bannmeilenrecht. 

2).  Neues  Staatsbürgerl.  Mag.  I,  S.  828—38. 

8)  V.  Mataja,  Artikel  »Kleinhandel«  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften  V,  S.  876. 

4)  Prot.  Civ.  1650.  Die  sämtlichen  Krämer  baten,  daß  die  Hau¬ 
sierer  ganz  abgeschafft  würden,  »zumal  ihnen  dadurch,  daß  sie  ihre 
Waren,  so  guten  Teils  gestohlen,  unter  den  rechten  Wert  und  Preis  geben, 
großer  Schaden  zugefügt  wird«.  Kr.  A.  VI. 

5)  Kr.  A.  VI.  Ebenso  die  Glückstädter  Kompagnie.  Königliches 
Staatsarchiv  Schleswig  A.  XVII,  H68  (1671);  B.  XVI,  2,  134  (1727). 

°)  Da  die  H.  »hier  ohne  Weiber  leben  und  wenn  sie  Geld  genug 
verdient,  aus  dem  Lande  weg  nach  ihrer  Heimat  mitziehen  und  andere 
nakte  Kerls  in  ihrer  Stelle  wieder  herschicken.«  Kr.  A.  IV,  S.  205  f. 

7)  Kr.  A.  IV,  205  f. 

8)  Vgl.  Schmoller,  Zur  Gesell,  der  deutschen  Kleingewerbe  im 
19.  Jh.  Halle  1870,  S.  219. 

9j  Kr.  A.VI,  5,41. 
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haßter1.)  Die  Zahl  der  durch  Kieler  Gebiet  jährlich  zie¬ 
henden  Hausierer  wurde  vom  Amte  auf  500  angegeben.2) 

Erlaubt  war  zur  Zeit  des  Bestehens  der  Kramerkom¬ 
pagnie  das  Hausieren  in  Kiel  wähl  end  der  Märkte  gegen  Lösung 
eines  Hausierscheines  von  der  Stadtkämmerei;  auch  denen, 
die  eine  Kramerbude  gemietet  hatten,  stand  es  frei  zu  hau¬ 
sieren,  solange  Marktfreiheit  herrschte.  Viele  suchten  die 
Erlegung  des  Marktstättegeldes  durch  das  Hausieren  zu  um¬ 
gehen  ;  gerade  diese  Tatsache  führte  zur  Einführung  der 
Hausierzettel.3)  Diese  Einrichtung  blieb  bis  ins  19.  Jh.  be¬ 
stehen.  Erst  durch  Verfügung  des  Statthalters  vom  25.  März 
1829  wurde  dies  Privileg  der  Stadt  aufgehoben.4)  Vergeblich 
bemühte  sich  das  Krameramt,  ein  Verbot  des  Hausier¬ 
handels  zu  Marktzeiten  durchzusetzen.5) 

War  aber  kein  Markt  in  der  Stadt,  so  war  der  Hausier¬ 
handel  durch  den  Zunftzwang  verboten.6)  Die  fremden  Kauf¬ 
leute  durften  nicht  außer  Marktzeit  ihre  Waren  zum  Ver¬ 
kauf  herumtragen  ;  insofern  machte  das  Hausierverbot  einen 
Teil  des  Gästerechts  aus.  Artikel  11  der  Rolle  verbot  noch 
besonders  das  Erscheinen  fremder  Händler  (Franzosen  werden 
hervorgehoben)  auf  adligen  Hochzeiten,  Kindtaufen,  ßegräb- 


*)  Kr.  A.  IV,  15  f.  Kr.  A.  VI.  Stadtarchiv  Kiel  8G8.  Stadt¬ 
archiv  Kiel  2418. 

?)  Kr.  A.  VI,  08;  IV,  205  i.  J  1795.  Aber  wohl  zu  hoch.  — 
Schmoller,  Kleingewerbe  S.  245  f.  gibt  Zahlen  für  Preußen,  die  das  An¬ 
wachsen  der  herumziehenden  Krämer  veranschaulichen. 

3)  Kommissionalsclünß  von  1711,  §  17.  Höhe  der  Gebühr  lichtete 
sich  nach  Umfang  des  Betriebes,  durchschnittlich  12  ß  oder  10  ß.  Milt. 
XXV,  S.  423  und  S.  700. 

4;  Chron.  Slg.  1829,  No.  35. 

5)  Kr.  A.  VI,  12.  Stadtarchiv  Kiel  1  1548,  Stadtarchiv  Kiel  2418. 
-1—  1735  erklärte  Carl  Friedrich  nochmals,  daß  das  H.  zu  Marktzeiten 
»zum  Vorteil  des  gemeinen  Wesens  und  zum  Besten  der  Stadt  Cänimerei« 
gänzlich  freizulassen  sei  (Kr.  A.  IV,  44  f.).  —  Nur  1050  war  das  H.  zu 
Marktzeiten  vorübergehend  auf  Anhalten  der  Kompagnie  vom  Bat  ver¬ 
boten  worden.  Protoc.  Civ. 

ö)  Kieler  Artikel  von  1035  (Artikel  10,  11),  Glückstädter  Artikel 
von  1090  (Artikel  8),  Rendsburger  von  1701  (Artikel  5,  0),  Itzehoer  von 
1730  (Artikel  19),  Schleswiger  von  1734  (Artikel  31,  33). 
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nisten  ;  niemand  sollte  hei  Strafe  des  Verlustes  der  Waren, 
diese  während  dieser  Feierlichkeiten  darbieten.1)  Daß  der 
Hausierhandel  den  zünftigen  Krämern  eine  starke  Konkurrenz 
gewesen  sein  muß,  läßt  sich  wohl  aus  den  zahlreichen  Kla¬ 
gen  des  Amtes  schließen,  die  einige  Male  nochmals  einen 
fürstlichen  Erlaß,  der  das  Hausieren  außerhalb  der  öffent¬ 
lichen  Jahrmärkte  wieder  besonders  verbot,  erwirkten.2) 
Zuwiderhandelnde  sollten  sofort  ins  Gefängnis  gesetzt  »und 
zur  Karre  oder  nach  den  Umständen  mit  Leibesstrafe  oder 
ewiger  Landesverweisung«  bestraft  werden.  Auch  befahlen 
Bürgermeister  und  Rat  den  Wirten  der  Herbergen,  Hau¬ 
sierer  außer  Marktzeiten  nicht  zu  dulden.3) 

Wie  überall,  so  beanspruchte  der  absolute  Fürst  auch 
auf  dem  Gebiet  der  Hausiergesetzgebung  das  Recht,  Aus¬ 
nahmen  machen  zu  dürfen.  Er  gestattete  also  einzelnen 
Personen,  kraft  eines  ihnen  besonders  erteilten  Privilegs, 
das  Hausieren  zu  allen  Zeiten.4)  Sogar  eine  Jüdin  befand 
sich  im  Genüsse  eines  solchen,  die  längere  Zeit  in  Kiel 
weilte  und  gegen  die  das  Krameramt  nichts  ausrichten 
konnte.5) 

Als  nach  dem  Aufheben  der  Kontinentalsperre  auch 
unsere  Provinz  mit  Kolonial-  und  Manufakturwaren  über¬ 
schwemmt  wurde,  kam  der  Hausierhandel  noch  mehr  in 
Schwung.  Mit  Pferd  und  Wagen  besuchte  man  die  Dörfer 
und  suchte  seine  Waren  abzusetzen.  Da  die  polizeiliche 
Aufsicht  diesen  Zustand  duldete  oder  nicht  ausreichte,  um 
den  alten  Zunftzwang  und  das  Meilenrecht  aufrecht  zu  halten, 
machte  die  Kompagnie  sich  1820  anheischig,  auf  eigene 


b  Die  Schleswiger  Artikel  verboten  ganz  entsprechend  den  fremden 
Hausierern,  dem  Hof  etwas  zu  verkaufen. 

2)  z.  B.  1695,  1727,  1737,  1743,  1773,  1790  (Kr.  A.  YI). 

3)  Kr.  A.  I,  92.  —  Vgl.  auch  Corp.  Const.  I,  700. 

4)  »Daß  dem  Supplicanten  zu  erlauben  sei,  sich  hieselbst  zu  allen 
Zeiten  einzufinden  lind  seine  Nahrung  zu  suchen,  innfolglich  ihren 
Handel  und  Wandel  frei  und  ohngehindert  zu  treiben.«  Stadtarchiv 
Kiel  11548. 

5)  Kr.  A.  YI,  S.  15,  20,  24.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig 

A.  XXI,  950. 
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Kosten  diese  Beaufsichtigung  zu  führen  (vgl.  oben).1)  1841 
erlaubte  die  Regierung  den  konzessionierten  Hausierern  sogar 
das  Halten  eines  Gepäckträgers.2) 

ferner  war  das  Hausieren  mit  einzelnen  Arten  von 
Waren  zu  jeder  Zeit  erlaubt.  Spielwaren,  Galanteriewaren, 
auch  Augsburgische  und  Nürnbergische  Waren  genannt, 
sowie  »Oliteten«  waren  Sachen,  mit  denen  das  Hausieren 
seit  1727  freigegeben  war.3)  Ebenso  war  seit  Mitte  des  18. 
Jhs.  zum  Nutzen  der  Allgemeinheit  das  Hausieren  mit  Grütze 
und  Mehl  erlaubt;  vergeblich  bemühten  sich  Kieler  Höker 
um  Aufhebung  dieser  Bestimmung.4)  Auch  im  Fruchthandel, 
den  die  Kompagnie,  wie  schon  erwähnt,  ebenfalls  als  Pri¬ 
vileg  beanspruchte,  mußte  der  alte  Zustand  einer  freieren 
Gestaltung  Platz  machen.  Stets  hatte  es  Personen  gegeben, 
welche  sich  trotz  aller  Verbote  unterfingen,  mit  Rosinen, 
Korinthen,  Feigen,  Apfelsinen,  Reis,  Tee,  Kaffe,  Zucker  u.  ä. 
zu  hausieren.5)  1820  wurde  der  Hausierhandel  mit  ge¬ 
trocknetem  Obst  jedem  eingeräumt,  und  damit  die  rechtliche 
Anerkennung  von  Konkurrenten  der  Kompagnie  ausgespro¬ 
chen,  die  früher  als  »Schleichhändler«  gegolten  hatten.6)  Da¬ 
gegen  wurde  das  Hausieren  mit  Südfrüchten  nochmals  1838 
verboten.7)  Ein  scharfer  Unterschied  zwischen  getrocknetem 


*)  Dieser  Antrag  ging  von  der  Schleswiger  Kompagnie  aus.  Kr. 
A.  II,  92  f.  Ein  ähnlicher  Antrag  ging  1842  von  der  Rendsburger,  1851 
von  der  Itzehoer  Kompagnie  aus.  Darauf  kam  1851  eine  gemeinsame 
Versammlung  der  Kaufleute  Schleswig-Holsteins  in  Neumünster  zu  stände, 
die  sehr  besucht  war.  Praktischen  Erfolg  hatten  diese  Bestrebungen 
nicht,  aber  man  ersieht  aus  ihnen,  wie  sehr  man  gerade  das  Hausier¬ 
wesen  als  äußerst  bedeutenden  Konkurrenten  ansah.  Kr.  A.  VI. 

2)  Chron.  Slg.  1841,  No.  134. 

8)  Ebenso  genossen  Hopfenführer  und  Buchhändler  diese  Sonder¬ 
stellung.  Kr.  A.  VI.  Sy.  Slg.  d.  Vdg.  VT,  277. 

4)  Stadtarchiv  Kiel  4060.  Damit  Höker  und  Kramer  keine  Mo¬ 
nopolstellung  zum  Schaden  der  Ärmeren  erhielten,  wurde  solches  Gesuch 
1708,  1774,  1812  abgeschlagen.  1757  war  das  H.  mit  Grütze  und  Mehl 
noch  verboten. 

b)  Kr.  A.  IT,  IV,  VI.  Stadtarchiv  Kiel  4066. 

6)  Chron.  Slg.  1820,  No.  103.  Sy.  Slg.  d.  Vdg.  Bd.  VI,  S.  294. 
Stadtarchiv  Kiel  4066.  Kr.  A.  VI.  Stadtarchiv  Kiel  4067. 

7)  Chron.  Slg.  1838,  No.  198,  Stadtarchiv  Kiel  4066,  Kr.  A.  VI, 
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Obst  und  getrockneten  Früchten  wurde  1834  von  der  Kom¬ 
pagnie  aufgestellt  und  von  der  Regierung  angenommen; 
nur  getrocknetes  Obst  durfte  durch  Hausieren  abgesetzt 
werden,  und  zwar  wurden  darunter  nur  getrocknete  Apfel, 
Birnen,  Kirschen  und  deutsche  Pflaumen  verstanden,  während 
Rosinen,  Corinthen,  Feigen,  Pomeranzen,  Apfelsinen,  Mandeln 
zum  Gewürzhandel  gerechnet  wurden.1)  Demgemäß  wurde 
gegen  einige  Frauen  vorgegangen.2) 

Die  einheitliche  Regelung  des  Hausierbetriebes  in 
Schleswig-Holstein  erfolgte  1837.  Im  allgemeinen  blieb  das 
Hausieren  auch  ferner  verboten,  erlaubt  war  es  1)  mit  den 
Erzeugnissen  der  Landwirtschaft,  des  Gartenbaus,  wilden 
Früchten,  Geflügel,  dem  zur  niederen  Jagd  gehörenden 
Wild,  mit  Brennholz,  Torf,  Sand,  Fischen,  Krabben  u.  dgl., 

2)  mit  Flechtwerk,  inländischen  Töpfen,  hölzernen  Pantoffeln 
und  Schuhen,  mit  Garn,  Zwirn,  Leinewand,  eigengemachten 
Zeugen  von  Wolle  und  Baumwolle,  gestrickten  wollenen 
Strümpfen  und  Jacken,  Geweben  aus  Flachs  und  Hanf, 

3)  mit  inländischen  Spitzen  von  den  dazu  konzessionierten 
Händlern.3)  Die  Hoffnung,  welche  die  Kompagnie  auf  die 
Durchführung  dieses  Gesetzes  setzte,  erfüllte  sich  jedoch 
nicht.  Auch  eine  Bekanntmachung  durch  den  Magistrat 
auf  Kosten  des  Amtes  hatte  anscheinend  nicht  viel  Erfolg.4) 
Es  war  dem  Amte  nicht  möglich,  eine  Einschränkung  und 
Verschärfung  zu  erreichen,5)  da  unterließ  das  Amt  auch 
die  Anzeige  jedes  einzelnen  Falles  einer  Übertretung  der 
Verordnung  und  ergab  sich  mit  Resignation  in  sein 
Schicksal.6) 


*•)  Stadtarchiv  Kiel  4066. 

2)  Kr.  A.  VI,  S.  254,  271  ff.  Stadtarchiv  Kiel  4066. 

3)  Chron.  Slg.  1837,  No.  167.  Über  das  Hausieren  mit  Spitzen 
vgl.  auch  Chron.  Slg.  1792,  No.  24  und  Chron.  Slg.  1810,  No.  270. 

4)  Stadtarchiv  Kiel  4067. 

5)  Kr.  A.  VI,  286  f. 

6)  Stadtarchiv  Kiel  4067.  Kr.  A.  II.  —  Vergeblich  bemühte  sich 
das  Amt  1837  gegen  die  Auktionen  einzuschreiten,  die  den  Mitgliedern 
Abbruch  taten.  Kr,  A.  V.  Stadtarchiv  Kiel  1749. 
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6.  Die  Kompagnie  und  die  Handwerker. 

Diejenigen  Mitglieder  der  Kompagnie,  welche  Gewand¬ 
schneider  waren,  hatten  besonders  im  17.  Jh.  ihre  vornehmsten 
Konkurrenten  in  den  Kieler  Schneidern.  Als  1635  die  Ge¬ 
wandschneider  mit  den  Kramern  zu  einem  Amte  vereint 
wurden,  erwies  sich  eine  Abgrenzung  zu  den  Scheidern  nötig. 
Artikel  12  untersagte  den  Schneidern,  selbst  Tuche  und 
Kram  waren  einzukaufen  und  diese  zur  Anfertigung  von 
Kleidern  und  zur  Ausschmückung  zu  verwenden  und  wieder 
zu  verkaufen.  Da  aber  »privilegierte  Standespersonen«,  wie 
Adlige,  Professoren,  Studenten,  Zollfreiheit  für  ihre  Sachen 
hatten,  so  erklärten  die  Schneider,  der  Stoff  sei  für  solche 
Kunden  eingeführt.1)  Dadurch  entging  bisweilen  den  hei¬ 
mischen  Gewandschneidern  ein  guter  Verdienst;  denn  die 
Kieler  Schneider  sollten  die  Stoffe,  derer  sie  bedurften,  von 
den  ansässigen  Gewandhändlern  beziehen.2)  Noch  weniger 
durften  die  Schneider  selbstverständlich  offene  Läden  halten.3) 
Auch  das  Ausschlagen  von  Zimmern  und  Sälen  mit  Tuch 
war  nur  solchen  gestattet,  die  den  Stoff  von  einem  Mitgliede 
des  Amtes  bezogen  hatten.4)  Das  allgemeine  Zunftgebot, 
keinem  Kramer  oder  Gewandhändler  Käufer  zu  entziehen, 
wurde  in  der  Amtsrolle  besonders  gegen  die  Schneider  ge¬ 
richtet.5)  Zwar  hatte  der  Landesherr  diese  Bestimmungen 
durch  Erteilung  der  Bestätigung  anerkannt,  das  hinderte  ihn 
indessen  nicht  daran,  Ausnahmen  zu  machen.  Er  erteilte 
Kieler  Schneidern  ausdrücklich  die  Erlaubnis,  »zur  Ver- 


*)  Kr.  A.  V.  —  Ein  Versuch  eines  Schneiders  1683  in  die  Kom¬ 
pagnie  aufgenommen  zu  werden,  scheiterte  am  starken  Widerstande  der 
Genossen;  man  wollte  nicht  erlauben,  daß  ein  Schneider  sich  dadurch 
Handelsbefugnisse  erwarb.  Kr.  A.  V,  30. 

2)  Auch  in  Itzehoe  war  besonders  den  Schneidern  verboten,  einen 
der  Kompagnie  zustehenden  Handel  zu  treiben.  Corp.  Const.  III,  019; 
—  ebenso  in  Schleswig.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  B.  XIX,  3, 
No.  247. 

3)  Artikel  13. 

4)  Artikel  14.  —  Ein  Beispiel:  Mitt.  XXII,  S.  8  i,  J.  1613, 

5)  Artikel  17. 
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fertigung  von  Kleidern  für  fürstliche  und  andere  Standes¬ 
personen  französische  Stoffe  und  Garnituren«  zum  Verkauf 
zu  haben.1)  Den  im  18.  Jh.  allen  Kieler  Bürgern  erlaubten 
Handel  bei  Kleinigkeiten2)  machten  sich  auch  die  Schneider 
zu  Nutze,  die  jetzt  mit  Kleiderzutaten  handelten;  zunächst 
blieben  sie  jedoch  in  dem  Beziehen  der  Waren  an  die  Mit¬ 
glieder  der  Kompagnie  gebunden,  da  ihnen  nur  der  Verkauf 
solcher  Kleiderzutaten  erlaubt  war,  die  sie  von  den  zünftigen 
Gewandhändlern  Kiels  genommen  hatten.3)  Von  einer  Be¬ 
folgung  des  alten  Grundsatzes,  daß  alles  möglichst  aus  erster 
Hand  gekauft  werden  solle,  war  man  jetzt  also  schon  weit 
entfernt;  anstatt  den  Zwischenhandel  zu  beschränken,  hatte 
man  jetzt  ein  weiteres  Glied  zwischen  Produzenten  und 
Konsumenten  eingeschoben,  übrigens  begnügten  sich  die 
Schneider  auch  nicht  einmal  mit  solchem  Zutatenhandel, 
sondern  verkauften  selbst  ganze  Tuche  im  Ausschnitt;  ein 
Versuch,  den  die  Kompagnie  1785  unternahm,  um  diesem 
Übel  abzuhelfen,  war  erfolglos.4) 

Die  Konkurrenz  der  Hutstaffierer  scheint  für  die 
Kompagnie  nicht  die  Bedeutung  gehabt  zu  haben,  wie  viel¬ 
leicht  in  Glückstadt,  Rendsburg  und  Schleswig.5)  Die  Scliles- 


x)  Kr.  A.  V.  Kr.  A.  VII.  Stadtarchiv  Kiel  1752.  Königliches 
Staatsarchiv  Schleswig  A.  XX,  2867.  17.  Jh. 

2)  Vgl.  unten. 

3)  1727 :  »den  gesamten  Schneidern  von  der  hiesigen  Stadt  bei 
Verlust  des  Exercitii  ihres  Handwerks  hiermit  untersagt,  keine  Kram¬ 
waren  von  Hamburg  oder  anderen  Orten  für  ihre  Kundleute  zu  ver¬ 
schreiben  und  anhero  kommen  zu  lassen.«  Stadtarchiv  Kiel  2418;  er¬ 
neuert  1763:  Stadtarchiv  Kiel  2417.  Kr.  A.  V. 

4)  Kr.  A.  I,  250.  Kr.  A.  IV,  194.  Stadtarchiv  Kiel  2424. 

5)  Nur  selten  werden  die  Hutstaffierer  erwähnt.  Kr.  A.  I.  —  In 
dem  Glückstädter  und  Rendsburger  Artikelsbrief  ist  dieser  Konkurrenz 
im  Artikel  7  besonders  Erwähnung  getan;  ebenso  war  im  §  13 
der  Schleswiger  Artikel  den  Hutstaffierern  verboten,  »einige  lederne 
Handschuhe,  Degengehänge  u.  andere  lederne  Waren  zu  kauf  zu  haben.« 
—  Über  die  Konkurrenz  der  Apotheker  haben  sich  die  Gewürzkrämer 
in  Kiel  nie  beunruhigt,  noch  auch  diese  über  jene.  Geregelt  wurde  dies 
durch  Verordnung  von  1778,  die  die  Waren  bestimmte,  die  beide  führen 
durften,  wie  z.  B.  Essig,  Stärke,  Tinte,  Tusche,  Borax,  verschiedene  Ge¬ 
würze  und  Früchte  und  dergleichen  mehr.  Chron.  Slg.  1778,  No.  6, 
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wiger  Artikel  verbieten  in  ihrer  Genauigkeit  gar  den  Köchen, 
fremde  Gewürze  wieder  an  andere  zu  verkaufen.1) 


7.  Die  Kompagnie  und  die  Höker 

(»Handel  hei  Kleinigkeiten  ohne  offenen  Laden«). 

Wenngleich  die  Mitglieder  der  Kramerkompagnie  immer 
sehr  stolz  darauf  waren,  »Kramer«  zu  sein  und  keine  »Höker«, 
so  sorgten  sie  doch  auch  tatkräftig  dafür,  daß  diese  gesell¬ 
schaftlich  tiefer  stehenden  Kleinhändler  sich  nicht  den 
Handel  mit  solchen  Waren,  die  den  Mitgliedern  des  Kramer¬ 
amtes  allein  zustanden,  sowie  das  Halten  offener  Läden  an¬ 
maßten.  Im  15.  und  16.  Jahrhundert  waren  auch  die  Höker 
zünftig  organisiert.2)  Es  scheint,  daß  sie  ihrer  Amtsgerech¬ 
tigkeit  durch  Einführung  der  Gewerbefreiheit  im  Jahre  1615 
verlustig  gingen  ;  jedenfalls  ist  seitdem  von  keinem  Höker 
amt  die  Rede.  Die  Stadtbücher  gehen  uns  leider  über  den 
Warenkreis,  der  den  Hökern  insbesondere  zustand,  keinen 
Aufschluß.  Wenn  ein  Analogieschluß  erlaubt  ist,  möchte 
ich  folgende  Vermutung  äußern.  In  älterer  Zeit  werden 
sich  die  Höker  wohl  in  der  Hauptsache  auf  den  Klein¬ 
handel  mit  Fischen  beschränkt  haben,  denn  der  Verkauf 
von  verschiedenen  Arten  frischer,  geräucherter  und  ge¬ 
salzener  Fische,  besonders  von  Heringen,  lag  auch  in  Hildes¬ 
heim3)  und  in  Lübeck4)  ganz  in  ihren  Händen.  Noch  später 
wurden  besonders  Fische  zu  dem  Warenkreis  der  Leute  ge¬ 
rechnet,  die  man  Höker  nannte.5)  Als  aber  nach  Einführung 


1)  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  Bd.  XIX,  No.  247. 

2)  Liste  der  Ämter  aus  dem  Jahre  1470  (Mitt.  XXIV,  S.  27)  und 
die  von  1472  (S.  25).  Auch  hei  der  Neugestaltung  der  Kieler  Ämter 
1525  blieb  das  »ainpt  der  haker«  bestehen  (Mitt.  XXIV,  S.  31). 

3)  Tuckermann,  Das  Gewerbe  der  Stadt  H.,  Diss.  1900,  S.  142  f. 

4)  Wehrmann  S.  32  und  235  f. 

5)  18.  Jli.  Stadtarchiv  Kiel  1  1548.  —  Hering,  Stockfisch,  Tran 

an  erster  Stelle  unter  den  Hökerwaren  genannt,  ebenso  in  Schleswig 
(Chron.  Slg.  1802,  No.  73)  und  in  Rendsburg  (Akten  der  Rendsburger 
Kramerkompagnie),  sowie  in  der  Hökerordnung  von  1826  (Chron.  Slg. 
1826,  No.  112). 
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der  Reformation  der  Fischverbrauch  stark  zurückging,  da 
verlegten  sich  die  »Höker«  auch  auf  den  Handel  von 
anderen  Lebensmitteln  und  Verbrauchsgegenständen.  Jetzt 
gewann  ihr  Gewerbe  mehr  Ähnlichkeit  mit  dem  der  »Kramer«. 
Der  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Arten  von  Klein¬ 
händlern  bestand  jetzt  in  folgenden  Punkten :  1)  Nur  die 
Kramer  haben  »zünftig  gelernt«,  die  Höker  nicht.1)  2)  Der 
Handel  der  Höker  konzentrierte  sich  vor  allem  im  17.  Jb. 
im  Gegensatz  zu  dem  der  Krämer  mehr  auf  den  Vertrieb 
weniger  wertvoller  Erzeugnisse,  vor  allem  von  Landespro¬ 
dukten,  von  Fischen,  Käse,  Fett,  Speck,  01,  Butter,  Eiern, 
Grün  waren  u.  dgl.2)  3)  Der  unmittelbare  Absatz  im  Klein¬ 
verkauf  an  die  Konsumenten  war  den  Hökern  nicht  in 
so  großen  Mengen  erlaubt  wie  den  zünftigen  Krämern, 
sondern  »nur  hei  Kleinigkeiten.«  Da  eine  Grenzbestimmung 
der  Maße  und  Gewichte  niemals  vorhanden  war,  so  entsprang 
aus  dieser  Unterscheidung  eine  Fülle  von  Streitigkeiten. 
4)  Nur  die  zünftigen  Kramer  durften  einen  »offenen  Laden« 
halten. 

Man  möchte  meinen,  daß  bei  solcher  Unterscheidung 
die  Höker  den  Kramern  eine  sonderliche  Konkurrenz  nicht 
bereiten  konnten.  Das  ist  aber  unrichtig.  Uber  nichts  hat 
die  Kompagnie  mehr  geklagt  als  über  den  Schaden,  der  ihr 
durch  diesen  Handel  bei  »Kleinigkeiten«  bereitet  wurde; 
allerdings  muß  eine  Einschränkung  gemacht  werden :  im 
17.  Jh.  galt  das  noch  nicht,  um  so  mehr  im  18.  und  19.  Jh. 
Es  war  nämlich  im  18.  Jh.  nicht  mehr  erforderlich,  zur 
Führung  eines  kleinen  Handels  ein  besonderes  Privileg  oder 
die  Mitgliedschaft  zur  Kompagnie  zu  erwerben.  Vielmehr 
wurde  es  seit  1707  durch  eine  Reihe  von  Verordnungen 
allen  Bürgern  Kiels,  welche  Häuser  hatten  oder  auch  nur 


*)  Z  B.  heißt  es  Artikel  16  der  Rolle  von  1635:  ».  .  .  Höker  und 
andere,  so  den  Wandt-  und  Kramer  Handel  nicht  g’elernet.« 

2)  In  den  Hökerordnungen  von  1775  und  1826  stehen  solche  Waren¬ 
arten  an  erster  Stelle:  Cliron.  Slg’.  1775,  No.  72  und  1826,  No.  112.  — 
Auch  in  Streitsachen  werden  diese  Waren  zu  denen  gezählt,  die  stets 
den  Hökern  zukamen:  Stadtarchiv  Kiel  2416.  Kr.  A.  V. 
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»die  bürgerlichen  onera«  trugen  und  dem  Landesherrn  den 
geforderten  Zoll  entrichteten,  erlaubt,  »ohne  Boutique  und  bei 
Kleinigkeiten«  mit  Kramwaren  zu  handeln.1)  Das  Wesentliche 
bei  dieser  wichtigen  Neuordnung  war,  daß  durch  sie  die 
Kram  waren  jeder  Art  getroffen  waren,  eine  Beschränkung 
dieses  »Hökerhandels«,  falls  dieser  Ausdruck  auch  jetzt  noch 
angewandt  werden  darf,  auf  bestimmte  Warensorten  fand 
fortan  nicht  mehr  statt.  Damit  hatten  die  Privilegien  der 
Kompagnie  eine  starke  Beeinträchtigung  erfahren,  war  doch 
durch  diese  Verordnungen  nichts  weniger  als  eine  gewisse 
Handelsfreiheit  im  kleinen  Rahmen  für  alle  Steuer  zahlenden 
Bürger  Kiels  eingeführt. 

Um  die  alten  Rechte  noch  wenigstens  soweit  aufrecht 
zu  erhalten,  wie  es  irgend  möglich  war,  warf  die  Kompagnie 
sich  auf  das  Jagen  der  Bönhasen,2)  indem  sie  den  Ausdruck 
»bei  Kleinigkeiten«  so  eng  faßte  wie  möglich.  Wer  eine 
Tonne  Syrup,  Kisten  von  Candies  und  Zucker  u.  s.  w.  ver¬ 
kaufte,  ohne  daß  sie  angebrochen  waren,  wurde  verfolgt 
und  bestraft,  falls  der  Landesherr  nicht  die  Strafe  aufhob.3) 
Der  Umfang  des  Ausdrucks  »bei  Kleinigkeiten«  war  auch 
dem  Magistrat  nicht  klar4);  das  einzige,  was  man  zu  seiner 
Abgrenzung  tat,  war,  daß  —  wie  man  jetzt  genötigt  war  — 


1)  Verordnung’  v.  20.  Jan.  1707,  v.  11.  Nov.  1  727,  v.  10.  Nov. 
1735,  v.  17.  Juli  1754  und  in  der  Bestätigung  der  Kramer-Privilegien 
von  1700  und  1819.  Eine  anderslautende  »Resolution«  von  1763,  die  die 
Kompagnie  in  ihre  alten  Rechte  wieder  einsetzte,  wurde  schon  1765  wieder 
aufgehoben  und  war  tatsächlich  nie  in  Kraft.  Königliches  Staatsarchiv 
Schleswig  A.  XXI,  950.  Kr.  A.  IV.  Stadtarchiv  Kiel  2418.  Stadtarchiv 
Kiel  1745.  Stadtarchiv  Kiel  11548. 

2)  Kr.  A.  I.  Kr.  A.  II.  Kr.  A.  IV.  Kr.  A.  VI.  Stadtarchiv  Kiel 
1744,  Stadtarchiv  Kiel  1  1548.  Stadtarchiv  Kiel  2416.  Stadtarchiv  Kiel 
2418.  Stadtarchiv  Kiel  1745.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A. 
XXII,  353. 

3)  »mit  ganzen  Partien«  gehandelt  zu  haben,  ist  die  unklare  Be¬ 
zeichnung.  Quellen  wie  unter  Note  2. 

4)  1754  bat  der  Magistrat  das  Geh.  Conseil  »um  Interpretation 
des  Ausdrucks  Handel  bei  Kleinigkeiten  ohne  Boutique.«  In  dem  Bescheid 
wurde  wohl  der  Begriff  einer  »Boutique«  bestimmt,  aber  nicht  der  »Handel 
bei  Kleinigkeiten.«  Stadtarchiv  Kiel  2416. 
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den  »Handel  en  gros  mit  solchen  Waren,  die  zum  ausdrück¬ 
lichen  Privileg  der  Kompagnie  gehören«,  verbot.1 2)  Da  aber 
jede  Grenzbestimmung  fehlte,  war  auch  damit  den  Streitig¬ 
keiten  kein  Ziel  gesetzt. 

1750  versuchte  der  Magistrat  noch  einmal  die  alten 
Vorrechte  der  Kompagnie  wiederherzustellen,  jedoch  ver¬ 
geblich;  denn  ein  Erlaß  von  Bürgermeister  und  Rat  gegen 
den  »Handel  bei  Kleinigkeiten«  hatte  keinen  Erfolg,  da  der 
Herzog  ihn  sofort  wieder  aufhob. -)  26  Jahre  später  bekannte 
sich  aber  auch  der  Kieler  Rat  zu  dem  Satz,  »daß  der  Handel 
allen  Zwang  hasse«  und  wies  einen  ähnlichen  Antrag  des 
Amtes  zurück  in  der  richtigen  und  gerechten  Erkenntnis, 
daß  gerade  die  große  Zahl3)  der  Kleinhändler  in  Kiel  die 
zünftigen  Krämer  an  einer  willkürlichen  Preissteigerung 
hindere.4)  Bisweilen  suchten  auch  die  Händler  bei  Kleinig¬ 
keiten  um  staatliche  Konzession  nach,  die  ihnen  auch  erteilt 
wurde.5)  Eine  Verordnung  von  1763,  die  das  Einholen  einer 
solchen  für  unbedingt  erforderlich  erklärte,  wurde  nie  verwirk¬ 
licht,  da  die  Alterleute  auffallender  Weise  versäumten,  das  Nötige 
zu  ihrer  Durchführung  bei  der  Stadtbehörde  zu  bewirken6). 


’)  Verordnung  vom  17.  Juli  1754,  eingeschärft  1802.  Stadtarchiv 
Kiel  1745. 

2)  Stadtarchiv  Kiel  1744.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A. 
XXI,  950. 

3)  1776  gab  es  36  solcher  Kleinhändler.  Kr.  A.  IV.  —  Leider  sind 
andere  Zahlen  nicht  überliefert.  Erwähnt  sind  aber  einige  Zahlen  von 
solchen  Personen,  die  verwarnt  wurden,  Waren  auszustellen:  1763—13, 
1819—25,  1820  -  21,  1824  —  12.  Kr.  A.  XIV. 

4)  ...  »daß  eben  die  Menge  der  Commercirenden  es  verursache, 
daß  die  Kramerkompagnie  die  Waren  nicht  beliebig  steigere,  sondern  ein 
billiger  Preis  durchgängig  gehalten  werden  müsse.«  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

5)  Kr.  A.  V. 

6)  In  einem  Gutachten  des  Magistrats  von  1775  heißt  es:  Trotz 
der  Resolution  vom  13.  September  1763,  wonach  sich  alle  nicht  zur 
Kompagnie  gehörenden,  die  keine  besondere  Konzession  haben,  sich  aller 
Handlung  sub  poena  confiscationis  enthalten  sollen,  »ist  doch,  da  teils 
hierüber  durch  eine  besondere  Verordnung  nicht  allgemein  bekannt  ge¬ 
macht  worden,  teils  auch  die  Kramerkompagnie  seit  der  Zeit  über  nicht 
einen  einzigen  Beschwerde  geführet  hat,  es  bei  der  bisherigen  Verfassung 
geblieben.«  Stadtarchiv  Kiel  2418. 
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Es  ist  nicht  als  eine  Einschränkung  dieser  Handels¬ 
freiheit  bei  Kleinigkeiten  ohne  Laden  aufzufassen,  wenn  die 
schon  oben  erwähnte  Verfügung  vom  17.  Apr.  1777  auch 
den  Handel  mit  Kleinigkeiten  ohne  Laden  von  Wollen-, 
Baumwollen-  und  Seidenwaren  an  eine  staatliche  Konzession 
knüpfte:  denn  jeder,  der  eine  seinen  Verhältnissen  angepaßte 
Menge  inländischer  Fabrikwaren  zu  verkaufen  bereit  war, 
erhielt  sie.1) 

Wenn  der  Begriff  »Handel  bei  Kleinigkeiten«  dauernd 
an  Unklarheit  litt,  so  war  der  mit  ihm  verbundene  Begriff 
»Handel  ohne  Laden«  bei  weitem  besser  und  schärfer  faßbar. 
Es  war  das  wichtige  Vorrecht  der  zünftigen  Krämer,  »offene 
Läden«  zu  halten,  d.  h.  die  Waren  so  auszustellen,  daß 
man  sie  von  der  Straße  aus  sehen  konnte,  oder  durch  Aus¬ 
hängen  eines  Schildes  oder  von  Korallen  den  Handel  öffent¬ 
lich  anzuzeigen.2)  Oft  genug  aber  kümmerten  sich  Kieler 
Bürger  nicht  um  dies  Sonderrecht  des  Amtes,  besonders 
wenn  die  Privilegien  der  Kompagnie  einmal  längere  Zeit 
nicht  bestätigt  worden  waren.3) 

Mancher  hatte  in  seinem  Hause  eine  volle  Ladenaus¬ 
stattung  mit  Börtern,  Riegen,  Schiebläden,  Fässern  und 
Packen.  Konnte  man  von  dieser  Einrichtung  bei  offen¬ 
stehender  Tür  etwas  von  der  Straße  erblicken,  so  war  das 
ein  Grund  für  das  Amt,  gegen  den  betreffenden  einzu¬ 
schreiten.4)  Waren,  mit  denen  öffentlich  nur  die  Kompagnie¬ 
mitglieder  handeln  durften,  sollte  zwar  kein  Nichtraitglied 
ausstellen,  aber  man  half  sich  dann  im  19.  Jh.  einfach  da- 

9  Daß  infolge  Artikelsbestätigung  von  1819  auch  die  zum  Tuch¬ 
handel  Konzessionierten  trotzdem  verpflichtet  wurden,  in  die  Kompagnie 
einzutreten,  ist  nur  als  ein  äußerliches  Zugeständnis  an  den  alten  Zunft¬ 
zwang  anzusehen,  da  die  Kompagnie  diese  16  der  Umstände  wegen  ein¬ 
fach  aufnehmen  mußte.  Kr.  A.  II  und  IV.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

*)  Artikelsbrief.  Ferner  Stadtarchiv  Kiel  2410.  Stadtarchiv  Kiel 
2418.  Kr.  A.  I,  II,  IV,  VI.  —  Dasselbe  war  in  Lübeck  der  Fall. 
Wehrmann,  S.  272. 

3)  Stadtarchiv  K.  2416.  Kr.  A.  XIV. 

4)  »Bei  offen  stehender  Tür  der  ordentlichen  Bude  wird  vorer¬ 
wähntes  Bieg  nur  auf  die  Hälfte  bedeckt,  so  daß,  wenn  man  in  das 
Haus  kommt  und  vor  der  ßoutike  stellt,  dieses  Behältnis  einem  jeden 
gleich  in  die  Augen  fällt.« 
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durch,  daß  man  andere  Waren  als  Anziehungsmittel  ans 
Fenster  stellte,  auf  diese  Alt  Käufer  anlockte  und  dann  im 
Hause  auch  andere  Waren  feilbot.1)  Durch  Wegnahme  von 
Waren  suchte  man  dann  auf  den  Durchbrecher  des  Privilegs 
einen  Druck  auszuüben  und  ihn  zu  zwingen,  die  Ladenein¬ 
richtung  zu  beseitigen  oder  umzuändern.2)  Im  17.  Jh.  räumte 
das  Amt  bisweilen  Einzelnen  das  Halten  eines  offenen  Ladens 
gegen  Zahlung  einer  Abfindungssumme  an  das  Amt  ein, 
ohne  diese  Kleinhändler  irgendwie  ins  Amt  aufzunehmen; 
das  Halten  von  Jungen  sowie  die  Teilnahme  an  den  Ver¬ 
sammlungen  wurde  ihnen  nicht  gewährt.3)  Ebenso  gestattete 
die  Kompagnie  im  17.  Jh.,  als  der  Handel  bei  Kleinigkeiten 
mit  Kramwaren  noch  nicht  jedem  freistand,  einigen  den 
Verkauf  von  »gewissen«  Gewürz-  und  Kram  waren.4)  Die 
Regierung  aber  zwang  im  18.  Jh.  das  Amt  dazu,  sich  auch 
mit  solchen  abzufinden,  mit  denen  das  Amt  es  ursprünglich 
nicht  gewollt  hatte.5)  Diesem  Abfindungssystem  machte  der 
Landesherr  1822  ein  Ende,  indem  er  die  Kompagnie  sogar 
zur  Rückzahlung  der  A  hfindungsgebühren  zwang.6)  Die  Be¬ 
rechtigung  zum  Kleinhandel  im  Ladengeschäft  sollte  eben  nicht 
als  Ausfluß  eines  traditionellen  Korporationsrechtes  gelten, 
sondern  sie  sollte  aus  der  Ortschaftshoheit  abgeleitet  werden. 

Durch  den  Handel  bei  Kleinigkeiten  suchten  auch 
kleine  Handwerker  ihre  Lage  zu  verbessern,  mußten  aber 
1741  zu  ihrem .  Schmerz  erfahren,  daß  den  Handwerkern 
und  Amtsmeistern  solche  Hökerei  neben  ihrem  eigentlichen 


1)  Deshalb  wollte  die  Kompagnie  überhaupt  jegliches  Ausstellen 
von  allen  Waren  verboten  haben  (1820),  drang  aber  weder  beim  Magistrat 
noch  beim.  Kommerz-Kollegium  damit  durch.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 
Kr.  A.  IV,  238. 

2)  Stadtarchiv  Kiel  24  16.  Stadtarchiv  Kiel  24 18.  Stadtarchiv  Kiel 
2414.  Kr.  A.  J.  Kr.  A.  II.  Kr.  A.  IV.  Kr.  A.  VI. 

3;  Kr.  A.  V.  —  40,  50  Rthl.  zahlteil  solche.  1819  z.  B.  4  Bürger. 
Kr.  A.  II,  XII. 

4)  »Wegen  gewisser  Waren«  einige  Rthl.  jährlich  gezahlt,.  Kr.  A. 
I,  VII,  XII. 

5)  Kr.  A.  V.  Stadtarchiv  Kiel  2416. 

6)  Stadtarchiv  Kiel  2418. 
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Gewerbe  nicht  gestattet  sei  wahrscheinlich  hat  aber  diese 
Erklärung  eine  praktische  Bedeutung  nicht  gehabt,  denn 
wie  bisher  handelten  Handwerker  weiter.* 2)  Aber  auch  Uni¬ 
versitätsverwandte3]  und  Hofbediente4)  handelten  trotz  aller 
Beschwerden  der  Krämerkompagnie.5)  Ebenso  vermochten 
die  Kramer  nichts  zu  erreichen  gegen  die  »Tobakspinner«,  die 
auch  den  Tabak  zu  kleinen  Gewichten  und  in  kleinen  Mengen 
verkauften,  ja,  manchmal  sogar  im  offenen  Laden  auch  noch 
eine  Hökerei  hatten.6)  Wenn  die  Kompagnie  ihren  Artikels¬ 
brief  bestätigt  erhalten  hatte,  dann  verbot  sie,  kraft  des  ihr 
dadurch  gegebenen  Zunftzwanges,  auch  den  Handel  bei 
Kleinigkeiten,  richtete  aber  garnichts  damit  aus.7)  Durch 
die  Bestätigungen  von  1765,  1774  und  1819  wurde  der 
Handel  bei  Kleinigkeiten  ausdrücklich  für  eilaubt  und  zu¬ 
lässig  erklärt  und  vom  Zunftzwang  ausgenommen,  der  da¬ 
durch  eigentlich  schon  aufgehört  batte.8)  Als  dann  zugleich 
1819  die  Handwerker  von  der  Verpflichtung  entbunden 
wurden,  Kramwaren,  die  sie  brauchten,  von  den  Kompagnie¬ 
mitgliedern  beziehen  zu  müssen,9)  war  damit,  wenngleich 
die  Handwerker  sich  auch  schon  vor  1819  keineswegs  stets 
an  diese  Bestimmung  gehalten  hatten,10)  die  offene  Aner¬ 
kennung  der  Freiheit,  Waren  von  dort  zu  beziehen,  wo  es 
jedem  am  vorteilhaftesten  dünkte,  ausgesprochen.  Das  be¬ 
deutete  einen  weiteren  Schritt  auf  dem  Wege  zu  einer  Handels¬ 
und  Gewerbefreiheit. 


x)  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XXI,  050. 

2)  Kr.  A.  II,  V.  Stadtarchiv  Kiel  2416. 

8)  Kr.  A.  IV,  103.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

4)  Kr.  A.  IV,  97  f.  Stadtarchiv  Kiel  2418. 

5)  Stadtarchiv  Kiel  2418.  Kr.  A.  IV,  V. 

6)  Kr.  A.  V.  Stadtarchiv  Kiel  301.  Prot.  Civ.  1690. 

7)  Kr.  A.  IV,  V. 

8)  Stadtarchiv  Kiel  2418.  Kr.  A.  IV.  —  Auch  in  (fliickstadt  war 
ein  solcher  Handel  hei  Kleinigkeiten  von  Kaffee,  Zucker,  Tee  u.  dgl. 
erlaubt,  das  Halten  einer  offenen  Bude  nur  den  Mitgliedern  der  Kom¬ 
pagnie.  Chron.  Slg.  1792,  No.  67. 

9)  »Als  eine  unzuträgliche  Beschränkung  der  Einwohner  und  Hand 
werker  in  Kiel  auf  den  dortigen  Ankauf  und  die  Waren  und  Preise  der 
Korn pagniegenossen«  beseitigt.  Kr.  A.  IV. 

10)  Kr.  A.  V.  Stadtarchiv  Kiel  2417  und  2418. 
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Ergebnis. 


Die  Kieler  Kramerkompagnie  war  die  zunftmäßige 
Organisation  der  Kieler  Kramer  und  Tuchhäudler.  Nur  der 
Kleinhandel  im  Ladengeschäft  unterlag  dem  Zunftzwange. 
Die  Kleinhändler  waren  im  Gegensatz  zu  den  Handwerkern 
ratsfähig;  verschiedene  Mitglieder  des  Amtes  saßen  im  Rate. 
Da  dieser  bis  1711  fast  ganz  selbständig  war,  konnte  das 
Amt  seine  Interessen  nachdrücklich  vertreten  und  seine 
bevorrechtete  Stellung  dazu  benutzen,  den  Mitgliedern  ein 
Monopol  zu  verschaffen.  Zwar  war  die  Autonomie  der 
Stadt  Kiel  schon  1(335  beseitigt,  der  Herzog  überließ  aber 
zunächst  noch  dem  Kieler  Rate  die  Ordnung  der  wirtschaft¬ 
lichen  Angelegenheiten  und  setzte  selbst  die  mittelalterliche 
Wirtschaftspolitik  fort.  Er  bestätigte  die  vom  Rate  schon 
gebilligten  neuen  Artikel  und  verlieh  der  Kompagnie  sogar 
das  Bannmeilenrecht  im  Umkreis  von  2  Meilen.  Auch  das 
Fremdenrecht  und  der  Hausierhandel  wurde  noch  zunächst 
im  Sinne  des  mittelalterlichen  Zunftzwanges  durch  landes¬ 
herrliche  Gesetze  geregelt.  Im  Laufe  des  18.  Jhs.  trat  all¬ 
mählich  auf  allen  Gebieten  eine  Änderung  in  der  landes¬ 
herrlichen  Wirtschaftspolitik  ein.  Kraft  des  ihm  zustehenden 
Rechtes,  von  allen  Gesetzen  Ausnahmen  zu  machen*  schuf 
der  Herzog  den  Kompagniegenossen  zunächst  eine  unlieb¬ 
same  Konkurrenz  dadurch,  daß  er  allen  steuerzahlenden 
Kieler  Bürgern  erlaubte,  einen  Handel  bei  Kleinigkeiten  mit 
allen  Waren  zu  betreiben.  Zwar  blieb  das  Halten  eines  offenen 
Ladens  nach  wie  vor  das  Vorrecht  der  Kompagniemitglieder, 
die  große  Zahl  dieser  »Händler  bei  Kleinigkeiten«  bewirkte 
jedoch,  daß  der  Zunftzwang  von  seiner  Härte  verlor.  Gleich¬ 
zeitig  wurde  dem  Krameramte  die  Zunftpolizei  genommen, 
es  wurde  dem  Rate  schärfer  unterstellt  als  bisher;  der  Rat 
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war  zu  einem  Organ  der  Landesbehörde  geworden ;  die  Ge¬ 
werbepolizei  wurde  fortan  von  Beamten  des  Herzogs  ausgeübt. 
Diese  duldeten  die  Durchbrechung  auch  des  Meilenrechtes. 
Zugleich  erleichterte  der  Herzog  die  Aufnahmebedingungen. 
Der  dänische  König  erteilte  fast  allen,  die  sich  um  die  Auf¬ 
nahme  bewarben,  eine  Befreiung  von  der  Beibringung  eines 
zunftmäßigen  Lehrbriefes.  Dies  System  der  Befreiung  von 
Aufnahmebedingungen  wurde  mit  der  Ausbildung  eines 
staatlichen  Konzessionssystems  verbunden.  Von  merkanti- 
listischen  Ideen  durchdrungen,  machte  der  König  die  Be¬ 
rechtigung  zum  Handel  mit  Tuchwaren  von  der  Abnahme 
inländischer  Industrieprodukte  abhängig;  jedem,  der  diese 
Bedingung  einging,  erteilte  er  eine  Konzession  und  entband 
ihn  von  der  Verpflichtung,  zunftmäßig  gelernt  zu  haben. 
Die  willkürliche  Festsetzung  der  Eintrittsgelder  durch  die 
Kompagnie  wurde  gleichfalls  beseitigt.  Bestrebungen  des 
Amtes,  die  Konkurrenz  einzuschränken,  stießen  auf  den 
Widerstand  des  Landesherrn.  Anfang  des  19.  Jhs.  war  die 
alte  bevorrechtete  Stellung  der  Kramerkompagnie  schon  voll¬ 
ständig  erschüttert.  Im  kleinen  Rahmen  herrschte  bereits 
eine  Handelsfreiheit,  und  wenn  früher  die  Berechtigung 
zum  Kleinverkauf  im  offenen  Laden  aus  der  Zugehörigkeit 
zum  Krameramte  entsprungen  war,  so  war  sie  jetzt  der 
Ausfluß  einer  staatlich  erteilten  Konzession,  die  jeder  er¬ 
halten  konnte.  Somit  stellt  sich  die  Einführung  der  Gewerbe¬ 
freiheit  durch  die  Gewerbe-Ordnung  des  Norddeutschen 
Bundes  vom  21.  Juni  1H69  keineswegs  als  die  Einführung 
völlig  neuer  Verhältnisse  im  Kieler  Kleinhandel  dar,  son¬ 
dern  nur  als  äußerer  Abschluß  einer  Entwicklungsreihe,  als 
offene  rechtliche  Anerkennung  von  schon  bestehenden  Zu¬ 
ständen.  Das  Wesentliche  der  neuen  Ordnung  ist  nur,  daß 
sie  die  trotz  Fortbestehens  der  Kompagnie  tatsächlich  schon 
durchgedrungene  Gewerbefreiheit  zum  Grundsatz  erbebt. 


8 
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A  11  h  a  ii  g. 


1.  Übersicht  über  die  von  1779 — 1867  bewilligten 
Gesuche  nm  Befreiung  von  der  Beibringung  eines  ziinft- 
und  innungsinäßigen  Lehrbriefes.1) 


Zahl  der  in  demselben 

Jahr 

Name 

Jahr  vom  Amt  auf- 
genom menen  Mitglieder 

1779 

Fr.  H.  Bastian 

_ 

1785 

J.  H.  Bandbolz 

— 

1786 

H.  C.  Möller 

1 

1787 

Chr.  Meyer 

1 

1798 

J.  A.  Spetzler 

3 

1801 

B.  F.  Tamsen 

2 

1826 

D.  L.  Delfs  und 

1 

i  * 

J.  Fr.  Rehder 

J 

1827 

D.  J.  Siemerling 

0.  Timm 

Ferd.  Key  her 

J.  A.  Cetti 

Fr.  W.  Wistinghausen 

5 

1828 

J.  W.  Flege2)  und 

P.  Schneekloth2) 

2 

1829 

C.  Chr.  F.  Kierun 

2 

1830 

Job.  Chr.  Ehmsen 

2 

1832 

Chr.  Schultz 

2 

1836 

Jac.  Klotz 

x)  Aus  Kr.  A.  VII  und  Stadtarchiv  Kiel  1766,  815.  Erteilt  wurden 
die  Befreiungen  anfangs  vom  Königlichen  Oberpräsidium  in  Kiel,  seit 
1800  erteilte  sie  der  Statthalter,  seit  1802  die  Deutsche  Kanzlei  zu  Kopen¬ 
hagen,  von  1848  an  der  Magistrat.  Stadtarchiv  Kiel  816. 

2J  Haben  überhaupt  nicht  gelernt. 
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Jahr 

Name 

Zahl  der  in  demselben 
Jahr  vom  Amt  auf¬ 
genommenen  Mitglieder 

1836 

Jo.  H.  Ernst 

C.  C.  Baumarm 

6 

Fr.  Chr.  Rath 

1837 

Fr.  L.  Hinz 

5 

1839 

G.  Fr.  Schnöbe! 

4 

1840 

C.  Fr.  J.  Schmidt 

Gl.  H.  Wunder 

7 

1841 

H.  A.  Schumacher 

2 

1842 

L.  Rabeholm 

5 

1843 

A.  C.  Nissen 

4 

1844 

J.  Fr.  W.  Kindt 

2 

1845 

Job.  Jac.  Bissen 

H.  W.  E.  Magius 

8 

Job.  W.  Seibel 

1846 

Chr.  YV.  Prien 

1 

i 

Heinr.  Massmann 

i 

i 

3 

Simon  Andresen 

I 

1847 

Chr.  L.  H.  Müller 

Chr.  H.  C.  Mordhorst 

10 

Fr.  W.  Bohde 

1848 

H.  D.  Voss 

8 

1850 

F.  Arens 

1 

1851 

C.  J.  F.  Witt 

CI.  H.  Vollertsen 

8 

1852 

Jul.  Andresen 

0.  Fr.  Schär r 

10 

Joh.  H.  Schütt 

1853 

W.  C.  Langenheim 

C.  H.  Sinjen 

C.  J.  Wilcken 

8 

H.  M.  Kreisler 

Joh.  Th.  Kipp 

1854 

Job.  Chr.  Holst 

1 

1855 

Joh.  Chr.  Puck 

8 

Name 


Jahr 


Zahl  der  in  demselben 
Jahr  vom  Amt  auf¬ 
genommenen  Mitglieder 


1855  C.  Bluhm 

1857  M.  J.  Döring 


8 


1858 

1859 


.  1860 


1861 


1862 

1863 


1865 


1866 


1867 


A.  J.  Bargfeldt 
H.  Chr.  Voss 
J.  A.  Trechten 
H.  Vollertsen 

H.  Chr.  Schmidt 
Joh.  H.  Martens 
CI.  J.  Möller 
H.  D.  F.  Hinrichsen 
L.  J.  Lüttgens 

G.  M.  Niemann 
Jac.  v.  Fehren 
F.  Giesecke 

H.  C.  W.  Möller 
Joh.  G.  Bertram 
E.  v.  d.  Osten 

L.  M.  Kachelmacher 

B.  H.  Voigt 

C.  G.  A.  Prahl 
J.  Fr.  Knees 
Ant.  J.  Sieck 

J.  Fr.  M.  Fehrs 
E.  Volbehr 

Jes.  H.  Fr.  Johannsen 
Joh.  Schütt 
C.  J.  G.  Behrens 
J.  Nie.  Schröder 
Fr.  H.  M.  Repenning 
Aug.  Wichmann 
Jul.  E.  J.  Wiese 
H.  H.  Kaack 


7 

6 


4 


5 


4 
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2.  Liste  der  Älterleute.1) 


1635—1669 

Marcus  Müller, 
Jochim  Faust. 

1669- 

-1675 

Bartholomäus  Gude, 
Claus  Petersen. 

1675  -1681 

Marten  Rheders, 
Casp.  Phil.  Lemke. 

1681  -1688 

Marten  Rheders, 
Peter  Hansen. 

1688—1702 

Peter  Hansen, 

Hans  Müller. 

1702-1705 

Hans  Müller, 

Hinr.  Schnauer. 

1705—1728 

Hinr.  Schnauer, 
David  Pfeiffer. 

1728-1731 

David  Pfeiffer. 

1731- 

-1734 

CI.  Alb.  Oldenburg. 

1734-1737 

CI.  Alb.  Oldenburg, 
Matthias  Philipsen. 

1737—1747 

Matth.  Philipsen, 

H.  W.  Boldt. 

1747  —  1752 

Matth.  Philipsen, 
Dietr.  Oldenburg. 

1752—1757 

Dietr.  Oldenburg, 
Peter  Fr.  Rohrs. 

1757  -1771 

Peter  Fr.  Rohrs, 
Dav.  Albr.  Löhn. 

1771—1773 

Dav.  Albr.  Löhn, 
Job.  Detl.  Beniscb. 

1773-1790 

Job.  Schweffel, 

Joh.  Ben.  Hintze. 

1 )  Die  Liste  ist  aus  den  Amtsbüchern  und  vor  allem  aus  den 
Rechnungen  zusammengestellt. 
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1790-1792 

Job.  Schweffel, 

Joh.  Christ.  Schwieger. 

1792—1797 

Job.  Christ.  Schwieger, 
Joh.  Jac.  Tamsen. 

1798—1808 

Joh.  Jac.  Tamsen, 

Joh.  Hinr.  Schweffel. 

1809—1819 

Joh.  Jac.  Tamsen, 
Thom.  Knuth. 

1819—1825 

Thom.  Knuth, 

Ant.  Spetzler. 

1825—1838 

Ant.  Spetzler, 

H.  C.  G.  Müller. 

1838—1849 

Ant.  Spetzler, 

A.  F.  Denckmann. 

1849—1852 

A.  F.  Denckmann, 

F.  L.  Hintz. 

1852—1853 

F.  L.  Hintz, 

Jac.  Hinr.  Lembke. 

1853—1861 

Jac.  Hinr.  Lembke, 
Otto  Reimers. 

1861—1872 

H.  Magius, 

C.  Jaspersen. 

1872  ein  Vorstand  gewählt  zurVerw: 

der  Totenkasse. 


119 


3.  Die  Amtsrollc  der  Kieler  Kramcrkompagnie 
von  1635.1) 

Von  Gottes  Gnaden  Wir  Friderich,  Erbe  zu  Norwegen, 
Hertzog  zu  Schleswig,  Hollstein,  Stormarn  und  der  Ditt- 
inarschen,  Graff  zu  Oldenburg  und  Dellmenhorst  u.  s.  w. 
Tliuen  kund  und  bekennen  hiemit  für  Unß,  Unßere  Erben, 
und  Nachkommen  an  der  Regierung  gegen  Männiglichen, 
Alß  Unß  sämbtliche  Gewandthandeier  und  Crahmer  in  Unßer 
Stadt  Kiehl  unterthänig  Supplicando  Vorbringen  laßen, 
welcher  gestalt  in  Unßer  itz  besagter  Stadt  Kiehl,  eine  ge¬ 
raume  Zeit  hero  dieser  Mißbrauch  eingerißen,  und  verspühret 
worden,  daß  allerhandt  frembde,  zumahl  aber  in  Unßer  Stadt 
Hamburg  wohnende,  sich  unterstehen  sollen,  durch  Jemandt 
Ihrer  Diener  des  Ohrts  Ihre  Wahren  verhandlen  und  ver¬ 
kauften  zu  laßen,  dadurch  nicht  allein  den  Supplicanten, 
alß  die  der  Stadt  Onera  mit  tragen  müßen,  Ihre  Nahrung 
merklich  entzogen,  besondern  auch  dem  Herkommen  und 
Gewohnheit  zuwiedere  liefe,  dahero  sie  dan  bewogen  worden, 
unter  Ihnen  eine  Behebung  zu  machen,  welche  auch  von 
Bürgermeister  und  Raht  nach  Erwegung  aller  Umbstäude 
approbiret,  so  von  Worten  zu  Worten  also  lautet, 


Wir  Bürgermeister  und  Rath  der  Stadt  Kyel, 

thuen  kundt  und  bekennen  hiemit  für  Unß  und  Unsere 
Nachkommen  im  Rathe,  was  maßen  hiesige  Gewandtscheider 
und  Krahmer  Uns  dienstlich  zu  vernehmen  geben,  welcher 
gestalt  nunmehr  eine  geraume  Zeitt  hero  große  ohnleident- 
liche  Mißbräuche  in  dieser  Stadt  sich  eretiget,  in  dehme 
eine  Jedtweder  ohne  Unterschied  sich  niedergelaßen,  das 
Bürger-Recht  gewonnen,  und  seinen  eigenen  Belieben  nach 


x)  Die  Artikel  sind  wiedergegeben  nach  einer  der  zahlreichen  be¬ 
glaubigten  Abschriften  aus  dem  Anfang  des  18.  Jhs.  (Kr.  A.  IV.  Kieler 
Stadtarchiv  2416  und  2418.  Königliches  Staatsarchiv  Schleswig  A.  XX, 
2867  und  A.  XXI,  950).  Die  Originalrolle  auf  Pergament  war  noch 
1881  in  der  Lade  vorhanden  (Z.  f.  s.  h,  Gr.  Bd.  XI,  S,  366),  ist  aber 
jetzt^verschollen  (Kr.  A.  IV,  1), 
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die  Gewandtschneider-  und  Krahmer-Handlung  angefangen, 
da  sich  dann  zu  vielmahlen  befunden,  daß  theils  derselben 
die  Handlung  gantz  nicht  gelernet,  theils  ihre  Lehr- Jahre 
nicht  ausgehalten,  theils  dieser  Stadt  von  undenklichen 
Jahren  hero  ein  geführten  Statuten  und  löblichen  Gebreuchen 
schnurgleich  zu  wiedere,  frembde  und  ausländische  in  So- 
cietet  und  Mascboppey  gezogen,  theilß  ausheimische  auch 
ihre  eigene  Handlung  solcher  gestalt  durch  ihre  Dienere 
alhie  angestellet,  und  damit  den  andern,  so  die  Landt-  und 
Stadt-Bürde  tragen  müßen,  ihre  Nahrung  merklich  geschmälert, 
verringert  und  entzogen,  welche  eingerißene  Mißbräuche 
und  Unterschleiffe  allerhandt  confusiones,  inconvenientieu 
und  Ungelegenheiten  verursacheten,  und  besorglich,  da  den¬ 
selben  nicht  in  der  Zeit  fürgebeüget  werden  solte,  die  ein- 
heimbsche  Gewandtschneider  und  Krahmer  von  den  Aus- 
lendischen  gahr  vertrieben  und  aller  Nahrung  zu  höchster 
ohngeb.ühr  entblößt  werden  möchten,  mit  dienstfleißiger  Bitte, 
weil  Sie  zu  Verhütung  deßen,  eine  Compagnia  oder  Collegium 
unter  sich  anzurichten  gesinnet,  Wir  zu  Fortsetzung  ihrer 
rechtmeßigen  Nähr-  und  Handlung,  ihnen  selbiges  zu  ver¬ 
stauten  großgünstig  geruhen  wolten,  Alß  wir  nun  ihr  Suchen 
der  Billigkeit  gemeß  zu  seyn  erachtet,  in  reiflicher  Erwegung, 
das  hiedurch  sothane  eingeschlichene  Abusus  abgeschaffet 
und  die  Bürgere  und  Einheimbsche  zu  beßerem  Auf¬ 
nehmen  gebracht  werden  könten,  So  haben  wir  demselben 
umb  soviel  mehr  stattgethan  und  ihnen  sothane  Compaguey 
oder  Gesellschafft  anzurichten,  auf  ihr  inständiges  Anhalten 
concediret,  erlaubet  und  eingereümet,  auf  Maße  und  Weise 
wie  nach  stehett: 

Zum  Ersten,  Sollen  dieser  Compagney  zwey  Beysitzer 
auß  dem  Rathe,  dan  auch  zwey  ihres  Mittels  zu  Alterleüten, 
so  nacbgehends  benennet  werden  können,  verordnet  werden. 

Zum  2.  Soll  eine  Lahde,  darinnen  diese  ihre  Rolle  und 
andere  Documenta,  Siegell  und  Brieffe,  nebenst  allen  dem¬ 
jenigen,  was  an  Gelde  und  sonsten  der  Compagney  zustendig 
sein  wirt,  verwahrlich  gehalten  und  heygelegt  wirt,  gefertigt 
werden,  welche  bey  einem  der  Eltesten  niedergesetzt,  und  dem- 
andern  der  Schlüßell  zu  derselben  anbetrauet  werden  soll, 
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Zum  3.  Soll  keinem  Frembden  alhie  zu  bandeln  zu- 
gelaßen  werden,  er  verbeürathe  sich  dann  mit  eines  Gewandt¬ 
schneiders  oder  Krahmers  Töchter,  jedoch,  daß  er  zu  vohr 
eidtlich  erhalte,  daß  er  seine  eigene  Handlung  anfangen, 
und  keinen  Frembden  in  Societet  zu  sich  nehmen,  oder  den 
Gewinn  mit  einem  Außbeimischen  oder  andern  dieser  Stadt 
Bürger,  so  nicht  in  dieser  Compagney,  einigermaßen  partiren, 
weniger  Factorey  darunter  sich  gebrauchen  wolle. 

Zum  4.  Soll  kein  Gewandtschneider  oder  Krahmer 
bemechtigt  sein,  einen  Jungen  in  Dienst  zu  nehmen,  und  zu 
lehren,  er  habe  sich  dan  versprochen,  zum  wenigsten  Sechs 
Jahre  zu  lernen,  und  wann  er  den  Jungen  in  Dienst  auf¬ 
nehmen  wirt,  sich  mit  demselben  zu  den  Ehesten  verfügen, 
ihn  einschreiben  laßen,  mit  Specification  der  Jahren,  die  er 
sich  versprochen,  item  woher,  und  von  was  Eltern  er  ge- 
bohren  sey,  für  welche  Einschreibung  er  alß  fort  drey  Rthl. 
erlegen,  davon  den. Beisitzern  einer,  den  Ehesten  auch  einer 
gereicht,  der  dritte  aber  der  Compagney  zum  besten  bey- 
gelegt,  darneben  auch  den  Armen  eine  Zusteüer,  jedoch 
nach  eines  jeglichen  Vermögen,  auß  gutem  fre}7en  Willen 
gegeben  werden  soll. 

Zum  5.  Wenn  ein  Junge  Sechs  Jahr  ehrlich  undt 
redlich  außgedienet,  soll  er  neben  seinem  Herrn  abermahl 
für  den  Ehesten  erscheinen,  und  zu  seiner  Verwahrung 
solches  einzeichnen  laßen,  daß  er  seine  Lehr-Jahre,  so  er 
für  Jungen  zu  dienen  sich  versprochen,  redtlich  außgehalten, 
und  daselbst  von  seinem  Herrn  loßgesprochen  worden,  wie 
dan  auch  einen  Jedtwedern  in  der  Compagney  frey  stehen 
soll,  einen  Jungen  lenger  dann  auf  Sechs  Jahr  anzunehmen, 
nicht  aber  darunter. 

Zum  6.  Soll  keiner  nach  Verlauft  seiner  versprochenen 
Sechß  Jahren  bemechtigt  seyn,  alßöfort  seinen  Handeil  an¬ 
zufangen,  er  habe  den  entweder  nach  geendigten  seinen 
Lehr-Jahren  bey^ seinem  Herrn,  oder  andern  in  dieser  Stadt 
Vier  Jahr  für  einen  Gesellen  gedienet,  und  also  keiner  zur 
Handlung  zu  gelaßen  werden,  ehe  und  bevor  er  selbige 
Jungen  und  Gesellen  Jahren  außgehalten,  .  es  were  dan  das 


122 


er  sich  verehelichte  mit  eines  Gewandschneiders  oder  Crah- 
raers  Tochter  oder  Wittiben,  auf  solchen  Fall  die  Vier  Jahre 
nach  Gelegenheit  gemindert  werden  können. 

Zum  7.  Wann  ein  Dienerin  seinen  verobligirten  Jahren 
sich  muthwillig  von  seinen  Herrn  enteiißere,  oder  entlauffen 
würde,  soll  niemandt  vergönnet  sein,  denselben  wieder  in 
Dienst  anzunehmen,  er  habe  sich  dan  mit  seinem  Herrn 
zu foderst  verglichen,  und  deswegen  Abtragck  gemacht,  wer 
aber  freventlich  darwieder  handeln  würde,  soll  mit  ohnnach- 
leßiger  willkührlicher  Strafe  beleget  und  angesehen  werden. 

Zum  8.  Ein  Jedtweder,  der  seinen  Handel  abgesetzter- 
maßen  anzufangen  gemeinet,  soll  seinen  Geburths-  und  Lehr- 
Brief  vohrzeigen,  darneben  auch  dem  Collegio  zum  Antritt 
Hundert  Marek,  wie  auch  der  Cämmerev  2  rthl.  bahr  erlegen. 

Zum  9.  Da  auch  ein  Junge  sich  angeben  würde,  der 
außerhalb  der  Stadt  bey  einem  andern  gedienet,  und  seines 
Verhaltens  guten  Schein  vohr  zu  bringen  hätte,  demselben 
soll  vergönnet  seyn,  bey  einem  andern  Herrn  dieses  orths 
sich  in  Dienst  zu  begeben,  jedoch  mit  dieser  ausdrücklichen 
Condition,  daß  er  die  Testierende  Jahre,  so  er  bey  andern 
vorhin  nicht  außgehalten,  völlig  bey  demselben  außdienen 
wolle. 

Zum  10.  Weil  auch  die  Erfahrung  bezeüget,  daß  frembde 
Krahmer  und  Wandthändler  auf  dem  Umbschlage  und  an¬ 
dern  Jahrmarckten,  ihre  Wahren  nicht  allein  in  den  be- 
stimbten  Marckttagen  feyll  halten,  besondern  auch  nach  ge¬ 
endigter  Zeitt  noch  ferner  alhie,  wieder  alt  Herkommen  und 
Gebrauch  außstehen  und  ihre  Wahren  verkauften,  solches 
aber  den  Waudthäudeleru  und  Krahmern  zu  großen  Abbruch 
und  SchadenMhrer  Nahrung  gereicht,  alß  soll  solches  hin- 
führo  keinem  frembden  mehr  guet  gelaßen,  besondern,  so 
offt  nach  geendigter  Marcktzeit  ein  solches  verspüret  wirt, 
ihnen  die  Wahren  genommen,  und  noch  darüber  mit  ernster 
Straffe  angesehen  werden,  damit  aber  niemandt  mit  der  Un- 
wißenheit  sich  zu  entschuldigen  haben  müge,  soll  zum  Ein- 
und  Außgange  der  Marckte  ein  Zeichen  mit  der  Glocke  alle- 
mahl  gegeben  werden,  umb  sich  desto  beßer  darnach  zu 
richten. 
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Zum  11.  Alß  auch  befindlich,  daß  die  Frantzosen  und 
andere  außlendische,  und  in  dieser  Stadt  Jurisdiction  nicht 
gesehene  Krahmer,  bey  den  adelicheti  Hochzeiten,  Kind- 
tauffen  und  Begräbnißen  sich  praesentiren,  ihre  Wahren 
hin  und  wieder  außbieten  und  verkauften,  wodurch  den 
Einheimbschen  die  Nahrung  sehr  entzogen  und  geschwechet 
wirt,  so  soll  solches  hinführo  nicht  mehr  verstattet,  sondern 
ins  künftig  denselben  gleichfalls  die  Wahren  genommen, 
und  sie  darüber  zur  Straffe  gezogen  werden. 

Zum  12.  Weill  es  zum  öfftern  sich  zutregt,  das  die 
Schneider  den  Gewandtschneidern  und  Crahmern  zu  Ver¬ 
schmälerung  ihres  Handels  selbst  Crahm wahren  und  Wandt 
einkauffen,  und  denen  vom  Adell  oder  andern  zu  Kleydern 
und  dero  Staffirung  verkauffen,  soll  hinführo  ihnen  solches 
ebenmeßigh  verbotten  sein,  und  nach  deßen  Befindung  ihnen 
die  Wahren  genommen  werden. 

Zum  13.  Wie  dan  auch,  da  künftig' die  Schneider  sich 
so  weit  erkühnen,  und  offene  Lähden  halten  würden,  darauß 
sie  denen  vom  Adell  oder  ander  Staudts  Persohnen  an  Kräh  in¬ 
wahren  oder  Wandt  etwas  verkauffen,  ihnen  solches  gleicher 
maßen  nicht  passiret,  besondern  die  Wahren  genommen, 
und  sie  darneben  ernstlich  bestraftet  werden  sollen. 

Zum  14.  Soll  kein  Bürger  oder  Einwohner  dieser 
Stadt,  so  nicht  in  dieser  Compagney  begriffen,  sich  unter¬ 
fangen,  mit  Bay  oder  Gewandt  die  Sterbheuser  oder  Tantz- 
sahle  in-  und  außerhalb  der  Stadt  zu  beschlagen,  es  were 
dan  von  einem  Gewandtschneider  oder  Krahmer  das  Tuch 
oder  Bay,  damit  sie  beschlagen  werden,  ausgethan,  auf  wel¬ 
chem  Fall  einem  jedtwedern  erlaubet  sein  soll,  mit  solcher 
Arbeit  sich  beladen  zu  laßen,  da  aber  sonsten  iemandt  sich 
unternehmen  würde,  entweder  selbst,  oder  durch  Frembde 
solches  zu  procuriren,  soll  derselbe  deßwegen  zu  gebührender 
Straffe  gezogen  werden. 

Zum  15.  Da  einige  Streitigkeiten  in  Rechnungen  oder 
sonsten  andere  Mißhelligkeiten  bey  einem  oder  andern  in 
dieser  Compagney  sich  erregen  milchten,  sollen  die  Beysitzere 
nebst  denen  Eltesten  zu  vohr  dieselbe  in  Verhör  ziehen,  und 
die  Güte  unter  den  Parten  versuchen,  in  Entstehung  aber 
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derselben  darinnen  verabschieden,  waß  sich  deßfalß  gebühren 
will,  were  aber  die  Sache  der  Wichtigkeit,  daß  sie  Bedenken 
trügen,  darüber  zu  cognosciren,  sollen  sie  dieselbe  an  den 
Rath  verweisen. 

Zinn  16.  Weil  auch  befindlich,  daß  Nätelers,  Leuchten- 
macbere,  Höcker  und  andere,  so  den  Wandt-  und  Krahmer- 
Handell  nicht  gelernet,  sich  anmaßlich  unterfangen,  mit 
Krahm  wahren  zu  handeln,  so  sollen  zwar  diejenigen,  so 
itziger  Zeit  sein,  bey  ihrer  angefangenen  Handlung  gelaßen, 
und  ihnen  vergönnet  werden,  mit  denen  Wahren,  womit  sie 
bißhero  gehandelt,  und  keinen  andern  außerhalb  Baumseiten 
und  gemeinen  Grobgruen,  so  ihnen  zu  verhandeln  noch  zum 
Überfluß  f rey  gegeben  wirt,  dieselbe  ferner  fortzusetzen, 
nachgehends  aber  andern  mehr  selbiges  auf  keinerley  Weise 
verstattet,  besondern  gentzlich  abgeschlagen  werden. 

Zum  17.  Weil  zu  Zeiten  es  sich  begibt,  daß  die  Schneider, 
absonderlich  die  Frantzösische  Nation  und  andere  Frembde. 
so  der  Frantzösischen  Sprache  kündig,  deine  vom  Adell  und 
anderen,  wenn  sie  mit  den  Krahmern  oder  Gewandtschneidern 
handeln  wollen,  entweder  durch  frembde  Sprache,  oder  sonder¬ 
bares  Wincken  zu  verstehen  geben,  sich  solches  Handels  zu 
enteüßern,  zu  mahlen  sie  ihnen  beßern  Kau  ff,  und  die  Wahren 
von  andern  ohrtern  verschaffen  wollen,  der  oder  dieselbe 
sollen  hinführo,  so  offt  solches  geschiht,  jedes  mahl  mit  will¬ 
kürlicher  Straffe  angesehen  werden. 

Zum  18.  Damit  auch  unter  selbiger  Compagnia  desto 
beßere  Correspondentz  gepflogen  werde,  sollen  die  darinnen 
begriffene  Persohnen  jährlich  um  etwa  Johanni  eine  Zu- 
sammenkunfft  anstellen,  darbey  bescheideutlich  sich  verhalten, 
und  einer  dem  andern  weder  mit  Worten  oder  Wercken  be¬ 
leidigen,  bei  willkührlicher  olmnachleßiger  Straffe,  welche 
die  Beysitzere  und  Eltesten  nebenst  dem  gantzen  Collegio 
determiniren  sollen,  auch  zu  ihrer  Nachrichtung,  und  daß 
Niemandt  der  Ohnwißenheit  sich  zu  beklagen  haben  müge, 
diesen  Articuls-Brieff  seines  wörtlichen  Begriffs  zu  anfangs 
derselben,  jedesmahl  öffentlich  verlesen  laßen. 

Zum  19.  Es  soll  Niemand  in  dieser  Compagney  des 
andern  Wahren  verachten,  oder  die  Kaufleüte,  so  ihm  an 
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die  Hand  kommen,  abspannen,  mit  außtrücklicher  Ver¬ 
warnung  da  irgends  jemandt  dawieder  bandeln  würde,  daß 
derselbe  nach  Ermeßigung  der  Beysitzer,  Eltesten  und  gantzen 
Collegii  in  ernste  Straffe  genommen  werden  solle. 

Zum  20.  Damit  auch  gemeiner  Stadt  Nutz  befördert 
werden  möge  so  soll  ein  jedtweder,  so  in  diesem  Collegio 
bereitz  vorhanden,  und  künftig  darein  kommen  müchte, 
einen  ledernen  Eymer  der  Compagney  geben,  welche  in  der 
Beysitzer  oder  Ehesten  Behausung  asservirt  und  aufgehangen 
werden  sollen,  damit  man  derselben,  wann  etwa  Feuers-Brunst 
in  der  Stadt  entstünde,  dazu  sie  dan  ohnverzüglich  heraus¬ 
gegeben  werden  sollen,  sich  nützlich  gebrauchen  können. 

Zum  21.  Sollen  auf  Anforderung  der  Ehesten  so  offt 
dieselbe  es  für  nöthigck  erachten,  die  in  dieser  Compagney 
begriffene  Persohnen,  an  orth  und  enden,  dahin  sie  be- 
schieden  werden,  jedesmahl  ohnaußbleiblich  erscheinen,  oder 
im  Fall  ihres  Außenbleibeus,  dafern  sie  keine  rechtmeßige 
und  erhebliche  Uhrsachen  für  zu  wenden  haben,  welches 
g’leichwohl  zu  der  Ehesten  Erkänntniß  stehen  soll,  in  zwey 
rthl.  Straffe,  davon  die  Beysitzere  den  halben  Theil  zu  sich 
nehmen,  daß  übrige  aber  dem  Collegio  zum  besten  von  den 
Ehesten  aufgehoben,  und  in  die  Lade  geleget  werden  soll, 
verfallen  sein. 

Zum  22.  Würde  es  sich  auch  begeben,  daß  ein  Ge¬ 
wandtschneider  oder  Crahmer  in  dieser  Compagney  todts  ver¬ 
fahren  würde,  so  soll  deßen  hinterbliebene  Wittibe  der. 
Compagney  genießen  und  ihre  Handlung  nach  wie  vohr 
ohngehindert  fortsetzen,  jedoch  daß  sie  die  Gebühr  gleich 
den  andern  Compagney  Verwandten  jährlich  erlegen  und 
abstatten  soll. 

Zum  23.  Würden  auch  die  Compagney  Verwandten 
bey  ein  ander  versamblet  sein,  umb  ihre  Sachen  zu  ver- 
richteu,  so  soll  einer  den  andern  mit  ohngebührlichen 
Worten  nicht  anfallen  oder  schmehen,  wofern  aber  solches 
über  Zuversicht  geschege,  so  soll  der  oder  diejenigen,  so 
sich  deßen  unterfangen  würden,  von  den  H.  Beysitzern, 
Ehesten  und  gantzen  Collegio  zu  gebührender  Straffe  ge¬ 
zogen  werden. 
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Zum  24.  Was  dann  nuhn  also,  wie  obstehet,  der 
Compagney  an  Straffen  und  Antritts  -  Geldern  einkompt, 
solches  soll  nicht  durch  Gästerey  dissippiret  oder  verthan, 
besondern  alle  Jahr,  wann  die  wohlfeileste  Zeit  ist,  an  Rogcken, 
Weytzen  oder  Gersten  geleget,  solch  Getreyde  aufgeschüttet, 
in  gute  Acht  genommen,  auch  wan  Theurung  einfallen  ’müchte, 
es  den  Dürfftigen  ihres  Mitteiß,  oder  wan  sie  deßen  nicht 
benöthigt,  andern  Armen  in  der  Stadt  umb  einen  billigen 
Wehrt  verkaufet,  und  alle  Jahr  davon  richtige  Rechnung 
gethan,  auch  zu  dero  Behueff  etzliche  auß  der  Compagney, 
so  darauf  Achtung  geben,  verordnet  werden. 

Welche  nun  solchergestalt,  wie  obstehet,  in  die  Com¬ 
pagney  auf  und  angenommen  würden,  denselben  allein  soll 
vergünnet  seyn,  den  Tuch-  und  Kralimer-Handell  alhie  zu 
führen,  andern  aber  selbiges  nicht  verstattet,  besondern  gleich 
den  Böhnhaseu  und  Amptverderbern  geachtet  werden,  und 
krafft  dieses  abgeschafft,  sein,  und  wirdt  sich  ein  Jedt weder 
nach  dehni,  was  oben  gesetzet,  ohnnaehläßig  zu  richten 
wißen,  mit  dem  ausdrücklichen  Anhang,  da  über  verhoffen 
die  Eltesten  und  Compagney  Verwandten  nicht  feste  darüber 
halten  würden,  daß  als  dan  die  Contravenienten  derselben 
entsetzet,  oder  auch  nach  Befinden  dieß  Collegium  wieder 
cassirt  werden  soll,  wie  W7ir  dan  darüber  jedesmalig  so  offt 
es  die  Notturfft  erfordern  wirt,  festiglich  halten,  und  dawieder 
nichts  für  nehmen  laßen,  auch  diesen  Articuls-Brieff  zu 
mindern,  zu  mehren,  zu  enderu,  zu  verbeßern,  auch  nach 
Gelegenheit,  dafern  angeregte  Compagnie  sich  der  Gebühr 
nach  nicht  verhalten,  und  dazu  rechtmeßige  Anlaß  geben 
würden,  gentzlich  aufzuheben,  Unß  hieniit  per  expressuni 
reservirt  und  fürbehalten  haben  wollen,  sonder  Gefehrde, 
zu  mehrer  Beglaubung  haben  Wir  dieß  mit  Unßer  Stadt 
großen  Einsigell  confirmiret,  und  durch  Unsern  Syndicum 
subscribiren  laßen.  So  geschehen  Kyell  den  zwölfften  May 
des  Ein  Tausend  Sechshundert  Fünff  und  dreißigsten  Jahres. 

Harderus  Vake. 

I.  V.  D.  Synd. 
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Undt  uns  Unterthänig  gebethen,  Wir  geruheten  gnädig, 
angeregte  Behebung  nicht  allein  zu  confirrairen,  besondern 
auch  dahin  zu  extendiren,  daß  in  Unßern  Ambtern  und 
Landen  auf  zwoMeil  Weges  exclusive  umb  Unßer  Stadt  Kiebl, 
den  Supplicanten  zum  vorfangk  keine  Gewandthandeier  und 
Crahmer  geduldet  werden  möchten, 

Daß  Wir  demnach  in  Betrachtung,  daß  dadurch  Unser 
Stadt  Kiehl  aufnehmen  merklich  befördert  wird,  solchem  unter- 
thänigen  Suchen  in  Gnaden  statt  gethan,  Thun  es  auch  hie- 
mit  und  in  Krafft  dieses  Brieffes,  also  und  dero  gestalt,  das 
hey  angeregter  Behebung  es  allerdings  gelaßen,  und  von 
keinem,  er  sey  Frembder  oder  Einheimischer  dawieder  etwas 
fürgenommen  werden  soll,  Wir  concediren  und  erlauben 
auch  hiemit  in  Gnaden,  daß  auf  zwo  Meil  Weges  umb  viel 
angeregten  Unßer  Stadt  Kiehl,  in  Unsern  Ambtern  kein 
Gewandthandler  oder  Crahmer  geduldet,  noch  von  denselben 
außerhalb  des  Umbschlages  und  andren  hiehevor  verordneten 
Marckten  jenige  Wahren  bey  Verlust  deroselben  verkauffet 
werden  sollen,  jedoch  mit  diesem  außdrticklichen  reservat 
und  Vorbehalt,  daß  die  Supplicanten  sich  dieses  privilegii, 
mit  Steüer-  und  Übersetzung  der  Wahren  nicht  mißbrauchen, 
besondern  waß  desfalß  ratione  der  Taxt  alß  sonsten  in  Unßer 
künftigen  Policey  Ordnung,  oder  sonsten  disponiret  werden 
möchte,  gehorsamlich  unterwerffen,  und  demselben  unwei¬ 
gerlich  nachkommen  sollen,  wie  Wir  Unß  dan  auch  ohne 
das  ausdrücklich  Vorbehalten,  diese  ordinante  zu  declariren, 
zu  endern,  oder  nach  Befindung  des  Mißbrauches,  oder 
sonsten,  Unßern  Ermeßen  nach,  gar  aufzuheben,  zurück  zu 
nehmen  und  abzuschaffen. 

Urkundtlich  haben  Wir  dieses  mit  eigenen  Händen 
unterschrieben,  und  Unßer  Fürstl.  Secret  wißentlich  daran 
zu  beugen  befohlen.  So  geschehen  und  geben  auff  LJnßerm 
Schloß  Gottorf  den  7.  July  Ein  Tausendt  sechshundert  und 
fünff  und  dreyssigsten  Jahrs, 


Eriederich. 


Lebenslauf. 


Ich,  Max  Georg  Johann  Unterhorst,  evangelisch-lu¬ 
therischer  Konfession,  bin  am  6.  De/,.  1890  zu  Kiel  als 
Sohn  des  Lehrers  E.  Unterhorst  geboren.  Meinen  ersten 
Schulunterricht  erhielt  ich  in  der  I.  Knabenmittelschule  zu 
Kiel,  die  ich  3 ‘/a  Jahre  besuchte,  um  dann  in  das  Reform- 
Realgymnasium  einzutreten,  wo  ich'  Ostern  1910  meine 
Reifeprüfung  bestand,  um  Geschichte,  Staats  Wissenschaft, 
Deutsch  und  Philosophie  zu  studieren.  Meine  akademischen 
Lehrer  waren  in  Mönche  n  die  Herren  Professoren  Bissing, 
Brentano,  Burger,  Doeberl,  Grauert,  Kutscher,  v.  d.  Leyen, 
Paul,  Pöhlmann,  Unger,  Vogelstein,  Voll,  Wilhelm,  in  Kiel 
die  Herren  Professoren  Daenell,  Deussen,  Fraenkel,  Gering, 
Harms,  Hasenkamp,  Hoffman u,  Kauffmanu,  Kaufmann,  Kern, 
Klostermann,  Krümmel,  Leipoldt,  Martius,  Mecking,  Mensing, 
Rachfahl,  Rodenberg,  Schnitze,  Triepel,  Vitzthum,  Wüst. 

Ihnen  allen  bin  ich  für  meine  wissenschaftliche  Ausbildung 
zu  Dank  verpflichtet,  insbesondere  aber  Herrn  Prof.  Dr. 
Rach  fahl,  der  mich  auch  bei  Anlage  dieser  Arbeit  be¬ 
reitwilligst  unterstützte.  Bei  Benutzung  der  Archive  in 
Lübeck,  Schleswig,  Itzehoe  und  Rendsburg  habe  ich  stets 
größtes  Entgegenkommen  gefunden,  in  besonders  großem 
Maße  in  Kiel  bei  Herrn  Stadtarchivar  Dr.  Gundlach,  der 
sich  wegen  Herbeischaffung  aller  in  Betracht  kommenden 
Materialien  und  wegen  Durchsicht  der  Arbeit  meinen  ganz 
besonderen  Dank  verdient  hat.  Ich  versäume  nicht,  auch 
an  dieser  Stelle  nochmals  allen  Herren  zu  danken. 
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